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MAYBRIT ILLNER begann ihre journalistische Laufbahn nach 
dem Studium 1988 in der Sportredaktion des Fernsehens 
der DDR. Nach dem Fall der Mauer wechselte sie in die 
Auslandsredaktion, machte Reportagen und moderierte für 
den DFF das Abendjournal. Seit 1992 arbeitet sie für das 
ZDF, zunächst als Moderatorin, dann als Leiterin des ZDF- 
Morgenmagazins. Seit 1999 moderiert sie die erfolgreiche 
Polit-Talkshow Berlin Mitte, die 2007 in Maybrit Iliner 
umbenannt wurde. 


DR. HAJO SCHUMACHER studierte Journalistik, Politologie 
und Psychologie und promovierte mit einer Arbeit über 
politische Machtstrategien. Von 1990 bis 2000 arbeitete er 
als Redakteur beim Spiegel, von 2000 bis 2002 als 
Chefredakteur von Max. Heute arbeitet er als Autor, 
Moderator und freier Journalist. Von ihm erschienen u. a. die 
Bücher Kopf hoch, Deutschland (Blessing, 2005), Die zwölf 
Gesetze der Macht. Angela Merkels Erfolgsgeheimnisse 
(Heyne, 2007) und die Biografie von Klaus Wowereit ... und 
das ist auch gut so. (Blessing, 2007). 


Szenen einer Zugewinngemeinschaft 


Der Geheimbund von Volks- und Medienvertretern gehört zu 
den bestgehüteten Geheimnissen der Republik. Sie leben in 
gespannter Koexistenz zusammen, sie belauern und 
verachten, sie bewundern und sie brauchen sich. Bislang 
genossen Journalisten das Privileg, Politiker beurteilen zu 
dürfen. Jetzt schlägt die Macht zurück: Erstmals wagen 
führende Politiker ein klares Wort über die, denen bislang 
das Monopol auf Schlagzeilen gehörte. 


Im Leben des großen Journalisten Rudolf Augstein gab es 
viele historische Momente. Der Hamburger Verleger, der 
den Spiegel erfand, hat sie alle getroffen, die Großen und 
Erhabenen, Präsidenten, Kanzler und Gelehrte. Alle 
fürchteten Augsteins spitze Feder, die er vergnügt in die 
empfindlichsten Stellen der Macht bohrte. 


Eine Szene jedoch untergrub die Autorität des großen 
Journalisten nachhaltig, ein kurzer Moment vor der Kamera 
nur, über den sich allerdings Freunde wie Feinde, vor allem 
aber die Belegschaft des Blattes bis heute amüsieren. Da 
sieht man den mächtigen Verleger, wie er sich im 
Bundestagswahlkampf 1972 um Volksnähe müht, mitten auf 
der Straße in Rheda-Wiedenbrück. Augstein kandidiert 1972 
im Dienste der FDP für den Bundestag. 


Der Medienmann will kameragerecht das Spiel mit einem 
kleinen Jungen vortäuschen. Doch der Knirps fängt an zu 
brüllen. Er hat Angst, dass der fremde Mann ihm das 
Fahrrad wegnimmt. Der Kandidat ist ausgeliefert, dem Kind, 
der Kamera, den Lachern der Umstehenden. Grausame 
Politik. Man kann sich die genüssliche Gehässigkeit 


ausmalen, mit der der Spiegel die missglückte Szene 
geschildert hätte, wäre sie nicht dem eigenen Patriarchen 
unterlaufen. Kaum zwei Monate nach der Wahl gibt der 
Verleger sein Mandat zurück. Politik machen und Politik 
beschreiben, das sind offenbar völlig unterschiedliche 
Berufe. Augsteins Abenteuer illustriert einen Konflikt, der 
seither unvermindert schwelt. Journalisten halten Politiker 
durchweg für Fehlbesetzungen; Volksvertreter wiederum 
sehen in Medienmenschen bösartige Wesen, die nichts 
anderes im Sinn haben, als den Alltag in Kabinett, Parlament 
und Ministerien in ein permanentes Höllenfeuer zu 
verwandeln. 


Beide glauben insgeheim, den Job des anderen sehr viel 
besser erledigen zu können. Aber die wenigsten lassen es 
wirklich darauf ankommen. Allenfalls als Sprecher 
versuchen sich Journalisten, so wie einst Peter Boenisch 
oder Peter Hausmann in Diensten Helmut Kohls, Ulrich 
Wilhelm unter Angela Merkel, Uwe-Karsten Heye bei 
Gerhard Schröder oder Richard Meng bei Klaus Wowereit. Im 
Maschinenraum von Parlamenten oder Ministerien machen 
Journalisten sich dagegen rar. 


Umgekehrt gilt ebenfalls: Aktive Politiker finden sich 
außerhalb ihrer Parteiblätter kaum als Medienmacher. 
Manche liefern Gastbeiträge, die aber meist wiederum von 
eingangs erwähnten Sprechern verfasst sind. Der 
schreibfreudige Zeit-Herausgeber Helmut Schmidt bleibt 
eine Ausnahme. 


Mögen sie sich auch belauern und verachten, sie führen 
doch täglich bizarre Schwänzeltänze füreinander auf. 
Politiker und Journalisten sind einander in herzlicher 
Abneigung verbunden. Für die Öffentlichkeit führen sie gern 
und manchmal heftige Gefechte auf, doch kaum sind 
Kamera und Mikrofone verschwunden, rücken beide dicht 


zusammen. Meistens jedenfalls, und auch nur bis zur 
nächsten Schlagzeile. Manche hassen sich auch abgrundtief, 
einige teilen, kürzer oder länger, das Bett, andere schicken 
sich fröhlich eine SMS aus Redaktionskonferenzen oder 
vertraulichen Ausschusssitzungen. 


Der mediale Kontrolleur und sein Opfer haben über die 
Jahre teils metaphysische Beziehungen entwickelt. Manche 
kennen sich seit Jahren, ob Schulfreunde oder 
Studienkollegen, Parteianhänger oder Spezialisten, ob 
Laufpartner oder Zecher. Andere sind sich nie begegnet, 
wissen dennoch viel voneinander und kommunizieren 
oftmals täglich. Manche dieser oft nur auf Zugewinn 
ausgerichteten Journalist/Politiker-Paare dürften stabiler sein 
als die durchschnittliche deutsche Ehe. 


Wer sich mit wem bespricht, wer warnt, wer Papiere in 
einer Zeitung verborgen über den Kaffeehaustisch schiebt, 
wer sich mobbt und verachtet, entzieht sich den Augen der 
Öffentlichkeit. Nichts ist geheimer als die vielen Stränge, die 
sich wie ein Spinnennetz über Berlin legen, täglich 
stabilisiert durch E-Mail, SMS, Telefon oder persönliches 
Gespräch. Dass ausgerechnet die Öffentlichkeit ein 
geheimes Hinterzimmer hat, gehört zu den Paradoxien, die 
die moderne Demokratie in Betrieb halten. 


Das Miteinander, das in Zeitungen, Fernsehen, Radio 
oftmals kritisch distanziert wirkt, ist tatsächlich ziemlich 
innig, wie der Rücktritt des Bundeswirtschaftsministers 
Michael Glos schön illustrierte. Weil der Müllermeister aus 
Franken über viele Jahre als gute Quelle und zuverlässiger 
Starkspruchlieferant galt, blieb er von allzu übler Kritik 
verschont. Auch SPD-Fossil Peter Struck genießt einen über 
viele Legislaturperioden aufgebauten Schutz. 


Fakt ist: Das Verhältnis von Journalisten und Politikern 
gehört zu den bestgehüteten Geheimnissen der Republik. 
Beide bilden einen Geheimbund, zusammengehalten durch 


das Bewusstsein großer Wichtigkeit. Theoretisch bilden 
beide jenen virtuellen Raum, den Politikwissenschaftler 
demokratische Öffentlichkeit nennen. Praktisch marschieren 
sie oft jahrzehntelang einträchtig durch die Institutionen und 
Redaktionen. 


Politiker und Journalisten sind in fröhlicher Co- 
Abhängigkeit vereint. Die Sucht nach Macht und 
Aufmerksamkeit würden beide entschlossen dementieren, 
aber genau diese Sucht ist es, die sie zusammenhält. Der 
eine hat Macht und Bedeutung, der andere herrscht über 
Schlagzeilen, Tageskurse und Karriereverläufe. Erst 
zusammen wird für beide eine Droge daraus, die täglich 
verfügbar ist, in digitalen Zeiten sogar rund um die Uhr. 
Konrad Adenauer und Willy Brandt konnten noch 
wochenlang ungestört die Ferien verbringen, der bloggende 
Parlamentarier muss in Echtzeit auf jeden Quatsch reagieren 
- sonst zeihen Journalisten ihn der Bürgermissachtung. 


Kritik ist die Kraft, die den politisch-journalistischen 
Komplex zusammenhält. Nichts liest der Politiker morgens 
mit mehr genüsslicher Abneigung als den Kommentar seines 
publizistischen Lieblingsfeindes. Und nichts liefert der 
Journalist lieber als eben jene Zeilen, von denen er hofft, 
dass sie den Kritisierten treffen mögen. 


Es sei denn, der Politiker hat gute Informationen geliefert. 
Dann kommt er ungenannt davon oder wird womöglich gar 
gelobt. Doch Zuspruch bleibt die Ausnahme: Nichts ist in 
Redaktionen verpönter als ein nettes Wort über Politiker; 
nichts Öödet den Leser vermeintlich mehr an. 


Macht ist Mehrheitsbeschaffung in Gremien und 
Parlamenten, und die funktioniert vor allem via 
Öffentlichkeit, also Medien. Manisch hämmern immer mehr 
Abgeordnete und ihre Mitarbeiter auf ihre Blackberrys, um 
sekundengenau das Meinungsklima zu ermitteln. Ist der 
Zeitpunkt günstig, seinen Journalistenkumpel anzurufen und 


eine schwelende Debatte zu befeuern? Oder könnte die 
Kanzlerin verärgert sein? Und was machen die Rivalen wohl 
gerade jetzt? 


Öffentliche Meinung diktiert politisches Handeln. Mögen 
sich die Regierenden noch so skeptisch über Journalisten 
außern, am Frühstückstisch lesen sie sich dennoch täglich 
vor, was SZ-Kister und FAZ-Bannas, Stern-Jörges oder Bild- 
Wagner wieder geschrieben haben. Und sie beziehen deren 
Aufsätze, in Ermangelung von Kontakt mit echten 
Menschen, oftmals in ihre Überlegungen mit ein. Zugleich 
dienen Journalisten als Vermittler jener Wirklichkeit da 
draußen im Lande, die der Politik bisweilen entgeht. Den 
Journalisten aber oftmals auch. Gemeinsam bilden sie eine 
Membran, an der Macht und Meinung täglich neu 
ausgetauscht werden. 


Der Einfluss von Druckwerken und Fernsehen ist derartig 
groß, dass kaum eine politische Entscheidung auch nur 
vorsichtig angedacht wird, ohne die Medienreaktion 
akribisch mitzuplanen. Es ist wie beim Schach: Politiker 
instrumentalisieren Journalisten; diese wissen um ihre Rolle 
und wehren sich durch Misstrauen, Widerspenstigkeit oder, 
am schlimmsten, durch hartnäckige Recherche. Diesem 
Streben nach der Story versuchen die Politiker wiederum zu 
entgehen, indem sie die Medienvertreter auf andere Fährten 
locken, zum Beispiel mit vertraulichen Informationen über 
das Treiben der politischen Konkurrenz, ganz gleich, ob in 
der eigenen oder einer anderen Partei. 


Jeder führt in dieser verhängnisvollen Affäre eine scharfe 
Waffe in der Hand. Politiker entscheiden, Journalisten 
bewerten. Und jeder fühlt sich dem anderen ausgeliefert. 
Zwischen beiden Berufsgruppen herrscht eine eigene 
Hochspannung, ein eigenartiges Mikroklima von Belauern 
und Vertrauen, von Angst und Begehren, von Belohnen und 
Bestrafen, von Liefern und Bezahlen. Der eine kann 


Informationen liefern, der andere eine Schlagzeile 
hunderttausendfach in die Welt setzen. Und täglich grüßt 
die Angst, man könnte von der Macht des anderen 
abgeschnitten werden. 


Das herrlich grausame und hochemotionale Spiel 
zwischen Journalisten und Volksvertretern gehört zu den 
Grundpfeilern der Demokratie. Politische Entscheidungen 
brauchen Transparenz; erst Öffentlichkeit, vom Entwurf bis 
zur Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt, legitimiert das 
Regelwerk. Journalisten machen jede Entscheidung der 
Regierenden für den Bürger transparent, verständlich und 
nachvollziehbar - theoretisch jedenfalls. 


Aus normativer Sicht haben Zeitungen, Hörfunk, Fernsehen 
und ihre digitalen Kinder im politischen System drei 
Funktionen zu erfüllen. Kerngeschäft ist die Information, das 
nachrichtliiche Reportieren über Geschehnisse und 
Meinungen - möglichst vollständig, objektiv und 
verständlich. Medien informieren, indem sie berichten. 
Klingt einfach, birgt aber bereits die ersten Untiefen. Was 
zum Beispiel ist mit den vielen Geschehnissen, über die 
nicht berichtet wird? Kommen wirklich alle relevanten 
Stimmen zu Wort? Berichten Medien das, was die Menschen 
interessiert, oder vielfach das, was vor allem andere Medien 
interessiert? Unterhalten sich Journalisten und Politiker nicht 
am liebsten mit sich selbst? Ist es nicht eher Zufall, wenn 
aus diesem Binnen-Dialog hin und wieder etwas 
Verwertbares für den Normalbürger abfällt, der von den 
Berliner Machtspielchen ohnehin wenig versteht? 


Mit Luhmann gesprochen ist nicht jede Information, die für 
das politische System eine solche darstellt, auch für das 
mediale System relevant. Höchst selten findet die immens 
wichtige Arbeit in den Ausschüssen der Parlamente 
angemessene Aufmerksamkeit. Weiterhin muss selbst eine 


Information, die Politik und Medien interessiert, noch lange 
nicht vom gesellschaftlichen System für relevant befunden 
werden - das alltägliche Parteien- oder Koalitionsgebalge 
zum Beispiel. Minimalkonsens aller drei Systeme ist das 
Erzeugen von Aufmerksamkeit. Folglich ist weniger 
objektive Berichterstattung das handlungsleitende Motiv 
des Reporters, sondern mehr oder weniger lautstarker 
Krawall. Widersprüche sind dabei systemimmanent, wenn 
über die Verflachung des politischen Diskurses geklagt wird, 
um gleich darauf ausgiebig über uneheliche Kinder, edle 
Anzugmarken und Kanzlerinnenfrisuren zu berichten. Der 
demokratische Wert wird je nach Bedarf ex post konstruiert. 


Zweite Aufgabe der Medien ist die Artikulationsfunktion. 
Idealtypisch lassen Journalisten alle gesellschaftlichen 
Gruppen zu Wort kommen, nicht nur die Starken und 
Mächtigen, sondern auch Unterprivilegierte, Schwache und 
Minderheiten. Die Idee: Medien wirken ausgleichend, 
überbrücken Gräben anstatt sie aufzureißen, schaffen 
Verständnis. 


Ein hehrer Anspruch, nur leider oftmals nicht kompatibel 
mit der Logik medialer Aufmerksamkeit, wie die sogenannte 
Diätendebatte eindrucksvoll zeigt. Wohl jeder Journalist teilt 
die Ansicht, dass qualifizierte Parlamentarier und 
Regierende nur mit gutem Lohn zu bekommen sind. Kaum in 
der Redaktion, nimmt der Journalist seine gelernte Jägerrolle 
ein und geißelt umgehend das kleinste Indiz für 
Diätenerhöhung. Ein empörtes »Die da oben bedienen sich 
selbst« hat noch in jeder Konferenz, in jedem Kommentar 
gezogen. Die Politik wiederum spielt Verstecken und sucht 
die Erhöhung der Bezüge an den Reportern vorbei zu 
schmuggeln. Natürlich kommen ihr die Medien auf die 
Schliche und die Empörung ist gleich doppelt groß. 


Mediale Logik und gesunder Menschenverstand schließen 
sich oftmals aus. »Das Diäten-Thema beweist, wie Reflexe 


und Gegenreflexe wirken, fernab jeder Vernunft«, klagt eine 
erfahrene Ministerin. »Erst verjagen die Journalisten die 
guten Politiker in die Wirtschaft, dann beklagen sie den 
Mangel an guten Politikern.« 


Der Triumph der Stereotypen verändert das 
gesellschaftliche System nicht, sondern stabilisiert es bis zur 
Bleiernis. Minderheiten oder ihre Meinungen haben oftmals 
wenig Chancen, öffentlich wahrgenommen zu werden. 
Mögen die Medien auch eine Artikulationsfunktion für die 
Unterprivilegierten haben, am Ende siegt dann doch der 
Mainstream, der ganz wesentlich vom Fernsehen diktiert 
wird. Bundestagsabgeordnete, die einfach nur sorgfältig im 
Haushaltsausschuss die Milliarden wenden, haben keine 
Chance gegen die herrschenden Gesetze medialer 
Aufmerksamkeit. 


Prominenz ist Macht, Unscheinbarkeit ist Ohnmacht. Auch 
im politischen Berlin gilt: Nur Prominente sind in der Lage, 
durch ihre Kommunikation Resonanz zu erzeugen und 
bestenfalls sogar eine Debatte auszulösen, an der sich 
möglichst viele Akteure möglichst konfrontativ beteiligen. 
Mediale Macht beschleunigt Kommunikation und erzeugt 
somit konkrete Macht. Die Artikulationsfunktion rückt damit 
in den Hintergrund. 


Dritte Aufgabe der Medien ist die Kritik- und 
Kontrollfunktion - gemeint ist ernsthafte und fachlich 
versierte Auseinandersetzung mit komplexen 
Gesetzesvorhaben. Das ist schon deswegen kaum zu 
leisten, weil monströse Regelwerke, etwa eine Novelle im 
Gesundheitswesen, umfassend unverständlich angelegt sind 
und in letzter Sekunde auch noch mit Dutzenden von 
Sonderregelungen versehen werden. Kaum eine Redaktion 
leistet sich überhaupt noch Experten. Es regiert der 
Generalist, der aus jedem kleinen Normverstoß mit 
routinierter Empörung einen Skandal, die ultimative Krise, 


Sensationen und Katastrophen erdichten kann. Nichts ist 
langweiliger als ein halbwegs geordneter Gesetzesfluss, der 
übrigens in 90 Prozent der Fälle funktioniert - auch 
deswegen, weil mediale Kritik und Kontrolle meist dem 
Mainstream folgt. 


Ob und wie diese drei demokratischen Funktionen erfüllt 
werden, hängt entscheidend vom Standpunkt des 
Betrachters ab. Journalisten würden ihre Aufgabe als vierte 
Gewalt als gut erledigt ansehen, zumindest in der Summe 
aller Medien betrachtet. Journalisten fühlen sich als 
Kontrolleure der Macht, so lernen es die Jungen von den 
Alten. 


Politiker dagegen würden heftig dementieren, dass die 
Medien ihren Pflichten fürs Gemeinwohl gerecht werden. Da 
ist was dran: In vertraulicher Runde gibt nahezu jeder 
Journalist zu, nicht etwa die hehren Anforderungskataloge 
der theoretischen Demokratie abzuarbeiten, wie sie in 
berufsständischen Geboten oder in 
Rundfunkstaatsverträgen formuliert sind. Vielmehr lautet 
das Alltagsraster: Wo gibt es gute Bilder? Wie lässt sich eine 
Story erzählen, die den seit jeher erfolgversprechenden 
Mustern von Gut/ Böse, Oben/Unten, Arm/Reich folgt? Wo 
lauert Streitpotenzial, das womöglich über die nächsten 
Tage eskaliert und von anderen Medien aufgegriffen wird? 
Wo lässt sich eine Lappalie zu einem Skandal aufblasen? 
Was macht dem Chef Freude? Was hilft Auflage und Quote? 


Nach diesen Kriterien funktionierte Journalismus schon 
immer, die ersten vier bundesrepublikanischen Jahrzehnte 
sogar ziemlich berechenbar. Doch seit dem Umzug von Bonn 
nach Berlin im Jahre 1999 hat sich das Verhältnis zwischen 
Politik und professionellen Öffentlichkeitsherstellern 
dramatisch verändert. 


Das kleine Bonn war übersichtlich; es galten Regeln, an 
die sich alle zu halten hatten, die mitspielen wollten. 
Politiker lieferten Informationen, Journalisten bezahlten mit 
anständigen Beiträgen. Was vertraulich war, blieb es oft. Die 
meisten Bonn-Korrespondenten waren Fachleute, vor allem 
aber Fans. Bei aller Konkurrenz unter den Medien gab es 
einen gemeinsamen, durchaus elitären Comment, das 
Soziotop Bonn gegen die Welt da draußen zu schützen. 
Einträchtig saßen alle in einem Boot. 


In Berlin war plötzlich alles anders, exemplarisch 
abzulesen am Kursverfall des Medienkanzlers. Gerhard 
Schröders Umgang mit Journalisten galt als modern, als 
kumpelig und professionell, so wie es Bill Clinton und Tony 
Blair vorgemacht hatten. Journalisten und Regierungschef 
mochten sich, jedenfalls bis zur Wahl. Schröder war immer 
für einen Spruch zu haben, für ein nettes Bild, für ein 
aufmunterndes Schulterklopfen. 


Kaum im Kanzleramt, wandelte sich das Verhältnis 
grundlegend. Der journalistische Jagdinstinkt machte auch 
vor Medienkanzlern nicht halt. Brioni wurde zur Staatsaffäre, 
der Ton insgesamt schroffer. Schröder zog sich zurück, und 
bereute, etwa der Hälfte aller deutschen Reporter das »Du« 
angeboten zu haben. Nähe wandelte sich zur 
Distanzlosigkeit. Viel Respekt war verlorengegangen, »Feuer 
frei« lautete die Devise für alle. Hinzu kam: Die Konkurrenz 
in Berlin war größer, die Bonner Verschwiegenheitsregeln 
unbekannt, zudem verschärfte das Internet den Wettbewerb 
immens. 


Was Schröder erlebte, haben seither viele Volksvertreter 
durchgemacht. Lungerte in Bonn das vertraute Dutzend der 
Verdächtigen vor den Sitzungssälen, lauert heute eine halbe 
»Krawallerie«. Zwei Dutzend Kamera-Teams sind keine 
Seltenheit. Doch mehr als ein knalliges Zitat will kaum einer 


haben. Themen, die nicht in einer halben Minute zu 
erklären, besser noch zu skandalisieren sind, verschwinden 
von der medialen Agenda. 


Die Vervielfachung der Medienkanäle, begleitet von 
Personalabbau und gleichzeitiger Beschleunigung führte zu 
permanenter Oberflächenspannung. Immer schneller, 
immer empörter dreht sich seither das mediale Rad, immer 
mehr Anbieter dreschen immer atemloser immer banalere 
Inhalte in die Welt. Relevant oder nicht, Politiker brauchen 
diese Aufmerksamkeitsfetzen, schon deswegen, um im 
Wahlkreis zu zeigen, dass sie tatsächlich in Berlin beim Spiel 
der Großen und Mächtigen mitwirken. 


Das oftmals unwürdige Schauspiel erzeugt bei vielen 
Politikern ein Befremden, wachsende Skepsis, 
Unzufriedenheit. Wie weit muss man sich der Medienlogik 
beugen? Mochte in Bonn zuviel Nähe zwischen Medien und 
Politikern geherrscht haben, so ist Berlin gekennzeichnet 
von Kontrollverlust. 


Die Folge ist ein Mummenschanz. Viele Volksvertreter 
haben sich inzwischen eine Medienpersönlichkeit zugelegt, 
eine zweite Haut gewissermaßen, und die passende Sprache 
dazu. Kameragerecht wird im Wesentlichen nichts gesagt. 
Denn jedes ehrliche Wort führte nur zu Ärger. 


Der Politikwissenschaftler Karl-Rudolf Korte unterscheidet 
zwischen Darstellungs- und Entscheidungspolitik, vulgo 
zwischen symbolischen Akten für Fotografen und 
Kamerateams und tatsächlichem Handeln hinter 
verschlossenen Türen. In eben diese beiden Welten zerfällt 
das politische Berlin: Bühne und Hinterzimmer Und in 
beiden sind Politiker und Journalisten zu Hause, manchmal 
enger als der Bürger sich es vorstellen mag. 


Dieses Buch ermöglicht zum ersten Mal einen Blick in jene 
Blackbox, in der sich Politiker und Journalisten bewegen. 
Bislang verwalteten Journalisten das Monopol dessen, was 
an die Öffentlichkeit dringt. Jetzt ist die Politik an der Reihe. 
Von schonungslos bis liebevoll, von spöttisch bis analytisch 
reichen die Tonlagen, in denen die junge Elite der deutschen 
Politik die Titanen des deutschen Journalismus besingt. 


So ist ein Lesebuch entstanden, ein Aufklärungswerk, ein 
unterhaltsames und angenehm bissiges Kompendium zum 
besseren Verständnis der Berliner Republik. Die Beiträge 
mögen Gräben aufreißen, Brücken schlagen, Staunen 
erzeugen und Lacher - aber sie verbreiten niemals 
Langeweile. Dafür gilt allen Autoren unser herzlicher Dank. 


Maybrit IlIner/Hajo Schumacher 


DR. KARL-THEODOR ZU GUTTENBERG 
Der »Journalist ohne Namen« 


Entgegen aller Möglichkeiten, einen der zahlreichen 
tatsächlichen oder gelegentlich selbsternannten exzellenten 
Journalisten zu porträtieren, fiel meine Entscheidung auf den 
»Journalisten ohne Namen«. Idealbild des Betrachters oder 
Fassade für den journalistisch - nicht selten investigativ - 
Tätigen? 


Zum Idealbild des »Journalisten ohne Namen« für den 
Politikschaffenden: Mit dieser Figur eröffnet sich 
unvermittelt die Option, einen zugegeben brachialen 
stilistischen Trick anzuwenden: denn der »Journalist ohne 
Namen« hat die wundersame Eigenschaft, mich wie ein 
weißes Blatt Papier dazu einzuladen, in aller unverschämt 
genommenen Freiheit und mit einem erkennbaren 
Augenzwinkern zu skizzieren, welche journalistischen 
Qualitäten ein Bundesminister als besonders erwähnenswert 
für diese Zunft hält. 


Der »Journalist ohne Namen« vereint als absoluter 
Allrounder wie selbstverständlich die Kompetenzen für 
mehrere Mediensparten in seiner Person: TV-, Hörfunk-, 
Zeitungs-, Magazin-, Online-, Agentur- und Fotojournalismus; 
alle Bereiche werden durch ihn gleichermaßen kreativ und 
hochbegabt abgedeckt. Das hat für den Politiker den 
unschätzbaren Vorteil, mit einem einzigen Pressestatement 
alle Medienfelder bedienen zu können. Wie ungemein 
zeitsparend und potenziell konfliktfrei für nahezu alle 
Beteiligten. 


Der Beliebtheitsgrad des »Journalisten ohne Namen« ist 
im unmittelbaren Umfeld des Verfassers dieser Zeilen 


unerhört hoch. Nicht nur, dass er den Bundesminister durch 
das Wegfallen von Presseterminen entlastet, er erfreut das 
Büro desselben zudem durch seine wunderbare Gabe, 
genau dann anzurufen, wenn man ohnehin gerade an ihn 
gedacht hat, und gibt seiner Wertschätzung gegenüber 
jedem Mitarbeiter beredt und gewandt Ausdruck. Zudem 
wissen wir alle am »Journalisten ohne Namen« zu schätzen, 
dass er sich - genau wie die Politiker - stets an die 
allgemeinen Büro- und Geschäftszeiten hält. Von Anfragen 
an Wochenenden, Ostern, Pfingsten und Weihnachten sieht 
er selbstredend ab. 


Fraglos ist der »Journalist ohne Namen« politisch höchst 
versiert und verfügt über einen stupenden Bildungshorizont, 
weiß intellektuell zu überraschen und ist dem Politiker 
letztlich ein optimaler Gesprächspartner. Ein Quell steter 
Inspiration. Das heißt allerdings nicht, dass man auch ihn 
selbst nicht immer wieder durch umfassendes Fachwissen 
beeindrucken könnte. Bereits der Gesichtsausdruck im 
Dialog sollte hierauf schließen lassen. Was die Gespräche 
mit dem »Journalisten ohne Namen« so reizvoll gestaltet, ist 
der Umstand, dass sie sich ausschließlich um politische 
Inhalte drehen. Personalien, Gerüchte, Spekulationen oder 
gar Intrigen interessieren den »Journalisten ohne Namen« 
nicht, er empfindet sie als abstoßend und beteiligt sich 
offensiv und mit Sendungsbewusstsein am Zuschütten jener 
Abgründe. 


Nie plant der »Journalist ohne Namen« einen Überfall, 
etwa indem er eine Agenturmeldung zückt, in der man mit 
Worten zitiert wird, die man selbst noch nicht kennt. Der 
»Journalist ohne Namen« ist ein enger Vertrauter. Überall wo 
man auftaucht, findet auch er sich ein: Bei 
Pressekonferenzen etwa wartet er geduldig, um verlässlich 
und ausgewogen zu bewerten, wie der politische Protagonist 
vor einer größeren Zuhörerschaft stante pede fünfzig 
hochkomplexe gesellschaftliiche Problemfelder inklusive 


CSU-Position in zwanzig Minuten anschaulich abhandelt. Und 
zuletzt: Der »Journalist ohne Namen« ist gänzlich uneitel. 


An diesem Punkt gilt es eine Bilanz zu ziehen. Ich blicke auf 
ein Papier mit dem Titel »Der Journalist ohne Namen«. Das 
Blatt Papier, das als Blanko-Vorlage dienen sollte, streiche 
ich durch. Ich sitze wieder vor einem weißen Blatt und 
erinnere mich an die zahlreichen Journalisten, die ich 
mittlerweile kennenlernen durfte. 


Nach meinem kurzen gedanklichen Exkurs über den 
»Journalisten ohne Namen« wird eines offensichtlich: Ich 
schätze diese bunte Truppe so wie sie ist. Sie ist ein 
Spiegelbild unserer Gesellschaft. Unermüdlich nachhakend 
und deshalb nicht immer unbedingt bequem. Gottlob 
oftmals kritisch, was uns Politiker antreibt, mit guten und 
eingängigen Argumenten in der Diskussion zu überzeugen, 
insgesamt für die Demokratie und unsere Politik 
unersetzlich. 


Und doch: Undeutlich schimmert hinter der eingangs 
angedeuteten Fassade auch ein tatsächlicher »Journalist 
ohne Namen«, allerdings einer, der nicht nur das absurde 
Idealbild zu konterkarieren weiß. 


DER AUTOR 


Dr. Karl-Theodor zu Guttenberg (geb. 1971 in München) ist 
seit Februar 2009 Bundeswirtschaftsminister. Der ehemalige 
CSU-Generalsekretär und promovierte Jurist arbeitete unter 
anderem als freier Journalist bei der Tageszeitung Die Welt. 


DR. GUIDO WESTERWELLE 


Der Preuße - Mainhardt Graf von 
Nayhauß vertritt die alte Schule als 
einer der Letzten 


»Der Zeitungsschreibers, so soll der preußische 
Ministerpräsident Otto von Bismarck im Jahr 1862 gesagt 
haben, »ist ein Mensch, der seinen Beruf verfehlt hat.« Ob 
er auch so über den Grafen Nayhauß gesprochen hätte? 


Mainhardt Graf von Nayhauß-Cormons - so der vollständig 
lautende einschüchternde Name - nimmt sich Bismarcks 
Vorwurf ganz bestimmt nicht zu Herzen. Ihm ist der Beruf 
Berufung. Sieben Kanzler und eine Kanzlerin hat Mainhardt 
Graf Nayhauß persönlich erlebt und begleitet. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat sich in dieser Zeit von 
Grund auf gewandelt. Graf Nayhauß nicht - er ist sich und 
seinem Publikum treu geblieben. 


»Entscheidend ist ja, dass man beim Leser ankommt und 
nicht für sein eigenes Ego schreibt, also vielleicht 
hochtrabende außenpolitische Kommentare, in denen man 
dem amerikanischen Präsidenten sagt, was er tun soll - liest 
ja kein Mensch und schon gar nicht der Präsident«, hat 
Mainhardtt Graf Nayhauß einmal selbst seinen 
journalistischen Anspruch skizziert. 


Mainhardt Graf Nayhauß ist Jahrgang 1926. Regulär hätte er 
also schon 1991 in Rente gehen können - rein theoretisch. 
Praktisch hält Mainhardt Graf Nayhauß bis heute nichts vom 
Kürzertreten. Er zählt seit mehr als fünf Jahrzehnten zum 
journalistischen Inventar der Bonner und Berliner Republik. 


Mainhardt Graf Nayhauß ist für seine Disziplin und seine 
Unermüdlichkeit bekannt. In Sitzungswochen des Deutschen 
Bundestages gibt es bei der FDP-Bundestagsfraktion 
üblicherweise ein Pressefrühstück des Fraktionsvorsitzenden 
mit zwei oder drei Dutzend Journalisten. In den 
Sitzungswochen, in denen der Bundeshaushalt beraten und 
beschlossen wird, findet allerdings zeitgleich am 
Mittwochvormittag im Plenum des Deutschen Bundestages 
die sogenannte »Elefantenrunde« statt, die rhetorische 
Generalabrechnung von Regierung und Opposition. Also 
bitten wir regelmäßig um Verständnis, dass an diesen Tagen 
das Pressefrühstück ersatzlos entfällt - was der Graf per E- 
Mail kernig kommentierte: »Schade! Andere lassen trotz 
Haushaltswoche das Hintergrundgespräch nicht ausfallen! 
Nayhauß.« 


Journalistische Sorgfalt gepaart mit einem 
außerordentlichen Instinkt für Themen und Entwicklungen 
haben Mainhardt Graf Nayhauß zu einem legendären 
Nachrichtenjäger und -sammler gemacht. Wer auch immer 
etwas Interessantes, Bemerkenswertes, Seltsames oder 
Lustiges im politischen Berlin hört, erlebt oder als 
Schriftstück zwischen die Finger bekommt, geht damit wie 
selbstverständlich zuerst zu Graf Nayhauß. Viele seiner 
Kollegen wären schon froh, wenn sie bloß eine seiner 
zahllosen Anekdoten und Geschichten als Erster 
veröffentlichen könnten. 


Mainhardt Graf Nayhauß ist ein Meisterkolumnist. Die 
Kolumne, also eine eigene, fest reservierte Spalte im Blatt, 
ist etwas Besonderes, weil sie eine konstante Qualität von 
Form und Inhalt voraussetzt, die nicht jedem Journalisten 
vergönnt ist. Mehrere Kolumnen in verschiedenen Blättern 
bestückt Graf Nayhauß auch als über Achtzigjähriger nach 


wie vor in jeder Woche. Damit ist er ein konkurrenzloser 
Auflagenmillionär. 


Schon lange vor der Erfindung des Internets hat Mainhardt 
Graf Nayhauß außer als Verfasser auch als Fotoreporter 
gearbeitet. Was als Notlösung begann - er kaufte sich eine 
professionelle Fotoausrüstung, weil bei den wichtigsten 
Terminen auf Kanzlerreisen oft nur Fotografen und keine 
schreibenden Journalisten zugelassen waren - wurde zum 
konstanten Erfolgsfaktor. Der Graf war schon multimedial, 
als es das Wort noch gar nicht gab. 


Mainhardt Graf Nayhauß hat einen formvollendeten Stil und 
Auftritt. Oft genug wurde er deshalb von den Türstehern der 
Macht eher der Entourage der Regierenden zugerechnet als 
der Truppe der sie begleitenden Medien - was er so klug zu 
nutzen verstand, dass sich ihm auf der politischen 
Weltbühne wiederholt entscheidende Zugänge boten, die 
kein anderer jemals erhielt. 


Mainhardt Graf Nayhauß hat aber nicht nur als 
journalistischer Grandseigneur, sondern auch ganz privat 
meine Hochachtung. Gerne erinnere ich mich an die von 
Gräfin und Graf Nayhauß gegebenen Empfänge zur 
vorabendlichen Einstimmung auf den Bundespresseball. Vor 
allem aber denke ich zurück an einen Abend, an dem ich bei 
mir zu Hause zum Essen geladen hatte. Der Graf hatte 
wegen anderweitiger Verpflichtungen absagen müssen, 
bekam aber durch ein vorzeitiges Ende seines dienstlichen 
Termins doch noch unerwartet die Gelegenheit, gegen zehn 
Uhr abends zu uns zu stoßen. Mir persönlich war es etwas 
peinlich, ihm keinen Platz und kein Gedeck freigehalten zu 
haben, sondern nur einen dazu gestellten Stuhl anbieten zu 
können. Die jugendliche Unkompliziertheit und Lässigkeit 
von Graf Nayhauß an diesem Abend hat mich tief 
beeindruckt. Ich habe ihn damals ins Herz geschlossen. 


Hat, so werden Sie sich fragen, Guido Westerwelle 
eigentlich auch jemals etwas auszusetzen gehabt an 
Mainhardt Graf Nayhauß? Vielleicht - aber jeder Politiker 
weiß aus Erfahrung sehr gut: Nur Schweigen kann nicht 
falsch zitiert werden. 


DER AUTOR 


Dr. Guido Westerwelle (geb. 1961 in Bad Honnef) ist seit Mai 
2001 Bundesvorsitzender der FDP und steht der FDP- 
Bundestagsfraktion vor. In seiner Amtszeit wurde das 
Grundsatzprogramm der FDP, die Wiesbadener Grundsätze, 
verabschiedet. Der promovierte Rechtsanwalt lebt in Bonn 
und Berlin. 


KATJA KIPPING 


Eine Medienkooperative - das wär’s - 
Susanne Götze 


Zum ersten Mal traf ich Susanne Götze im Herbst 2007 in 
Basel auf einem internationalen Kongress zum 
Grundeinkommen, über den sie für zwei Zeitungen schrieb. 
Von Basel fuhr sie direkt weiter Richtung Kosovo. Dort 
recherchierte sie über die Arbeit der Friedensorganisationen 
und das Alltagsleben der Menschen kurz vor der postulierten 
kosovarischen Unabhängigkeit. Von dort aus ging es weiter 
nach Budapest zu einem globalisierungskritischen Festival, 
über das sie gleichfalls berichtete. 


Freie Journalisten wie Susanne Götze bekommen, wenn 
man nicht gerade für gut zahlende, mit Anzeigen 
vollgestopfte Magazine schreibt, in der Regel 50 bis 100 
Euro für einen abgedruckten Artikel. Lohnt für solch ein 
Einkommen die Teilnahme an einem zweitägigen Kongress 
in der Schweiz oder anderswo, auch wenn An- und Abreise 
gelegentlich von den Auftraggebern erstattet werden? Es 
gibt sicher effizientere Weisen, seinen Lebensunterhalt zu 
verdienen. Doch bei solchen Reisen und Kongressen kann 
sich die Journalistin mit Themen beschäftigen, die den 
Menschen Susanne Götze ebenfalls umtreiben. Arbeit ist für 
die junge Joumalistin mehr als reiner Gelderwerb. Die 
zwanghafte Aufspaltung der Lebenszeit in entfremdete 
Lohnarbeit, der man nachgehen muss, und sogenannte 
Hobbys, für die man sich eigentlich interessiert, für die 
jedoch kaum Zeit bleibt, ist für Susanne Götze 
abschreckend. Sinnstiftung und Gelderwerb sollten 
möglichst zusammenfallen. Und mit diesem Bedürfnis steht 


sie nicht alleine da. Womöglich rührt auch daher ihr 
Interesse am Thema Grundeinkommen. 


Ihr Weg in den Journalismus begann nicht wie üblich mit 
familiären Vorbildern, der Mitarbeit an einer Schülerzeitung 
oder dem direkten Studium, sondern mit Praktika bei 
verschiedenen Tageszeitungen, wahrend sie zugleich 
Literaturwissenschaften, Politik und Geschichte in Potsdam 
studierte. Nach dem zweiten Praktikum im Jahr 2002 stand 
ihr Entschluss fest, als freie Journalistin tätig zu werden. Am 
Anfang stand auch bei ihr das bekannte Klinkenputzen. 


Inzwischen schreibt sie für so unterschiedliche Medien wie 
die taz, die Frankfurter Rundschau, das Neue Deutschland 
oder die Wirtschaftsnachrichtenagentur Dow Jones. Susanne 
Götze selbst bezeichnet ihren Zugang zum Journalismus als 
untypisch. Sie jagt nicht hektisch dem reißerischen 
Aufhänger oder der Story hinterher. Ihr Interesse gilt erst 
einmal dem Gesamteindruck, dem gesellschaftlichen Bezug. 
Verschiedene Bereiche zu vernetzen - das ist ein wichtiges 
Motiv für die 28-jährige Berlinerin: »Vor eingefahrenen 
Perspektiven, die den Blick auf das Unbekannte, Neue 
verdecken, muss man sich schützen.« Die Medien haben 
großen Einfluss, daraus folge eine enorme Verantwortung. 
Um dieser gerecht zu werden, ist eine mehrdimensionale 
Sicht auf die Dinge nötig. Das stößt im eingefahrenen 
Redaktionsbetrieb nicht selten auf Ablehnung. »Einmal«, 
erzählt sie, »wollte ich in einem Bericht über die junge 
Untergrundbewegung in Ägypten Literatur und Journalismus 
verbinden.« Doch neue Herangehensweisen seien eben 
oftmals nicht erwünscht. 


Die Verknüpfung von Literatur und Journalismus steht für 
ihren Lebensentwurf. Seit sieben Jahren führt Susanne 
Götze, wenn man so will, ein Doppelleben. Einen Teil des 
Tages ist sie Studentin der Literaturwissenschaften. Andere 


Teile des Tages und der Nacht widmet sie ihrer zweiten 
Leidenschaft: dem Journalismus. Hinzu kommt ganz normale 
Textarbeit für Medienbüros, denn leben kann sie allein vom 
Einkommen als freie Journalistin zurzeit noch nicht. Vor 
kurzem hat Susanne Götze ihr Studium mit sehr guten 
Ergebnissen abgeschlossen. Hört nun das Doppelleben auf? 
Wohl kaum. Direkt nach Abgabe ihrer Magisterarbeit, für die 
sie drei Monate in Paris recherchierte, hat sie die Konzeption 
einer Doktorarbeit in Angriff genommen und sich für ein 
Doktorandenstipendium beworben. Und so pendelt sie jetzt 
zwischen Universitätsbibliothek, Pressekonferenz, Hörsaal 
und Europäischen Sozialforen. Nicht zu vergessen die vielen 
Länder, die sie als sporadische Reisejournalistin besucht. 
Zuletzt war sie in der Türkei. 


Ihre Entdeckungsreise durch die Welt der Literatur fing mit 
Abenteuergeschichten an, Büchern von Jules Verne, Wolkow 
und »allem, was sich um einsame Inseln und leere Häuser 
drehte.« Später entdeckte die im Ostberliner Stadtteil 
Köpenick Aufgewachsene im Nach-Wende-Berlin die 
Faszination leerstehender Fabriken und Häuser und hielt die 
Ästhetik der Verwaisung auf Schwarzweiß-Fotografien fest. 
Die Ausrüstung für eine Dunkelkammer hat sie immer noch. 
Allerdings sind die Geräte schon eine Weile nicht mehr zum 
Einsatz gekommen - dafür fehlt einfach die Zeit. Die Welt 
der Geschichten ist heute immer noch konstitutiv für ihr 
Leben: »Wenn ich im Alltag unterwegs bin und keine 
Geschichte habe, die mich begleitet, fühle ich mich leer.« 
Insofern ist ihr Studium ein Studium aus Leidenschaft. 
Später werden die Abenteuergeschichten abgelöst durch 
russische Klassiker wie Dostojewskij und Tolstoj, aber vor 
allem von französischer und deutscher Literatur der 
Moderne. In ihrer Magisterarbeit beschäftigte sie sich mit 
dem Verhältnis von realsozialistischer und westeuropäischer 
Literaturgeschichte. Und die Begeisterung, mit der sie 


davon spricht, deutet an, dass sie ihr Nebenfach Geschichte 
nicht aus Verlegenheit, sondern aus Interesse gewählt hat. 


Die Werke von Christa Wolf und Brigitte Reimann, die sie 
zu Beginn ihres Studiums entdeckt, befördern bei ihr sowohl 
eine Auseinandersetzung mit Frauenliteratur, als auch mit 
ostdeutscher Vergangenheit. Natürlich war sie auch in 
Neubrandenburg und hat das Reimann-Literaturhaus 
besucht. Es ist eines der letzten Literaturhäuser in 
Brandenburg. Aufgrund von Geldnöten steht dessen 
Weiterführung auf der Kippe. Susanne Götze ist alles andere 
als eine Ostalgikerin, aber die Schließung solcher 
Literaturhäuser bedauert sie: »Hier wird ein Stück unserer 
Geschichte, ja der Kultur verdrängt.« 


Ihr Doppelleben erfordert Energie. Termine wollen 
koordiniert, die unterschiedlichen Texte - vom Artikel für 
Tageszeitungen über Essays fürs Feuilleton bis hin zu ihrer 
Doktorarbeit - geschrieben werden. Warum nimmt sie diese 
Mühe auf sich? Für sie existieren beide Welten, Literatur und 
politische Realität, nicht strikt getrennt voneinander. Es gibt 
Wechselwirkungen. Die politische Realität beeinflusst 
literarische Fiktion. So können literarische Werke ein 
hervorragender Seismograph für gesellschaftliche 
Veränderungen sein. Literatur wiederum wirkt auf unsere 
Weltsicht ein. Diesen Zusammenhang zwischen politischen 
und ästhetischen Aufbrüchen untersuchte sie zum Beispiel 
in einem Artikel über die Kafka-Rezeption im Vorfeld des 
Prager Frühlings in der CSSR sowie in der DDR, der in der 
Erstausgabe des Magazins prager frühling erschien. In einer 
Auswertungsrunde der Redaktion meinte sie: »Politik, 
Geschichte und Literatur stilistisch und inhaltlich 
zusammenzudenken, macht den Reiz eines solchen Artikels 
aus.« 


Es ist genau dieser Wechsel zwischen den Sphären, der 
für sie Quelle von Inspiration ist. So organisierte sie mit 
Freunden und Freundinnen einen Lesekreis, der 
verschiedene Medien wie Film und Musik einbezieht. 
»Literatur lebendig machen« - lautete die Idee dieses 
Zirkels, der eine Zeit lang sogar ein eigenes kleines 
Literaturmagazin mit dem Namen Seelenbinder herausgab. 
Und dann ist da noch ein weiteres Projekt junger 
Medienschaffender, mit dem Ziel, darauf hinzuwirken, das 
atomisierte Dasein der Medienwelt zu durchbrechen und 
gemeinsam ein anderes Medienverständnis zu entwickeln. 


Gelegentlich wird sie angesichts der Vielseitigkeit ihrer 
Tätigkeiten belehrt, sie müsse sich endlich entscheiden. 
Doch sie hat sich längst entschieden - gegen die Verengung 
der eigenen Tätigkeitsfelder und für ein Leben in Vielfalt. Es 
ist nicht Zerrissenheit, die sie ein Doppelleben führen lässt, 
sondern die Überzeugung, dass die verschiedenen Bereiche 
vernetzt gehören. Es gehe nicht um einen guten Mittelweg, 
sondern darum, vermeintliche Widersprüche 
zusammenzubringen. 


Das vernetzte Leben zieht sie mit Konsequenz durch: Vor 
kurzem bekam sie von einer Zeitung - passend zum 
Abschluss ihres Studiums - eine Vollzeitstelle als 
Redakteurin angeboten. Doch sie lehnte ab. »Sicherlich 
wäre vieles mit fester Stelle einfacher. Aber wenn ich es 
irgendwie schaffen kann, möchte ich es anders 
hinbekommen.« Da Freiheit die Wurzel ihres Schaffens ist, 
kann sie sich derzeit nur schwer vorstellen, schon mit Ende 
Zwanzig Wurzeln zu schlagen. »So wenige Autoritäten wie 
möglich über mir zu haben, das gehört für mich zu einem 
selbstbestimmten Leben dazu.« 


Wer nun meint, sie sei einfach im Stil der digitalen 
Boheme blind gegenüber den sozialen Problemen der 


Soloselbstständigkeit, der irrt. Sie weiß nur zu gut, dass das 
Leben als freie Journalistin manchmal nur die Freiheit 
bedeutet, besonders viele Stunden investieren zu müssen, 
um finanziell über die Runden zu kommen. Susanne Götze 
sagt selber: »Die Arbeit hat viel von einem Vertreterjob. Du 
brauchst Jahrzehnte, um wirklich vernünftig davon leben zu 
können.« Man müsse das Pendeln zwischen den Höhen und 
Tiefen des Lebens schon sehr mögen, um sich auf diese 
Achterbahnfahrt einzulassen. 


Als ich sie nach ihren Wunschvorstellungen für die Zukunft 
befrage, muss sie nicht lange überlegen: »Eine 


Medienkooperative gemeinsam mit anderen 
Medienschaffenden - das wär’s.« Gemeinsam Projekte 
entwickeln sowie das eigene Denken im Dialog 
weiterentwickeln, das ist ihre Welt - aber halt auf 
Augenhöhe. 


DIE AUTORIN 


Katja Kipping (geb. 1978 in Dresden) ist stellvertretende 
Vorsitzende der Partei DIE LINKE, sozialpolitische Sprecherin 
und seit 2005 Mitglied im Deutschen Bundestag. Die 
studierte Slawistin gibt das Magazin prager frühling mit 
heraus. 


SEBASTIAN EDATHY 
Der Feldforscher - Frank Jansen 


Der große deutsche Soziologe Norbert Elias formulierte 
einst, dass der beste Beobachter der sei, welcher 
»Engagement und Distanzierung« an den Tag lege. Also 
einer, der sich einer Sache intensiv widmet, ohne sich von 
ihr überwältigen zu lassen oder in ihr aufzugehen. Einer, der 
die Fähigkeit zur objektivierenden Gesamtschau im Auge 
behält und sich gleichwohl einem Thema mit Anteilnahme 
und Nachdruck widmet, weil er von der Notwendigkeit 
seines Tuns überzeugt ist. 


Frank Jansen vom Berliner Tagesspiegel gehört zu den 
Journalisten, die als schreibende Beobachter dem Elias-Ideal 
entsprechen. Er ist einer der wenigen Vertreter seiner Zunft, 
die sich schwerpunktmäßig mit dem Thema 
Rechtsextremismus beschäftigen. Pseudo-Antifaschismus 
und Gleichgültigkeit, beides häufige Phänomene, ärgern ihn 
dabei gleichermaßen. 


Während andere dem Thema Rechtsextremismus nur 
punktuell Aufmerksamkeit schenken, sei es aufgrund 
bedenklich hoher Wahlergebnisse der NPD oder besonders 
erschreckender Übergriffe, recherchiert Jansen Strukturen 
und schreibt darüber. Er tut dies beharrlich und mit 
Konsequenz. Er will nicht nur über Symptome berichten, 
sondern über Ursachen. Aufklärung ohne Belehrung, das ist 
Markenzeichen der Texte Jansens, der mehr ist als ein 
Chronist, aber alles andere als ein Missionar. 


Jansen ist ein Profi mit Leidenschaft für die Demokratie. Er 
weiß darum, dass diese für ihre Erhaltung der Verteidigung 
bedarf. Er hat einen klaren Blick dafür, dass Demokratie 


nicht vererbt werden kann, sondern von jeder Generation 
neu erlernt werden muss. Und er sieht sehr klar, dass dort, 
wo demokratische Strukturen unterentwickelt sind, 
Rechtsextremisten die unverhofften Aktionsräume 
zunehmend professionell nutzen. 


Bitter hat ihn das nie gemacht. Auch wenn er aufgrund 
von Anfeindungen seine Adresse geheim halten muss. Auch 
wenn er bereits mehrfach bedroht wurde. Auch wenn ihm 
oft Schweigen begegnet, sobald er kritisch nachfragt, was 
vor Ort eigentlich getan wird, um Demokratiefeindlichkeit 
wirksam abzuwehren. 


Geplant hatte Frank Jansen weder seinen \Weg zum 
Journalismus noch zum Thema Rechtsextremismus. 1959 in 
Wuppertal geboren und aufgewachsen, ging er zum Studium 
nach Berlin, erhielt dort 1983 sein Diplom in Politologie. 
Damals interessierte er sich für die Skinhead-Szene im 
Westteil der gespaltenen Stadt. Dem liberalen Bürgersohn 
mochte nicht einleuchten, warum Menschen die Demokratie 
verachten. »Feldforschung« nennt Jansen heute das, was er 
damals tat. Er las die Publikationen der Szene, schaute sich 
Treffpunkte an. Er tat, was man tut, um sich ein vertieftes 
Bild zu machen - nicht Dogmatik, sondern Neugier an den 
Tag legen: »Warum sind Leute so?«, war die Frage, die ihn 
interessierte. 


Seine entsprechenden Sinne geschärft hat Frank Jansen 
1986 im Libanon. Man muss sich das so vorstellen: Junger 
Akademiker aus Berlin reist in Kriegsgebiet. Nichts außer 
seinem persönlichen Interesse führte ihn dorthin. Auf ein 
Dach gekauert speicherte er Tonaufnahmen, auf denen das 
Läuten von Kirchenglocken und Schusswechsel zu hören 
sind. 


»Das war den Radiosendern zu krass«, sagt Jansen heute. 
Das Tondokument hat er daheim archiviert. Seine Berichte, 
die er mehreren Zeitungen zum Abdruck anbot, wurden 
hingegen gerne aufgegriffen. Unter anderem vom 
Tagesspiegel. 


Im Rückblick hat er damit den Beginn seiner Arbeit als 
Journalist begründet. Und sein Selbstverständnis. Da sein, 
wo man sein muss, auch wenn kein anderer da ist - weil’s 
eben wichtig ist. Und auch da sein, obwohl es gefährlich 
werden kann. Auf eigene Faust, aber immer mit dem Willen 
zum Schreiben und zur Veröffentlichung seiner Texte, 
bereiste Jansen später unter anderem Burma, schrieb über 
einen Müllkippen-Slum in Manila. 


1987 erkannte der Tagesspiegel sein Talent, da war er keine 
30 Jahre alt und immer noch ein Quereinsteiger. Keiner, der 
echte Zeitungs-Erfahrung besaß oder an einer 
Joumalistenschule studiert hatte. Ob das heute noch so 
funktionieren würde? Jansen: »Wäre jedenfalls schwieriger.« 


Als freier Mitarbeiter wurde Jansen zunächst vom 
Tagesspiegel eingestellt, als Autor für die Bildungsseite. So 
richtig froh wurde Jansen damit nicht, fühlte sich 
unterfordert. Was er kann, zeigte sich im Wendejahr 1989. 
Ohne Auftrag und verärgert darüber, dass im Tagesspiegel 
lange Zeit nur Agenturmeldungen über die Entwicklung im 
Osten der Stadt abgedruckt wurden, begab sich Jansen in 
die Hauptstadt der DDR, notierte, fotografierte und kam mit 
frischem Material in seine Redaktion zurück. Jansen: 
»Bestellt war das nicht, aber man kam nicht drum herum, 
das zu bringen, weil es überzeugender Stoff war.« 


20 Jahre ist das bald her, aber es macht deutlich, warum 
Frank Jansen ein außergewöhnlicher Journalist ist. Er wartet 
oft nicht auf Aufträge. Er hat ein sicheres Empfinden für 


Themen. Und im Zweifelsfall macht er etwas und geht 
davon aus, dass es relevant ist, weil er davon überzeugt ist, 
dass es relevant ist. Meistens hat er Recht. 


Als er 1990 Korrespondent in Frankfurt/Oder wird und 
verantwortlich für die Seiten des Tagesspiegel in und aus 
Brandenburg, holt ihn das Skinhead-Thema aus dem alten 
Westberlin wieder ein. Nicht ohne Überraschung stellt er 
fest, dass Rechtsextremismus in Ostdeutschland kein 
Phänomen in Folge der Einheits-Verwerfungen ist, sondern 
wie im Westen der Republik lange gewachsene Strukturen 
aufweist. Er beginnt, darüber zu berichten. 


Am 8. April 1991 wird nach Wegfall der Visumspflicht für 
polnische Staatsbürger in Frankfurt/Oder ein Bus aus Polen 
von Deutschen mit Steinen beworfen. Von offizieller Seite 
wird der Vorgang totgeschwiegen, Jansen schreibt darüber, 
so wie auch über die Anschläge auf Asylbewerber in Rostock 
1992 und auf türkischstämmige Bürger in Solingen 1993. 
Beide Städte liegen nicht in Brandenburg. Jansen fuhr hin, 
weil er glaubte, da sein und berichten zu müssen. Danach 
erhält er vom Tagesspiegel grünes Licht, sich bundesweit 
intensiv mit diesem Thema zu beschäftigen. 


Der Tagesspiegel hatte die Ambition, sich als 
überregionale Zeitung aufzustellen, und Frank Jansen war 
und ist personalisierte Gewährleistung für eine sachliche 
und engagierte Berichterstattung zugleich. Er geht 
unangemeldet in Jugendzentren, die als rechtsextrem 
gelten. Er bemüht sich um Zutritt bei Versammlungen 
rechtsextremistischer Gruppen und Parteien. Er macht 
Recherchen, die ihn gefährden könnten. Er ist unbequem. 
Nicht, weil es ihm Spaß machen würde, sondern weil es 
nötig ist, um Zugang zu dem Material zu erhalten, über das 
er schreiben will. 


Jedes Jahr berichtet er über Orazio Giamblanco. Der 
itallener wurde 1996 südlich von Berlin von Skinheads 


überfallen, seitdem ist er schwerbehindert. »Langzeitstudie« 
nennt Jansen seine regelmäßigen Texte über das Schicksal 
dieses Mannes. Es ist Journalisten wie Frank Jansen zu 
verdanken, dass die Opfer von Rechtsextremisten einen 
Platz in der überregionalen Presse finden, dass man sie 
nicht vergisst. 


Eher zurückhaltend berichtet Jansen, für seine Arbeit 
mehrere Auszeichnungen erhalten zu haben. Wichtig war 
ihm das selbst nicht so sehr. Wichtig war ihm, gegenüber 
seiner Chefredaktion deutlich machen zu können: »Es geht 
nicht immer nur um Schlagzeilen.« In der Leitung des 
Tagesspiegel hat man längst erkannt, dass Jansen das Profil 
des Blattes geschärft hat. Seit 2001 ist er als Reporter der 
Chefredaktion zugeordnet. »Größtmögliche Authentizität« 
seiner Texte ist sein Anspruch. Und dem wird er gerecht. 


DER AUTOR 


Sebastian Edathy (geb. 1969 in Hannover) ist Mitglied im 
Vorstand der SPD-Bundestagsfraktion und seit 2005 
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PHILIPP MISSFELDER 


Lokaljournalisten wie Pit Schneider - 
die heimlichen Meinungsmacher 


»Wegelagerer und Indiskretins«, »Fünf-Mark-Nutten« und 
»Rudeljournalismus« - über das Verhältnis von Politikern und 
Journalisten ist bereits viel geschrieben und noch mehr 
gesagt worden. Die Zitate stammen von keinen geringeren 
Zeitgenossen als Helmut Schmidt, Joschka Fischer und 
Wolfgang Thierse, die damit die schreibende Zunft 
abqualifizierten. Zur Vertrauensbildung trug dies nicht 
gerade bei. Auf das Vertrauen zwischen denen, die ein 
politisches Anliegen haben, und denen, die darüber 
berichten sollen oder müssen, kommt es allerdings in einer 
medialen und digitalisierten Gesellschaft entscheidend an. 
Das gilt nicht nur für die vermeintlich »große« Politik, die in 
Berlin gemacht wird, sondern insbesondere für den 
geografischen Bereich, in dem jeder gewählte Politiker 
verwurzelt ist - in seinem Wahlkreis. 


Deswegen ist dieser Beitrag den Journalisten gewidmet, 
die sonst immer ein wenig im Abseits von Medienstars wie 
Bild-Chef Kai Diekmann, Meinungsführern wie Franz Josef 
Wagner, Vordenkern wie Josef Joffe oder Edelfedern wie Dirk 
Kurbjuweit stehen: den Lokalredakteuren. Ihnen gebührt 
meine Anerkennung und mein Respekt, aber auch meine 
Kritik. 


Als Beispiel sei der Bundestagswahlkreis 122 
(Recklinghausen I) genommen, der die im Norden des 
Ruhrgebiets gelegenen Städte Recklinghausen, Castrop- 


Rauxel und Waltrop umfasst: Hier hat sich eine durchaus 
komplizierte Zeitungsvielfalt entwickelt. Jede Stadt hat im 
Grunde eine eigene Presselandschaft, die sich fast 
ausschließlich auf die jeweilige kreisangehörige Stadt 
konzentriert und die Nachbarstadt weitgehend ignoriert. Der 
Essener WAZ-Konzern ist in zwei der drei Städte mit der 
neuen Form von kreisweiter Berichterstattung quantitativ 
auf dem Rückzug, qualitativ aber aufgrund ausführlicher 
Reportagen - dem eigentlichen Meisterstück des 
Lokaljournalismus - gepaart mit innovativer 
Internetorientierung wie der Website www.derwesten.de auf 
dem Vormarsch. In der dritten Stadt, nämlich in Castrop- 
Rauxel, ist die WAZ mit einer klassischen Lokalredaktion 
vertreten. Das Konkurrenzblatt in dieser Stadt sind die Ruhr 
Nachrichten, die dem Verlagshaus Lensing-Wolff aus 
Dortmund gehören. Die eigentlichen Marktführer in Waltrop 
und Recklinghausen sind die Waltroper Zeitung und die 
Recklinghäuser Zeitung, die beide im in Familienbesitz 
befindlichen Medienhaus Bauer erscheinen. Dabei handelt 
es sich keineswegs um den hanseatischen Bauer-Verlag, 
sondern um den aus Marl. In allen drei Städten treten 
zusätzlich konkurrierende Anzeigenblätter aus wiederum 
verschiedenen Verlagshäusern gegeneinander an. 


Meinungsbildend ist laut Bodo Hombach die Zeitung, an der 
morgens beim Frühstück die Marmelade kleben bleibt. Nicht 
das Feuilleton, so anspruchsvoll und gut es auch sein mag. 
Nicht der verschachtelte Spiegel-Essay oder der geistreiche 
Kommentar bestimmen das Meinungsklima in den 
Wahlkreisen Deutschlands. 


Insofern kommt den Lokaljournalisten im realen Leben 
hohe Bedeutung zu. Sie sind die heimlichen Herrscher, die 
mit ihren Artikeln großen Einfluss auf das örtliche und 
regionale Geschehen nehmen können. Sie sind - gewollt 


oder ungewollt - die Meinungsmacher und damit prägend 
für das Stimmungsbild. Sie wollen aber auch bewusst 
Meinungsmacher sein. Schließlich ist für die meisten Bürger 
wichtiger, was beispielsweise bei der CDU-Veranstaltung in 
Waltrop zum Bau der Bundesstraße 474n gesagt wurde, als 
von abstrakten Beschlüssen zum Politikfeld XY zu erfahren, 
die irgendwo in der weit entfernten Hauptstadt getroffen 
werden. Hinzu kommt, dass die Lokaljournalisten sehr nahe 
an ihren Lesern dran sind und dadurch die Themen 
aufgreifen, die die Bürger aktuell beschäftigen. 


Die bereits erwähnte Offenheit und das gegenseitige 
Vertrauen sind im Wahlkreis auch deshalb wichtig, weil auf 
engstem Raum - bei der Thekenkneipe angefangen, über 
den gemeinsamen Besuch einer Veranstaltung bis zum 
gemeinsamen Erleben eines Schützenfestes - ein ständiger 
Dialog zwischen Wahlkreispolitiker und Lokaljournalist 
stattfindet. Dabei haben es die Lokaljournalisten keineswegs 
leicht bei ihrer Berichterstattung. Schließlich gibt es häufig 
Ereignisse, für die der Reporter Stehvermögen besitzen 
muss. Pit Schneider etwa, seit vielen Jahren Lokalchef bei 
der Waltroper Zeitung, hatte vor einiger Zeit die Aufgabe, 
über den Neujahrsempfang der CDU Waltrop zu berichten. 
Doch in »Burbaums Dorftenne« beschränkte er sich darauf, 
seinen ursprünglich größer angelegten Artikel auf die Länge 
einer dreizeiligen Bildunterschrift zu verkürzen. Damit sowie 
mit dem abgedruckten Foto hatte er die wesentliche 
Botschaft des Ereignisses erfasst - der Leser verstand sofort: 
Die CDU hat auf das neue Jahr angestoßen. Dagegen soll es 
in Berlin bisweilen vorkommen, dass gestandene 
Hauptstadtjournalisten monatelang akribisch ein Porträt 
vorbereiten, dafür Interviews führen und Gesprächstermine 
vereinbaren, ehe es diese Geschichte in die Illustrierte 
schafft, um dann von einer Langzeitstudie zu sprechen. 


Pit Schneider arbeitet ähnlich, aber zielorientierter. Es kann 
vorkommen, dass er an der Supermarktkasse oder an der 
besagten Kneipentheke etwas hört, es sich merkt, eine 
gewisse Zeit verschweigt, um es dann Monate später wie 
ein Ass aus dem Ärmel zu ziehen und es in einen beißenden 
Kommentar oder in eine hämische Karikatur einfließen zu 
lassen. Er kann zuspitzen wie die Bild-Zeitung an ihren 
besten Tagen und manchmal auch überziehen, wie die Bild- 
Zeitung an anderen Tagen. 


Wegen dieser Offenheit sind auch nur selten Treffen an 
konspirativen Orten erforderlich. Während in der Hauptstadt 
das Hinterzimmer als konspirativer Ort für Journalisten und 
Politiker dient, ist dies im Wahlkreis überhaupt nicht 
erforderlich. Während in der Hauptstadt »Unter Drei« gerne 
mit »Unter Eins« verwechselt wird, ist diese eigentlich 
sinnvolle Unterteilung im Wahlkreis überhaupt nicht 
notwendig. Denn trotz aller Zuspitzung ist die 
Vertrauensbasis häufig eine ganz andere. Die permanente 
Nähe in der Heimatstadt führt zu mehr Fairness und 
gegenseitigem Respekt. 


Zugleich ist die Offenheit des Ortes und des Wortes der 
beste Schutz. Ein Gespräch mit Pit Schneider am Waltroper 
Kiepenkerl lässt nur selten Verschwörungstheorien 
entstehen. Dass die dort besprochenen Dinge durchaus 
relevant sind, steht auf einem anderen Blatt. Manches 
wichtige wirkt auf den ersten Blick unspektakulär. Ob 
Berliner Journalisten wissen, wie ergiebig Volks- und 
Schützenfeste - übrigens für Politiker und Reporter 
gleichermaßen - sein können? Bei solchen Ereignissen 
journalistisch zu bestehen, ist eine Kunst, die gelernt sein 
will. Die meisten Lokalredakteure haben dank ihrer 
Erfahrung und ihrer Ausdauer eine herausragende Fähigkeit: 
Sie wissen, dass Politik letztlich handfest und konkret ist. 
Und so schreiben sie es, und so vermitteln sie es auch ihren 
Lesern. Das ist Nähe zum Leser im besten Sinne. 


Eva Arndt, Peter Wulle, Thomas Fiekens, Ernst zur Nieden, 
Thomas Schmitt, Björn Korte, Markus Schwab, Pit Schneider 
oder Rüdiger Hagenbucher sind Meinungsmacher, die das 
Leben und das Denken der Bürger massiv beeinflussen. 


Somit ist eines klar: Die »Vierte Gewalt« besteht nicht in 
erster Linie aus den großen Namen, sondern es sind die 
Unbekannten, die Tag für Tag Meinung bilden. Und das 
gerade an dem Ort, an dem die eigenen Kinder getauft 
wurden, in den Kindergarten gehen und eingeschult werden 
sollen. Dabei bleibt trotzdem zu beachten, dass lokale News 
globale News werden können. Als beispielsweise der 
Weltstar Leonardo DiCaprio zum wiederholten Mal seine 
unlängst verstorbene, damals schwer erkrankte Großmutter 
in Oer-Erkenschwick besuchte, speiste er zunächst 
unerkannt bei einem Recklinghäuser Italiener. Es war der 
Lokalchef der Recklinghäuser Zeitung, Hermann Böckmann, 
der diesen Besuch - angefangen von der Speisenfolge bis 
zum obligatorischen Autogrammwunsch der Kellnerin - 
dokumentierte. Seine Recherche schaffte es in nahezu jede 
Zeitung der Welt. Einziger Wermutstropfen: Aus der 
ansehnlichen und gut sortierten, aber dennoch preiswerten 
OÖsteria wurde auf dem globalen Medienmarkt ein 
Edelitaliener. 
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CLAUDIAROTH 
Post an Wagner 


Lieber Franz Josef Wagner, 


eigentlich wollte ich ja dem lieben Gott schreiben, aber 
warum dem lieben Gott, wenn ich auch an Sie schreiben 
kann. Und ich will auch nicht so tun, als ob wir uns nur 
flüchtig kennen. Es stimmt, was gesagt wird: Es gab 
gemeinsame Sitzungen in einem Charlottenburger Lokal in 
unserer Nachbarschaft. Aber es stimmt auch: Das Rätsel im 
»Fall Wagners hat sich für mich nicht gelöst. Die große Frage 
bleibt bestehen: Wie kann man beim Abendgespräch für 
neue Einsichten und Argumente durchaus zugänglich sein - 
und dann bei Tageslicht immer wieder so weit 
danebenliegen? 


So wie bei Ihrem Kellner Ali, dem Sie angeblich nicht mehr 
in die Augen sehen können, weil er ja auch ein Terrorist sein 
könnte, und der nun mit der Fama, die Sie ihm angehängt 
haben, leben muss. »Post von \Wagner« kann sein wie ein 
Einschlag ins Leben, nur leider oft schlechter gezielt als 
beim Blitzeschleuderer Zeus. 


Die dunklen Themen Tod und Terror sind Dauerbrenner in 
Ihrer Kolumne, angefangen bei dem mit Schnaps 
»mordenden« Kneipenwirt, über die islamistische 
Terrorgefahr bis zur Frage der Freilassung ehemaliger RAF- 
Terroristen nach langer Haft, gegen die Sie heftig gekämpft 
haben. Eine Bitte, ausgesprochen nicht nur abends beim 
Essen, sondern auf der Tagseite der Vernunft: Mord, Terror, 
schlimme Gewalttaten eignen sich nicht für publizistische 


Eilverfahren. Wir haben Gesetze, mit harten Strafen für 
schwere Verbrechen. Lassen Sie Recht und Gesetz ihren 
Lauf. Schüren Sie keine Stimmung, sondern stärken Sie das 
Vertrauen in die rechtsstaatlichen Regeln. Denn über den 
Gesetzen steht nur der liebe Gott - möglicherweise. 


Schreiben Sie stattdessen lieber öfter an Knut und die 
Pinguine, denen das Eis wegschmilzt, oder an Herrn 
Schäuble, der Journalisten ans Zeugnisverweigerungsrecht 
will und noch ganz andere Dinge plant. Erheben Sie 
Einspruch, wo Recht und Verfassung verbogen werden, wo 
gemeinsame Lebensgrundlagen in Gefahr sind. Hier braucht 
es viele Briefe der Vernunft und Verantwortung. 


Herzliche Grüße 
Ihre Claudia Roth 
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DIETER ALTHAUS 


Unbestechlich, leidenschaftlich - 
Hans-Ulrich Jörges 


Im damals etwa 8 000 Seelen zählenden thüringischen 
Städtchen Bad Salzungen kommt Hans-Ulrich Jörges am 8. 
Dezember 1951 als Kind der Eheleute Irmgard und Hans 
Jörges zur Welt. Der Vater war Steuerprüfer, die Mutter 
Hausfrau. Im Jahr darauf bildeten die DDR-Machthaber aus 
dem Land Thüringen die drei Bezirke Gera, Erfurt und Suhl. 
In Letzterem befindet sich Bad Salzungen. Trotz der 
Erschwernisse nach dem Zweiten Weltkrieg und der 
zunehmenden Verfestigung der deutschen Teilung verlebt 
Jörges eine unbeschwerte Kindheit. 


Vor seinem sechsten Geburtstag siedelt die Familie 1957 
in die Bundesrepublik Deutschland um, noch rechtzeitig, 
bevor die DDR im gleichen Jahr das Verlassen des 
Territoriums als Republikflucht bestraft. Das ermöglicht der 
Familie, die Verwandten im Osten, insbesondere die 
Großeltern, weiterhin zu besuchen. 


Der sechsjährige Hans-Ulrich empfand die Flucht seiner 
Familie in den Westen zuerst als eine Flucht in die Armut. 
Materiell war die Familie Jörges in Bad Salzungen besser 
gestellt als im Nordhessischen bei Eschwege, wo er 
eingeschult wird. Einen Kindergarten hat er nicht besucht. 
Am ersten Tag, an dem seine Eltern ihn, seinerzeit noch in 
Bad Salzungen, in den Kindergarten schicken wollten, hat er 
den ganzen Tag nur geschrien. Es war sein erster und letzter 
Kindergartentag. 


Nach einigen Jahren in Eschwege zieht es die Familie in den 
Raum Fulda. Jörges erinnert sich an Ausflüge an die 
damalige Zonengrenze und die wehmütigen Blicke der 
Eltern in die alte Heimat. 8 500 Kilometer Eiserner Vorhang 
trennten die Staaten des sogenannten Ostblocks von der 
freien Welt. Schon als Kind erfuhr Hans-Ulrich, der beide 
Welten kannte, die schmerzhafte Teilung Deutschlands und 
Europas. 


Hans-Ulrich Jörges ist in Thüringen getauft und in Hessen 
konfirmiert worden. Er stammt aus einem überzeugt 
protestantischen Elternhaus. Vielleicht lag es an den 
falschen Lehrern sowie den ungünstigen Umständen, dass 
es dem heranwachsenden Hans-Ulrich nicht gelang, seinen 
Kinderglauben in die Erwachsenenwelt hineinwachsen zu 
lassen. Wie Edith Stein und andere wurde er auf dem Weg 
zum Erwachsensein zum Atheisten. Vielleicht deshalb, oder 
auch trotzdem, ist er heute ein engagierter Streiter für 
Religiosität und in dieser Rolle ein gefragter Referent bei 
den Veranstaltungen beider christlicher Kirchen. 


Stark geprägt haben Hans-Ulrich Jörges sein 
Mathematiklehrer und später sein Deutschlehrer durch ihre 
Ausstrahlung und Integrität. Letzterer war entscheidend für 
seine politische Orientierung, weil er als Person überzeugte: 
Im Zweiten Weltkrieg schwer verwundet, Helm 
durchschossen, offener Kopf, aber Gehirnzellen gerettet. Er 
hatte eine Silberplatte im Kopf, musste regelmäßig Tabletten 
nehmen, sein linker Arm hing herab, war ungesteuert. 
Manchmal, wenn er die Tabletten zu spät einnahm, starrte 
er bis zu 20 Minuten wie gelähmt ins Klassenzimmer. Im 
Unterricht las Jörges Brecht und Böll und beschäftigte sich 
mit der Nazi-Zeit. In der Gestalt dieses Lehrers 
dokumentierte sich ihm, was im Krieg passierte, was mit 
Menschen passierte - wie wichtig also Menschen für die 
Erziehung sind. 


Nach einem Jahr in Fulda zieht die Familie Jörges nach 
Frankfurt. Dort kommt ein Student als Aushilfslehrer ans 
Gymnasium. Er treibt die Schüler an, etwas gegen die 
angebliche Bildungsnot zu tun. Es werden 
Vollversammlungen einberufen. Jörges hält die erste Rede 
seines Lebens; er spricht vor seinen Mitschülern und wird in 
den Streikrat gewählt. Alles geschieht ganz schnell in dieser 
Zeit. Die Schule wird bestreikt, es geht gegen den 
damaligen hessischen SPD-Kultusminister Ludwig von 
Friedeburg - eigentlich grotesk, wo doch Friedeburg selbst 
ein leidenschaftlicher Veränderer sein wollte. 


Jörges beteiligte sich an einem Sternmarsch nach 
Wiesbaden, bei dem unter anderem skandiert wurde: »Wer 
hat uns verraten? Sozialdemokraten!« In dieser wilden Zeit 
in der Oberstufe wohnt Jörges nicht mehr zu Hause, sondern 
findet außerhalb von Frankfurt am Stadtrand eine Bleibe. Er 
muss endlos mit der Straßenbahn fahren, übernachtet in 
unterschiedlichsten Wohngemeinschaften und fängt an, 
»richtig« Musik zu hören, wie er selbst sagt - eine 
unglaubliche Befreiung. Direkt nach dem Abitur gründet er 
mit zwei Schulfreunden eine Wohngemeinschaft. Sie gehen 
regelmäßig zu Demonstrationen, sind bei Hausbesetzungen 
dabei, reißen Pflastersteine aus Gehwegen, Scheiben klirren. 
Sie beschädigen das amerikanische Generalkonsulat. Gute 
Voraussetzungen für große Karrieren, wie wir heute wissen. 


Doch der junge Revoluzzer ist nur das eine Gesicht des 
Hans-Ulrich Jörges. Er ist im völligen Einverständnis mit 
seinen Eltern von zu Hause ausgezogen. Obwohl sein Vater 
ihm das Studium finanzieren will, bewirbt er sich als Chef 
vom Dienst bei den Vereinigten Wirtschaftsdiensten, um 
selbst Geld zu verdienen. 


»Du kannst überall studieren, du sollst es besser haben 
als ich«, sagt der Vater zu Hans-Ulrich Jörges. Doch der Sohn 
lehnt ab. Er will zuerst einen Beruf lernen. So entscheidet er 
sich für ein Volontariat bei der 
Wirtschaftsnachrichtenagentur. Jörges zieht den 
Journalistenberuf einer Lehre als Schriftsetzer in einer 
großen gewerkschaftseigenen Druckerei vor. Diese hätte 
mehr als drei Jahre gedauert, das Volontariat dauert nur 
zweieinhalb. 


Es ist ein CDU-Mann, der dem langhaarigen Revoluzzer 
eine Chance gibt. Der ältere Herr wird nicht enttäuscht. 
Jörges arbeitet hervorragend, die Ausbildung wird verkürzt 
und er kann dort auch während des Studiums der 
Gesellschaftswissenschaften arbeiten. Tagsüber randaliert 
Jörges gegen den bösen Kapitalismus und die Amerikaner, 
abends verfasst er den Börsenbericht. 


Diesen Spagat schafft Jörges, auch weil er immer 
unabhängig bleibt. Viele andere leben nur in ihrer 
Kommunen-Welt, er pflegt auch in diesen Zeiten engen 
Kontakt zu seinen Eltern, mit denen er ein völlig 
entspanntes Verhältnis hat. Für den Wirtschaftsverlag nimmt 
er an Pressekonferenzen teil, unternimmt Pressefahrten mit 
Unternehmen und macht dabei die Erfahrung: »Das sind 
keine Schweine, keine Teufel, sie sind so gut und so böse 
wie alle anderen auch.« 


Diese Erfahrung hat ihn womöglich vor einer radikalen 
Entwicklung bewahrt. Denn viele seiner Bekannten gleiten 
ins radikale Milieu ab. Jörges kennt sie alle: Johannes 
Weinrich, den späteren Adjutanten des Auftragsterroristen 
Carlos, Wilfried Böse, der eine Air-Force-Maschine nach 
Entebbe entführt und dort ausschließlich jüdische 
Passagiere als Geiseln auswählt, Hans-Joachim Klein, der 
beim Überfall auf die OPEC in Wien mitmacht. Sie alle 


werden Terroristen. Hans-Ulrich Jörges überschreitet diese 
Trennlinie nicht und stellt heute unbestechlich und sehr 
ernst fest, dass diese 68er, die wie er aus der Frankfurter 
Szene kamen, »in die verbrecherische Tradition der Nazi- 
Generation rutschten, die wir einst bekämpfen wollten«. 


Jörges lässt sich nicht als Terrorist rekrutieren. Er riecht die 
Gewalt und ist konsequent dagegen. »Erstens war ich 
Kriegsdienstverweigerer, zweitens habe ich die andere Seite 
gekannt durch meinen Beruf«, antwortet Jörges auf die 
Frage, was wohl die Gründe für seine Distanzierung von der 
Szene waren, die sich zur RAF entwickelte. Jörges wird bei 
den Vereinigten Wirtschaftsdiensten (VWD) zum Betriebsrat 
gewählt, geht später zu Reuters, gibt sein Studium auf und 
wird, was er gelernt hat: Journalist. 


Die Berliner Zeit als Büroleiter der Nachrichtenagentur 
Reuters sind die Jahre, in denen die SPD-Herrschaft in Berlin 
zu Ende geht, in denen teilweise gewalttätige 
Demonstrationen stattfinden. Aus Ostberlin dringen die 
Berichte über den Hausarrest für Jürgen Habermann und die 
Auseinandersetzungen mit Stefan Heym. Über die 
Nachrüstung gibt es heftige Auseinandersetzungen, aber die 
Agentur Reuters erzieht den jungen Journalisten zur 
Unabhängigkeit und zum vorsichtigen Umgang mit Quellen. 
Es ist strikt untersagt, anonyme Quellen zu zitieren. Seit 
dieser Zeit lautet das Credo im journalistischen Leben von 
Hans-Ulrich Jörges: »Unabhängigkeit, immer 
Unabhängigkeit.« Er lehnt es ab, sich einer Bewegung, einer 
Welle anzuschließen. Das ist vielleicht auch der Grund, 
warum Jörges manchmal bewusst provokativ, bisweilen 
sogar provozierend gegen den Strom schwimmt, den 
Stachel wider den Stachel löckt. Jörges verabscheut die 
Wellenreiter. Deshalb macht er nicht mit, wenn alle Welt 
schreit: »Hau den Beck!« oder: »Hau den Huber!« 


Für Jörges nimmt ein, dass er nicht nur kritisch auf andere 
blickt, sondern auch zur Selbstkritik fähig ist. Seine These 
ist, dass man sich für die politischen Auswirkungen der 68er 
schämen muss, wenn man dabei war. »Das ist nichts, 
worauf man stolz sein kann«, sagt er ganz nüchtern. »Im 
politischen Bereich waren die 68er eine höchst totalitäre 
Bewegung, die nicht mal in den eigenen Reihen 
demokratisch Konflikte austrug, geschweige denn 
gegenüber Leuten, die eine andere Meinung hatten.« 


Seit 2002 ist Hans-Ulrich Jörges stellvertretender 
Chefredakteur des Stern und Leiter dessen Hauptstadtbüros. 
Auch in dieser sehr profilierten Position eines 
Meinungsmachers lässt er sich nicht verbiegen. Als er nach 
dem Fernsehduell Merkel-Schröder im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2005, entgegen aller Umfragen, Angela 
Merkel als Siegerin sieht, hagelt es Proteste gegen ihn. Es 
gibt, wie Jörges nachweisen kann, Anschreiben aus der 
Berliner SPD-Zentrale, die dazu aufrufen, Stern-Abos zu 
kündigen und entsprechende Briefe an den Verlag nach 
Hamburg zu schicken. Einige Hundert Abos werden 
gekündigt, es geht eine Flut von E-Mails ein, Hunderte von 
Protestbriefen. Doch die innere Pressefreiheit siegt: Jörges 
bleibt und er soll Recht behalten. Immer wieder sind seine 
Kolumnen die Vorwegnahme späterer Entwicklungen. 


Das größte Problem unserer Zeit sieht Jörges in der Vorbild- 
und Führungslosigkeit in allen gesellschaftlichen Bereichen. 
Hier kommt er wieder zum Vorschein, sein alter 
Deutschlehrer. Es gebe zu wenige, die zu Überzeugungen 
stehen, die sie auch dann noch äußern, wenn sie auf 
Widerstände treffen. Für eine Sache stehen, wohl mit einem 
klaren Ziel, aber ohne taktische Absichten und ohne billige 
Machtambitionen, das vermisst Jörges. Er trauert ihnen 


nach, den großen alten Leuten, die im Krieg oder der 
Nachkriegszeit wirklich existenzielle Krisen durchmachten 
und durch sie geprägt wurden. 


Abschließende Bewertungen über aktuell handelnde 
Politiker zu bekommen, gelingt bei Jörges nicht wirklich. 
Angela Merkel, die Bundeskanzlerin, die nach der friedlichen 
Revolution 1989 wie viele andere auf die politische Bühne 
kam, verfolgt er mit großem Interesse: ihren politischen 
Mut, die Vorsicht, mit der sie Größe gewann, die neue 
Offenheit, das Anpassen an mediale Bedürfnisse. 
Entspannter, sympathischer, größer sei sie geworden, so 
urteilt er heute und lässt die Zukunft offen: »Kein Mensch ist 
fertig, alle Menschen entwickeln sich, sie hat sich auch 
schon stark entwickelt.« 


Grundsätzlich vermisst Jörges Leidenschaft in der Politik. 
Auch hier beklagt er, dass Vorbilder fehlen. Es reicht ihm 
nicht, nur professionell seinen Job zu machen. Die 
Bürgerinnen und Bürger wollen sich engagieren, sie suchen 
im öffentlichen Raum Möglichkeiten, gemeinsam mit 
anderen etwas zu tun. Aber Politik, Wirtschaft, 
Gewerkschaften und Medien schaffen keine ausreichenden 
Angebote dafür. Eine zentrale Herausforderung sieht Jörges 
deshalb darin, den »unglaublichen Frust der Menschen an 
der Politik oder überhaupt an gesellschaftlichen 
Verhältnissen aufzubrechen«. Dazu bedarf es seiner 
Meinung nach Vorbildern und Menschen, die überzeugend 
vorangehen. In der Vielfalt und Unübersichtlichkeit der 
Gegenwart und bei der Orientierungslosigkeit mit Blick auf 
die Entwicklung der Globalisierung braucht es Fundamente 
zum Feststehen und Leuchttürme zur Orientierung - 
Vorbilder also. 


Jörges hofft auf Konfrontation im Wahljahr, nicht in erster 
Linie, weil er Journalist ist und über Konflikte spannender 


schreiben kann. Sondern auch, weil er darin einen Weg 
sieht, Menschen überhaupt wieder für Politik zu 
interessieren und zur Wahl zu bewegen. Nichtwähler und 
Wahlenthaltungen sind für Jörges das Allerschlimmste. 


Ob man einem Beitrag von Hans-Ulrich Jörges zustimmt 
oder nicht, man spürt, da schreibt einer, wie er empfindet: 
offen, ehrlich, argumentativ. Wenn ihm ein Thema wichtig 
ist, wie zum Beispiel »Gewinn und Kapital für 
Arbeitnehmer«, dann setzt er es so lange auf seine 
persönliche Agenda, bis die Politiker um eine qualitative 
Antwort nicht herumkommen. 


Jörges weiß um die Macht der Medien. Aber er warnt 
gleichzeitig davor, dieser Macht, der vierten Gewalt, zu 
erliegen. So hat nach seiner festen Überzeugung Schröder 
einen Fehler gemacht, als er wegen einer Bild-Kampagne 
darauf verzichtete, die Riester-Rente für alle Bürger 
verpflichtend einzuführen. Hans-Ulrich Jörges ist ein 
leidenschaftlicher Journalist, der sich ebenso 
leidenschaftliche Politiker wünscht. Ich kenne viele Politiker, 
die sich solch leidenschaftliche Journalisten wünschen. 


Obwohl Hans-Ulrich Jörges einer der profiliertesten 
deutschen Journalisten ist, überschätzt er die Macht der 
Medien nicht. Manche Politikerin und mancher Politiker, die 
sich von den Medien ungerecht behandelt fühlen, 
empfinden die Einschätzung von Jörges als Genugtuung, 
dass die Medien in der Beurteilung einer Person nicht der 
entscheidende Faktor sind. Auch wenn Politiker von Medien 
ziemlich frontal angegangen werden, können sie dennoch 
erfolgreich sein. 


Jörges urteilt - anders als viele seiner Kollegen oder Politiker 
- nicht zynisch über die Bürgerinnen und Bürger Im 


Gegenteil: Er spricht den Menschen einen sehr guten 
Instinkt für Situationen und Entwicklungen zu. »Ein kluges 
Volk«, urteilt Jörges. So widerspricht er vielen, die als 
vermeintliche Meinungsmacher ihren tatsächlichen Einfluss 
auf die Bürgerinnen und Bürger überschätzen. Der 
interessanteste Mensch in Deutschland ist für Jörges der 
Nichtwähler. Früher sei der Nichtwähler nur in kleiner Zahl 
aufgetreten, häufig als kuriose Figur. Sonderlinge und Leute, 
die die Sache einfach nicht verstanden hätten. Heute seien 
Nichtwähler deshalb die Interessantesten, weil sie in aller 
Regel ganz bewusst nicht zur Wahl gingen, weil sie Protest 
zeigen wollten, weil sie vielleicht sogar aufmerksamer 
beobachteten als andere. Der Auftrag, den Jörges Politikern 
und Journalisten gleichermaßen im Hinblick auf die 
Nichtwähler gibt, ist, auf sie zuzugehen, sie zu gewinnen. 


An Jörges fällt auf, dass er immer mit beiden Beinen 
zwischen zwei Welten steht. Schon als Kind hat er an der 
Nahtstelle zwischen Ost und West beidseits des Eisernen 
Vorhanges gelebt, zu APO-Zeiten war er ein harter 68er 
Revoluzzer, aber auch ein sehr solider Volontär eines 
Wirtschaftsverlages. Jörges hielt enge Bindung zu seiner 
Familie, zu seinen Eltern und war dennoch voll akzeptiertes 
und integriertes Mitglied einer Kommune, einer 
Wohngemeinschaft. Seit Jahrzehnten ist er leidenschaftlicher 
Joumalist, der aber um die Grenzen der Macht der Medien 
weiß. Er kritisiert Politik und Politiker, aber er setzt auch auf 
sie als Vorbilder und Handelnde. 


Wenn es einen roten Faden gibt, dann den, dass sich 
Hans-Ulrich Jörges nicht einfach in eine Schablone pressen 
lässt. Er passt in keine Schublade, weil er den Mut zur klaren 
Positionierung hat, aber keinem Klischee folgt. Hans-Ulrich 
Jörges ist sicher kein typischer Journalist, dafür aber 
bestimmt ein eigener Typ. 


Die Texte von Hans-Ulrich Jörges lesen sich gut, weil sie 
klar sind, wenig offenlassen und häufig dem Mainstream 
widersprechen. Jeder wird Kommentare finden, denen er aus 
vollem Herzen zustimmt und andere, die ihn ärgern. Das, 
was Jörges so lesenswert macht, das, was an Jörges so ganz 
besonders geschätzt wird, sind seine hintergründigen 
Pointen. 
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JULIA KLÖCKNER 


Ein Fall für zwei - Was Journalisten 
und Politiker verbindet 


Journalisten sind eitel, anmaßend, hinterlistig, 
opportunistisch, selbstverliebt, mitunter unerträglich. Nicht 
alle. Natürlich. Das Ansehen der Berufsgruppe aber ist 
miserabel, jedenfalls ziemlich weit unten. Irgendwo 
zwischen Gebrauchtwagenhändlern, Hedgefonds-Managern 
- und Politikern. Womit wir bei ersten Gemeinsamkeiten 
wären. Politik und Journalismus im Berliner Biotop sind auf 
seltsame Weise einander verfallen. Jeder kennt jeden, jeder 
braucht jeden - und einige brauchen sich eben mehr. Die 
treffen sich dann zu Kamingesprächen. Bisweilen werden 
daraus passable Zweckbeziehungen. Nicht unbedingt fürs 
Leben, aber doch für die Legislatur. 


Im Habitus sind der gestresste Hauptstadt-Journalist und der 
gehetzte Bundestagsabgeordnete oft kaum zu 
unterscheiden: Termine, Anrufe, Absprachen, 
Hintergrundgespräche, Empfänge - das ganz normale 
Grundrauschen einer »nervösen Zone« (Lutz Hachmeister). 
Nichts löst so starke Panikattacken aus, wie dessen 
plötzliches Verstummen. Nicht mehr mittendrin, sondern nur 
noch dabei. Ein Alptraum. Für Journalisten und Politiker. Der 
gemeinsame Beschleunigungstrip von Politikern und 
Journalisten sieht keine Ruhezonen vor. Ob während der 
Sitzungswoche oder im Wahlkreis: Journalisten wie 
Abgeordneten fehlt es chronisch an Zeit zum gründlichen 
Nachdenken, zur differenzierten Reflexion. Im digitalen 
Zeitalter geht es um Präsenz und Deutungsmacht. Der eine 


will gesendet und gedruckt, der andere gehört und 
wahrgenommen werden. 


Ich sehe davon ab, einen einzelnen Medienvertreter 
herauszugreifen und angemessen zu würdigen, positiv wie 
negativ. Man kann es Feigheit nennen, oder aber Weisheit. 
Würde ich mich hier auf eine konkrete Person einlassen, 
müsste ich sehr genau überlegen, was ich schreibe, vor 
allem aber, was ich nicht schreibe. Ich würde strategisch 
denken, vielleicht ein wenig wohlwollend texten, bisweilen 
eine idealistische Note unterbringen und hier und da 
womöglich sogar ein wenig sadistisch formulieren. Ziemlich 
sicher trifft man sich ja noch mal in diesem winzigen 
Hauptstadtbiotop zwischen politisch-journalistischen 
Häppchen. 


Als gelernte Journalistin kann ich mir bestens vorstellen, 
wie täglich Tausende von Berlin-Journalisten vor ihrem 
Bildschirm sitzen und sich exakt die gleichen Gedanken 
machen: Wie scharf formuliere ich meine Kritik? Wer ist der 
Gute, wer der Böse? Wen brauche ich in Zukunft vielleicht 
noch? Welche politische Position vertrete ich selbst, falls ich 
überhaupt eine habe, die länger als eine Woche hält? Werde 
ich ausgeschlossen aus den kleinen Zirkeln der Macht, wenn 
ich alles schreibe, was ich weiß? Wen kann ich mit einer 
Andeutung provozieren, mir beim nächsten Mal etwas 
Vertrauliches zu erzählen? Kurz: Jedes Wort wird auf seinen 
Nutzen hin überprüft - und seine Wirkung. 


Hauptstadt-Journalisten berichten nur manchmal, was 
tatsächlich passiert, weil das nur manchmal zum 
Tagesgeschäft gehört. Viel wichtiger ist der Bericht, der zu 
mehr Status, zu mehr Zugängen, zu mehr Aufmerksamkeit 
und schnelleren Karrieren führt. Die meisten Beiträge sind 
ein Sammelsurium von Kosten-Nutzen-Erwägungen, ganz 
egal, ob in großen oder kleinen, wichtigen oder unwichtigen 


Medien. Das ist nicht bösartig, sondern menschlich. Nach 
genau den gleichen Kriterien reden allerdings auch Politiker 
mit Journalisten. Welcher Reporter nutzt mir? Welches 
Medium muss man bevorzugt bedienen? Wen kann man 
freundlich, aber zügig floskelnd abfertigen? Hat mich dieser 
schneidige junge Herr nicht unlängst erst medial vermöbelt? 
Volks- und Medienvertreter spielen ein gemeinsames Spiel 
mit dem Namen: Such den Vorteil. Kommt dabei 
gelegentlich ein guter, sauberer, sachlich korrekter Artikel 
zustande, handelt es sich nicht selten um Zufall. 


Joumalisten sind auch müde, gelangweilt, ausgebrannt, 
wollen nach Hause, zum Sport, mit Freunden ein Bier 
trinken. Sie müssen sich manchmal zur Erledigung von 
Aufgaben zwingen, sie spielen nach, was sie am Abend 
vorher im Fernsehen gesehen haben - genauso 
funktionieren Politiker auch. Das ist das Schöne an unseren 
Berufen: Wenn man weiß, wie der eine Laden läuft, hat man 
den anderen auch halbwegs kapiert. Die Reporter haben 
allerdings einen unschätzbaren Vorteil: Sie können 
spätestens nach einer Woche das Gegenteil dessen 
verbreiten, was sie kurz zuvor noch als jüngste Weisheit 
priesen. Keine Instanz prüft, welcher Kommentator sich wie 
oft widersprochen oder widerrufen hat. 


Bei Politikern sind die Regeln deutlich strenger. Alles, was 
wir kundtun, landet im Archiv. Jeder Satz, und sei er noch so 
launig dahin geworfen, kann mir eines Tages um die Ohren 
fliegen. Der Wähler ist nachtragend, der Leser geduldig, der 
TV-Seher vergesslich. Ergo: Der Politiker muss mit Folgen 
rechnen, der Journalist selten. 


Als damals neue Abgeordnete habe ich diese Mechanismen 
nachhaltig kennenlernen dürfen. Ein TV-Team begleitete 


mich einen Tag lang. Irgendwann saß ich am Schreibtisch 
über Post und Ordnern und warf einen belanglosen Zettel in 
den Papierkorb mit den Worten: »Ablage P« Dieser 
Fernsehschnipsel wird immer wieder mal gerne 
hervorgezogen, wenn man etwas mit der Botschaft braucht: 
So gehen Volksvertreter mit Bürgerpost, Gesetzesvorlagen, 
Kontoauszügen oder Liebesbriefen um. Es lebe das Klischee, 
das schnelle eingängige Urteil. Kein Wunder, dass Politiker 
wenig Lust verspüren, auch noch freiwillig Munition zu 
liefern für die eigene Hinrichtung. Im unverbindlich 
Ungefähren lebt es sich wesentlich sicherer - aber auch 
ziemlich lauwarm. 


Immer wieder wird bemängelt, dass das Verhältnis 
zwischen Politik und Medien in Berlin so vergiftet sei im 
Vergleich zu den kuscheligen Tagen in Bonn. Stimmt. Denn 
das Misstrauen von uns Volksvertretern ist immens, es ist 
gewachsen. Wir wägen ab: Vertrauen wir einem Journalisten, 
weil wir ein Thema wichtig finden, und riskieren damit, dass 
wir massiv beschossen werden? Oder sagen wir uns 
pragmatisch: Angesichts der Skandalisierungslust schließen 
wir die Schotten lieber. Emotional neige ich zur ersten 
Variante, rational dagegen radikal zur zweiten. 


Ich mache den Journalisten keinen Vorwurf, im Gegenteil. 
Ich verstehe ihre Motive. Es sind nur nicht die meinen. 
Hilfreich ist es, zu überlegen, wessen Anerkennung die 
Medienvertreter am Ende wollen. Natürlich immer die des 
Chefredakteurs. Der entscheidet über Gehaltserhöhung und 
Aufstieg. Und was will der Chefredakteur? Im Zweifel immer 
Krawall. Mit netten, informativen Beiträgen macht man 
keine Medienkarriere. Sondern mit Anklage, mit Kritik, mit 
Enthüllung. Oder wenigstens mit Geschichten, die nach 
investigativem Journalismus aussehen. Hinzu kommt der 
Druck, den eine wachsende Zahl nicht immer sachkundiger 


Info-Schnipsel-Sammler untereinander erzeugt, die seit der 
Digitalisierung der Medien 24 Stunden am Tag 
gegeneinander mit immer eiligeren Zuspitzungen antreten. 


Der Stereotypen-Sprech, der uns vielfach zu Recht 
vorgeworfen wird, ist nichts anderes als eine Schutzhaltung 
gegenüber leichthändig fabulierenden Medienvertretern. 
Wenn jedes Nasekratzen bereits interpretiert wird, werden 
wir uns hüten, mit Ideen oder Plänen an die Öffentlichkeit zu 
gehen, bevor sie nicht von allen Seiten abgesegnet sind. 
Doch die Diskussion unterschiedlicher Meinungen ist nicht 
so sexy wie die Schlagzeile: Streit! Dabei macht dieser Streit 
das Wesen der Demokratie aus: Verschiedene Positionen 
kämpfen mit- und gegeneinander dafür, eine gemeinsame 
Lösung zu finden. Ich fände es eher erschreckend, wenn wir 
in jeder Fraktionssitzung von Anfang an einer Meinung 
wären. Über 200 Menschen in der CDU/ CSU-Fraktion aus 
ganz Deutschland sollen alle unabhängig voneinander das 
Gleiche denken? Unmöglich. Präreflexionale Gleichschaltung 
geht auch bei größter Parteiund Fraktionsräson nicht. Da 
werden eben Argumente und Sichtweisen abgewogen und 
gegenübergestellt. Je intensiver dieser Prozess, desto 
ernsthafter ist das Ergebnis. Ein Segen, wenn dies häufig, 
intensiv und Öffentlich passieren würde. 


Entscheidungen sind ja keine nächtlichen Eingebungen - 
zumindest nicht immer und überall. Ja, es wäre 
wünschenswert, wenn Reformvorschläge öffentlich und 
ausgiebig diskutiert würden. Doch eine komplexe Diskussion 
scheint sich medial wie Kaugummi zu ziehen. Da bringen 
Reizworte wie »Zoff« oder »Streit« schon einen ganz 
anderen Schwung für den Lesefluss. Deshalb wollen 
führende Politiker ungern ergebnisoffen debattieren lassen: 
Jede Idee würde binnen Stunden zerrupft. Und je komplexer 
das Thema, desto banaler die Debatte. Journalisten, die 


wegen wachsender Aufgabenlast immer weniger Zeit 
haben, sind geradezu gezwungen, sich auf ein paar 
Schlagworte zu stürzen oder einfach nur das abzuschreiben, 
was die Leitmedien vorgeben. Mehr Medien bedeuten nicht 
automatisch mehr Pluralität, sondern oft das Gegenteil: die 
Suche nach der Mitte und dem Alles - aber schnell und an 
der Oberfläche. Die Politik zieht sich daher, aus 
Selbstschutzreflexen, zurück in die Grauzonen, die sicher 
sind vor öffentlicher Beobachtung und die sich 
kommunikativ halbwegs kontrollieren lassen. 


Paradox, aber wahr: Medien erzeugen erst die 
Hinterzimmerpolitik, die sie kritisieren. Natürlich werden wir 
alles daran setzen, wichtige Gesetzesvorhaben so lange wie 
nur möglich in geschlossenen Zirkeln zu belassen und die 
Fraktionen auf eine Linie zu bringen. Am Ende erzwingt die 
Medienmeute durch ihre Lust am Krawall vor allem 
Zusammenhalt im Parlament - um der Ruhe willen. Denn 
das Schlimmste, was in der Zeitung stehen kann, ist: Streit. 
Streit in der Partei, in der Fraktion, in der Regierung. 
Obgleich der Streit zwischen unterschiedlichen Positionen 
ein konstituierendes Merkmal eines funktionierenden 
Gemeinwesens ist, wird er in den Medien kritisiert und 
skandalisiert, was übrigens auch der Harmoniesucht des 
Publikums geschuldet sein mag. Ruhe aber bedeutet das 
Ende einer öffentlichen Aussprache. 


Ist das eine lebendige Demokratie? Eher nicht. Wenn der 
öffentliche Diskurs nach und nach gemeuchelt wird, nimmt 
die Demokratie Schaden. Wem aber will man einen Vorwurf 
machen? Wie will man diese Phänomene ändern? Nicht 
leicht. Schließlich handeln sowohl das journalistische als 
auch das politische System nach ihrer jeweiligen Logik. 
Fairerweise ist jedoch festzustellen, dass Journalisten nicht 


allesamt synchron funktionieren. Es gibt sehr 
unterschiedliche Typen: die Ersatzpolitiker, die Einflüsterer, 
die Buffetschreiber, die Komplizen oder die Doppelspieler. Es 
gibt gewaltige Unterschiede, die sich auch unerfahrenen 
Volksvertretern rasch erschließen. Drei Typen fallen selbst 
Anfängern rasch auf. 


Typ 1: Der Quäler 


Ist meist ein jüngerer Vertreter, der große Ambitionen hat. 
Er will eines Tages zum Spiegel oder zum ZDF. Deswegen ist 
jede seiner Geschichten als Enthüllung angelegt. Er will 
nicht verstehen, nicht erklären, sondern entlarven. Er 
versteht es, aus jedem Bonbonpapier neben dem Mülleimer 
eine Geschichte von Watergate-Dimension zu drechseln. 
Weder Argumente noch Fakten bringen ihn davon ab. Sein 
Weltbild ist simpel: Alle Politiker sind Gangster. So legitimiert 
er sein Treiben, vor allem moralisch. 


Der Quäler steht schon deswegen immer auf der richtigen 
Seite, weil der Politiker immer auf der falschen steht. Lob 
giitt ihm als Schwäche, Analyse als Ausweichmanöver. 
Manchmal gelangen solche Medienvertreter tatsächlich zum 
Fernsehen. In ihrer eigenen Talkshow, die sie für sehr gutes 
Geld mit der eigenen Firma produzieren, stellen sie dann 
fortwährend enthüllende Fragen, zum Beispiel, ob nicht 
Abgeordnete viel zu viel verdienen. Sie selbst kassieren 
zwar ein Vielfaches - nicht selten öffentliches Gebührengeld 
- aber das ist auch okay: Sie sind ja die Guten. Politiker 
fürchten solche Journalisten; weniger weil sie lästig sind, 
sondern weil das Ergebnis des Beitrags von vornherein 
feststeht - eine Niederlage. Verweigert man sich allerdings 
solchen zeitraubenden und zugleich ergebnislosen 
Gesprächen, nährt man den Verdacht, man habe etwas zu 
verbergen. Ist man nett, will man vertuschen. Ist man 


sachlich knapp, will man mit der Wahrheit nicht 
herausrücken. So ähnlich muss es im Mittelalter bei der 
Inquisition gewesen sein: Es gibt keinen Ausweg. Und am 
Ende hat man als Politiker auch noch ein schlechtes 
Gewissen, oftmals grundlos. 


Der Quäler könnte wertvolle Beiträge zur demokratischen 
Kontrolle leisten. Aber das ist nicht sein Ziel. Er will nach 
oben. Und die journalistische Binnenlogik bestätigt ihn auch 
noch. Denn von 100 anklagenden Geschichten landet er mit 
einer einzigen vielleicht doch mal einen Treffer. Dafür wird 
er mit Journalistenpreisen überhäuft. Die Chefredaktion freut 
sich, die Kollegen sind voller Bewunderung oder besser 
noch: voll des Neids. Wer lange genug mit Schrot in den 
Wald schießt, erwischt halt auch mal einen Hasen. Damit ist 
die Strategie des Quälgeists legitimiert. Denn das Weltbild 
ist bestätigt: Alle Politiker sind Verbrecher. 


Typ 2: Der Schleimer 


Kaum weniger anstrengend als der Qualer. Denn der 
Schleimer ist kaum berechenbar. Beim Quäler weiß man, 
dass man verliert, beim Schleimer hat man immer wieder 
Hoffnung, dass der Beitrag halbwegs fair und inhaltlich 
womöglich auch noch korrekt gerät. Den Schleimer treiben 
unterschiedliche Motive an. Der schlichte Schleimer will 
einfach nur dazugehören zu den Entscheidern. Er nickt 
fortwährend, stellt Fragen, die mit »Finden Sie nicht auch 
...x beginnen, und berichtet bereitwillig alles, was er von 
seinen anderen Informanten erfahren hat. Der trickreiche 
Schleimer dagegen baut ein perfides kleines Netz aus 
Gefälligkeiten und Aufmerksamkeiten auf, für das er eines 
Tages allerdings den Preis verlangt. 


Es beginnt mit der Gratulation zum Geburtstag, der SMS, 
wie brillant der Auftritt gestern Abend im Fernsehen 
gewesen sei, oder der Zusendung eines, natürlich seines, 
Buches, mit einer zu Herzen gehenden Widmung. Manchmal 
warnt er auch vor intriganten Umtrieben, von denen er 
gehört haben will. Er sieht sich bald als Freund und 
Vertrauter. 


Eines Tages jedoch ändert sich der Ton. Denn der 
trickreiche Schleimer ist unter Druck und in Eile. Er braucht 
unbedingt einen Sprecher für das Zitat, das er sich 
ausgedacht hat. »Könnten Sie nicht fordern, dass der Pfleger 
von Knut heilig gesprochen wird?« - mit solchen oder noch 
absurderen Anfragen schlägt man sich dann herum. Der 
Parlamentarier kann sich in etwa denken, was passiert ist. In 
seiner Redaktion hat der trickreiche Schleimer eine dolle 
Story angekündigt, die von der Realität offenbar nicht ganz 
gedeckt wurde. Nun herrscht Hektik. Der Journalist will seine 
Geschichte retten. Und braucht einen Politiker, der seine 
krause These stützt. 


Beim Politiker rattert das Gedächtnis. Wie wichtig ist 
dieser Mensch? Kann man das gewünschte Zitat auf eine 
erträgliche Dosis herunterhandeln? Was geschieht, wenn 
man sich verweigert? Der trickreiche Schleimer würde nie 
damit drohen, dass mangelnde Kooperation womöglich 
Konsequenzen hätte. Er ist schlau genug zu wissen, dass der 
Politiker dies ohnehin längst kapiert hat. Und er weiß auch: 
Wenn man diesmal verweigert, ist man halt beim nächsten 
Mal dran, und dann richtig. 


Als Politiker muss man sich entscheiden, ob man solche 
Spiele mitspielt. Kurzfristiger Nutzen steht langfristigen 
Kollateralschäden gegenüber. Will ich eines Tages als die 
Abgeordnete gelten, die jeder Volontär anrufen kann, weil 
man noch den verrücktesten Stuss fürs Sommerloch liefert, 
dass zum Beispiel Mallorca das 17. Bundesland sei oder 


Münzen aus Gewichtsgründen abgeschafft werden sollten? 
Keine schöne Perspektive. Also allenfalls dosierte Kontakte 
mit dem Typus des Schleimers. 


Und dann gibt es da noch Typ 3: Der 
Kompetente 


Ein Journalist, der erstens sein Handwerk versteht, zweitens 
fair und drittens womöglich sogar noch angenehm im 
Umgang ist. Der Kompetente ist meist unaufdringlich, 
souverän und uneitel. Je atemloser die unentwegte Hatz 
nach Neuigkeiten tobt, desto wichtiger werden die 
Leitartikel, oft auch Beiträge im Feuilleton der großen 
Zeitungen oder die Kommentare in Radio- und 
Fernsehprogrammen. Da wird eingeordnet, dahinter 
geguckt, manchmal fehlinterpretiert, aber fast immer 
Lehrreiches produziert. Es gibt sie tatsächlich, die wichtigen 
Geschichten, die sogar uns Politikern noch neue Gedanken, 
Reflexionen und Einsichten bringen, manchmal auch von 
einer Seite, von der wir es gar nicht erwartet hätten. 
Erkenntnisgewinn ist tatsächlich möglich, sogar durch 
Journalisten. Mag unser Verhältnis bisweilen auch gespannt 
sein, zerrüttet ist es nicht. 
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Die Nachrichtenratte - Hans-Martin 
Tıllack 


Politische Institutionen, politische Parteien haben ein 
Gedächtnis. Ereignisse, die bedeutend, aber nicht historisch 
sind, werden hier mündlich überliefert. Zum Beispiel 
welcher Journalist, welches Medium Freund oder Feind ist. 
Hans-Martin Tillack ist kein Freund der Großen, Mächtigen 
und Wichtigen. Mit vielen hat er es sich im direkten Umgang 
verdorben, den Rest erledigt inzwischen sein ihm 
vorauseilender Ruf: Die Nachrichtenratte wird er genannt. Er 
ist investigativer Journalist, und das völlig hemmungslos. In 
meiner Partei kursieren Erzählungen darüber, dass er auch 
vor ungewöhnlichen Methoden nicht zurückschreckt, wenn 
er auf der Suche nach Informationen ist. 


Unstrittig ist: Ihm mangelt es an Respekt. Vor allem und 
jedem. Das muss nicht unbedingt negativ sein für Politiker, 
denn er ist in jede Richtung respektlos. Aber wie soll jemand 
nah am Geschehen, nah an den Handelnden sein, zu dem 
man kein Vertrauen entwickelt? Dafür müsste er kalkulierbar 
sein, und das ist er als Journalist nicht. Bestechung durch 
Nähe, das funktioniert nicht bei Hans-Martin Tillack. »Ich 
habe eine Neigung zu mehr Distanz, nicht zu mehr Nähe«s, 
sagt er selbst. Tillack hat sich das schwerste Feld 
vorgenommen. Schwer deshalb, weil klar ist: Wer sich für 
den Dreck der anderen interessiert, der kommt selbst nicht 
mit sauberem Hemd aus der Geschichte raus. Hinzu kommt: 
In der Politik arbeiten die Menschen mit 


Elefantengedächtnis. Wer einmal unten durch ist, der bleibt 
es lange. 


Tillacks beruflicher Weg ist schnell erzählt und sieht nach 
einem klassischen, ordentlichen Journalisten-Karriereverlauf 
aus: Abitur, Studium (Politik, Soziologie, Philosophie und 
Psychologie) mit Abschluss als Diplom-Soziologe, parallel 
dazu freier Mitarbeiter in Regionalzeitungen 
(Kornwestheimer Zeitung, Ludwigsburger Kreiszeitung). 
Dann Aufstieg in die nächste Liga: die taz, dort von der 
Landespolitik in die Bundespolitik, damals noch in Bonn. Er 
wechselt zum Stern, berichtet aus Bonn und macht 
anschließend einen weiteren Karriereschritt: 
Auslandskorrespondent in Brüssel. 


Die fünf Jahre in Brüssel haben ihn berühmt gemacht. Fast 
im Alleingang hat er die EU-Institutionen in Panik versetzt. 
Biss das Imperium zurückschlug, der Stern sich 
einschüchtern ließ und ihn nach Berlin zurückversetzte. Wie 
auch immer man zu ihm steht, anzuerkennen ist: Die EU zu 
schütteln, das ist eine herausragende Leistung. 


»Brüssel war mein Wendepunkt«, sagt Tillack. Brüssel war 
zunächst auch seine Traum-Station. Multikulti fand und 
findet er »geil«, der Anblick des 12-Sterne-Banners löste bei 
ihm Pathos aus. Seine Arbeit begann er mit Porträts über 
den Kommissionspräsidenten und andere EU-Matadoren, er 
schrieb Reportagen. Bald schon nahm er den EU- 
Arbeitsalltag jedoch ganz anders wahr: als Bermudadreieck 
aus unredliichem Umgang mit Steuerzahlergeldern, 
Vetternwirtschaft und demokratieferner Politik. Die 
Überschriften der Artikel aus dieser Zeit lesen sich 
entsprechend: »Wo die Gier regiert«, »Instinktlose Trips«, 
»Saubermanns Flüges, »Volle Taschen«. Hans-Martin Tillack 
stieg in die Grauzonen des EU-Haushalts ein: Er beleuchtete 
fragwürdige Statistiken, undurchsichtige Ausschreibungen 


und Auftragsvergaben, Bevorzugung bei 
Personalentscheidungen. Er deckte Skandale beim Amt für 
Betrugsbekämpfung der EU auf. Er berichtete von 
persönlicher Vorteilsnahme und Interessenvermischungen 
der Europaabgeordneten. 


Ja, und? Was ist daran besonders, ist das nicht die 
Aufgabe von kritischem Journalismus, könnte man fragen. In 
Berlin wäre es das auch. 


Aber Brüssel tickt anders. »In der EU-Hauptstadt regiert 
der von The Economist so betitelte >»Brussels Consensuss, 
den die meisten Akteure teilen, seien sie Beamte, 
Lobbyisten oder Journalisten«, sagt Tillack. Dazu gehörten 
mehrere zentrale Glaubenssätze: Die europäische 
Integration müsse weiter voranschreiten; für Probleme seien 
vorrangig die Mitgliedsstaaten verantwortlich; die 
Diskussion über Brüsseler Missstände bestätige nur die 
Stammtisch-Stimmung und sei daher schädlich. »In der 
Brüsseler Wagenburg sieht man sich gerne von 
ungebildeten Massen umgeben. Kritik an Missständen in der 
EU-Kommission gilt aus Sicht einiger deutscher EU- 
Korrespondenten explizit als Domäne der »Boulevardpresses, 
im Gegensatz zur sogenannten »seriösen Presse«<. Aber kann 
es Aufgabe der seriösen Presse sein, den »Dauerjubel< für 
die EU-Institutionen zu organisieren?«, fragt Tillack. Wen 
wundert es, dass er sich mit solchen Äußerungen auch bei 
den deutschen Journalisten in Brüssel kaum Freunde 
machte. 


Die EU-Hauptstadt befindet sich nach wie vor im 
vormedialen Zeitalter: Kein privater deutscher 
Fernsehsender ist dort vertreten, genauso wenig die Bild- 
Zeitung. Der Spiegel hat gerade mal einen Korrespondenten 
(im Berliner Büro sind es mehr als 20 Journalisten). Die EU- 
Institutionen bezahlen für Berichterstattung oder 


produzieren gleich eigene Beiträge. Ein Rechercheur und 
Enthüller wie Tillack, dem es völlig egal ist, ob er nervt oder 
nicht, passt nach Brüssel wie die Faust aufs Auge. »Ich habe 
keine Mission, aber ich will helfen, besser zu verstehen, was 
passiert«, sagt er. Zunehmend entfernt vom Brüsseler 
Mainstream schreibt er 2003 ein Buch: Raumschiff Brüssel. 
Wie die Demokratie in Europa scheitert. Zentrales Problem 
sei in der EU: Es gibt keine Opposition, sondern eine All- 
Parteien-Regierung. Dadurch gäbe es keinen Anreiz für 
Europaabgeordnete, Opposition zu sein, denn sie würden in 
der Folge isoliert. 


Mit solch offen ausgesprochener Kritik stellt er sich 
diametral gegen die übliche Berichterstattung, wie zum 
Beispiel die in einem Artikel der Süddeutschen Zeitung, der 
die vordemokratischen Zustände im Europäischen 
Parlament verklärt: »Das Europaparlament agiert bei diesem 
Dossier zwei Legislaturperioden lang so, als habe es eine 
gemeinsame Identität, über alle politischen Fraktionen 
hinweg. Es lässt sich nicht auseinanderdividieren. Berichte 
(...) werden oft mit null Gegenstimmen verabschiedet. 
Störrisch versucht das Parlament immer wieder, den 
Widerstand der Regierungen gegen zu weitreichende und 
teure Regelungen zu brechen.« Ist es nicht eher ein Skandal, 
wenn Kommunisten, Sozialdemokraten, Grüne, Liberale, 
Konservative und Rechtsradikale alle an einem Strang 
ziehen? Müssten da nicht viel mehr die Alarmglocken in 
einer kritischen Öffentlichkeit ringen? Tillack dazu: 
»Natürlich macht jeder Journalist Fehler. Berichtet ein Blatt 
regelmäßig falsch zuungunsten einer Person oder 
Institution, kann diese sich immerhin juristisch dagegen 
wehren. Wird aber regelmäßig zu positiv berichtet, fällt 
diese Kontrolle weg.« 


Tillack geht in seiner Kritik noch weiter. Seine Stärken sind 
eben auch seine Schwächen: Spürsinn, Unerschrockenheit, 
Hartnäckigkeit. Er verbeißt sich in Themen und beklagt den 


Gefälligkeitsjournalismus in der EU-Berichterstattung: »Ein 
besonderes Tabu-Thema scheint für viele deutsche EU- 
Korrespondenten der Brüsseler Umgang mit Steuergeld zu 
sein.« Als Beispiel nennt Tillack den jährlichen Bericht des 
Europäischen Rechnungshofs über finanzielle Missstände. 
»Der Jahresbericht des Bundesrechnungshofs findet in der 
Süddeutschen Zeitung und der FAZ stets auf den vorderen 
Seiten in Mehrspaltern statt - der Bericht des Europäischen 
Rechnungshofs manchmal gar nicht.« Nebenbei: 2008 
verweigerte der Europäische Rechnungshof zum 14. Mal in 
Folge sein Testat, wegen zu hoher Unzuverlässigkeiten im 
EU-Haushalt. 


Die Alleinstellung im deutschen Journalistencorps ist die 
Folge seiner Arbeitsweise. Aus den EU-Institutionen 
Kommission, Parlament und Betrugsbekämpfungsamt gibt 
es Warnungen: Wer mit Tillack zusammenarbeitet, erhält 
keine Informationen mehr. So schrieben die SPD- 
Abgeordneten im Europäischen Parlament in seltener 
Einigkeit einen Brief an die Chefredakteure und den 
Herausgeber des Stern: »Wir sind nicht bereit, uns diese 
herabwürdigende Behandlung weiterhin gefallen zu lassen. 
Deshalb haben wir SPD-Abgeordneten beschlossen, den 
Kontakt mit ihrem Brüsseler Korrespondenten Herrn Tillack 
einzustellen.« 


Aber Hans-Martin Tillack blieb bei seiner Arbeitsweise. »Es 
ist unehrlich und unprofessionell, eine Geschichte nicht zu 
machen. Wenn du es hast, musst du es machen.« Er kann 
vielleicht auch nicht anders. Seine Familie ist tief 
protestantisch, den Arbeits- und Verantwortungsethos hat er 
verinnerlicht. Ein Großvater war Missionar, sein Vater war 
Pfarrer in der DDR. Nach dem Mauerbau wird die Familie in 
den Westen ausgewiesen, von Königs Wusterhausen nach 
Stuttgart. Aus seiner Schulzeit kennt er das Gefühl, isoliert 


zu sein: Er sprach in der Schule als einziger hochdeutsch, 
nicht schwäbisch wie seine Mitschüler. 


Insofern war es fast ein Deja-vu, dass Tillack nicht am 
»übertriebenen sozialen Leben zwischen den deutschen 
Korrespondenten« teilnahm. Er orientierte sich international, 
was in Brüssel leichter ist als in jeder anderen Stadt. 
Konsequenterweise saß er auch im Pressesaal nicht bei den 
Deutschen. »Ich mache mir jedes Mal, mit jeder Geschichte, 
neue Feinde, aber auch neue Freunde. Ich hatte eine Nische 
gefunden.« Die Feinde der Feinde geben ihm Informationen, 
bei Skandalthemen melden sich die Informanten 
zunehmend von selbst. »Durch meine Arbeit habe ich neue 
Kontakte in die EU-Institutionen bekommen, habe in der 
Zusammenarbeit auch viel Dankbarkeit erfahren. Das war 
eine Kompensation für viele Anfeindungen.« 


Diese Dankbarkeitsbezeugungen durch Weitergabe von 
Informationen und Dokumenten waren der EU zunehmend 
lästig. Der Gegenschlag blieb nicht aus, und er war massiv. 
Im März 2004, um sieben Uhr morgens, durchsuchten sechs 
belgische Polizisten Tillacks Brüsseler Privatwohnung. Sie 
nahmen seinen privaten Computer, Telefone, 
Terminkalender und sein Adressbuch mit. Dann fuhren die 
Polizisten ihn in einem alten Ford Mondeo zu seinem Büro, 
wo sich die Durchsuchungsaktion zu einem Medien- 
Spektakel entwickelte. Obwohl von Polizisten eskortiert, 
gelang es Tillack dennoch, Büronachbarn im Brüsseler 
Pressehaus zuzurufen, was los war. Die Belgier waren 
gereizt von seiner Insubordination und seinen mantraartigen 
Hinweisen darauf, dass der Europäische 
Menschenrechtsgerichtshof Belgien gerade verurteilt hatte, 
weil es die Meinungsfreiheit und den Journalistenschutz 
missachtete. Sie verweigerten Tillack, einen Anwalt oder 
seine Frau anzurufen. Er solle dankbar sein, dass er sich 


nicht in Burma befände, wurde ihm stattdessen zugeraungzt. 
Schließlich nahmen die Polizisten 17 Kartons mit Akten und 
Dokumenten mit. Einige Wochen später erhielt er die 
meisten Dokumente zurück, die Polizei behielt tausend 
Seiten Material und hatte sich Kopien der Festplatte 
gezogen. 


Der Stern zog ihn kurz danach aus Brüssel ab. Planmäßig, 
allerdings verlängert um drei Monate. Er wurde nach Berlin 
versetzt. Außerdem hat Tillack zusammen mit seinem 
Arbeitgeber mehrere Gerichtsverfahren gegen den 
belgischen Staat und die EU begonnen. Tillack selbst ist 
seitdem noch staatskritischer, als er es schon zuvor war. 
»Natürlich frage ich mich manchmal: Was hat das mit mir 
gemacht?« Viermal die Woche geht er joggen, in der Zeit 
nach der Razzia fragte er sich jedes Mal, ob er bei seiner 
Rückkehr seine Wohnung unversehrt wieder vorfinden 
würde. »Seit Brüssel ist mein Grundmisstrauen gegenüber 
Behörden gestiegen.« 


Nun macht er in Berlin weiterhin das, was er als seinen Job 
versteht: nachbohren, aufdecken, im besten Fall enthüllen. 
Immer wieder gelingt ihm eine Geschichte, aber im 
nationalen Umfeld ist er mit seiner kritischen Art nicht 
allein. Berlin ist im Medienzeitalter. Nach wie vor gibt es 
gegen ihn jede Menge Anzeigen und Versuche, eine 
Gegendarstellung zu erzwingen. Solche Bemühungen sind 
fast immer erfolglos. Auch die Beschwerde beim Presserat 
gegen ihn wurde abgewiesen. 


In Brüssel ist es, seitdem Tillack weg ist, wieder ruhiger 
geworden. Für die EU-Institutionen ist es angenehmer, 
Preise an Menschen zu vergeben, die sich in anderen, weit 
entfernten Teilen der Welt für Meinungs- und Pressefreiheit 
einsetzen. 
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Seine Gemeinde ist das Volk - Peter 
Hahne 


Seit meiner ersten Wahl in den Bundestag im Herbst 2002 
ist mir Peter Hahne immer wieder begegnet. Wirklich 
kennengelernt haben wir uns Anfang 2006, als er bei einer 
Veranstaltung der Landfrauen in meinem Wahlkreis in 
Unterfranken auftrat. Peter Hahne ist eine 
Ausnahmeerscheinung, sowohl als Mensch wie auch als 
Journalist. »Unter 3«, die Chiffre für Vertraulichkeit, wird von 
ihm konsequent respektiert, Respekt ist für ihn nicht nur ein 
Wort, Gnadenlosigkeit ist ihm als Christen fremd. Ich 
schätze Peter Hahne, weil er ein Beispiel dafür ist, dass die 
notwendige Distanz zwischen Journalisten und Politikern 
gewahrt wird, zugleich jedoch ein vertrauensvoller Umgang 
möglich ist. 


»Wir brauchen keine Vorschriften, sondern Vorbilder« - mit 
diesem Satz begrüßt Peter Hahne die Besucher seiner 
Homepage. Ob er sich selbst ein Vorbild nennen würde? 
Immerhin ist der engagierte Protestant preisgekrönter 
Journalist, Publikumsliebling, auflagenstärkster christlicher 
Buchautor im deutschsprachigen Raum und im Hauptberuf 
Moderator von Berlin direkt im ZDF. 


Nein, er würde sich selbst nicht als Vorbild bezeichnen - 
dafür hat der Drogistensohn aus dem Westfälischen zu viel 
Bodenhaftung erhalten. Was ihn jedoch nicht davon abhält, 
neben dem journalistischen Tagesgeschäft in philosophische 
Höhen zu entschweben: Er schreibt über Glauben und 


Werte, Sein oder Nichtsein, Feuer und Asche. Hahne 
moderiert nicht nur, sondern vertritt seine eigene Meinung 
offensiv und engagiert. Von den Politikern, dem 
wesentlichen Betrachtungsfeld seiner Tätigkeit als 
Fernsehjournalist, erwartet er hingegen umso mehr, die von 
ihm eingeforderte Vorbildrolle einzunehmen. 


Wie für Hahne der Glaube eine Flamme braucht, die nur 
durch konkretes Vorleben entzündet werden kann, braucht 
auch eine lebendige Demokratie Vorbilder, denen es 
durchaus erlaubt ist, mehr missionarischen Eifer an den Tag 
zu legen, um andere von ihrer Meinung zu überzeugen. 
Politik braucht Leidenschaft, um - wie der Glaube - 
Lebendigkeit zu entfalten und Menschen für ein konkretes 
Engagement zu begeistern. Gemeinde und Wählerschaft 
haben für Hahne Parallelen - und für den studierten 
Theologen, der ursprünglich Pfarrer werden wollte, ist seine 
Gemeinde nun die Fernsehnation. Noch mehr: Durch viele 
Millionen Leser seiner wöchentlichen Kolumne in der Bild am 
Sonntag und unzählige Vorträge pro Monat erreicht Hahne 
mit seiner Sendungskraft nahezu die gesamte 
Bundesbevölkerung. 


Lauscht man einem seiner Vorträge, wird auf jeden Fall 
schnell deutlich, dass es Hahnes Stärke ist, Dinge genau so 
zu formulieren, dass sie seinen Zuhörern aus der Seele 
sprechen und sie ihn verstehen. Kein Wunder, dass aus 
seinem Talent, Kompliziertes einfach auszudrücken, ein ganz 
besonderes Format im deutschen Fernsehen entstand - die 
ZDF-Kindernachrichtensendung /ogo!. Die Verbundenheit 
mit seinem Gegenüber und der Wunsch nach gegenseitigem 
Verständnis stellen sich auch im persönlichen Gespräch ein. 
Der Journalist nimmt sich Zeit für jeden, mit dem er spricht. 
Kein Blick auf Uhr oder Mobiltelefon, kein Termindruck. Peter 
Hahne hört zu. 


Diese respektvolle Art macht ihn zu einem angenehmen 
Gesprächspartner und hat nicht zuletzt dazu geführt, dass 
er sich durch die jährlichen Sommerinterviews mit den 
Spitzenpolitikern des Landes ein eigenes Markenzeichen 
gegeben hat. Er schafft durch seine Art, mit Menschen 
umzugehen, mehr Nähe, die gerade Spitzenpolitiker 
ermutigt, sich seinen Fragen zu Öffnen. 


Zugleich lässt sich Hahne nicht von dieser Nähe in 
Beschlag nehmen, sondern fragt umso unbedingter und 
fordernder: Seichte Allgemeinplätze sind dem Freund 
tiefgründiger Betrachtungen ein Gräuel, das ihn zu noch 
konkreteren Fragen treibt. Die Antwort muss ein Bekenntnis 
sein, kein Lavieren, getreu dem Bibelworte »Eure Rede aber 
sei: Ja, ja; nein, nein. Was darüber ist, das ist vom Übel.« 
(Jakobus 5,12) 


Unabhängig von seinem beruflichen Erfolg ist Peter Hahne 
ein Mensch, der seine Kraft aus der Verbindung zu Gott zieht 
und Beten als Lebenshaltung begreift. Das Eintreten für die 
christlichen Werte ist für den Theologen kein 
Lippenbekenntnis in Sonntagsreden, sondern die Grundlage 
eines erfüllten Alltags. Die Wertefrage ist für ihn keine 
Domäne der Konservativen, sondern eine 
gesamtgesellschaftliche Verantwortung. Peter Hahne hat 
diese Position immer vertreten, auch in dem Wissen, dass er 
damit aneckt. Dies macht gleichwohl seine wichtigste 
Charaktereigenschaft deutlich: die Standfestigkeit. Er ist 
jemand, der sich nicht instrumentalisieren lässt, auch wenn 
er Überzeugungen und Positionen teilt, die ein Politiker 
vertritt. Diese Haltung beschreibt sowohl den Christen als 
auch den Journalisten Peter Hahne, für den Glaubwürdigkeit 
und Vertrauen neben Kompetenz das Kapital seines 
Berufsstandes sind. 


Ein Porträt über den Journalisten Peter Hahne bedeutet 
immer auch eine Charakterisierung des Christen, der durch 
seine Verbundenheit mit dem politischen Journalismus auf 
der einen Seite und dem Glauben auf der anderen Seite 
fordert: »Holt Gott zurück in die Politik!« Er meint damit, 
dass die Politik wieder ein stärkeres Augenmerk auf 
christliche Werte wie Menschlichkeit, Nächstenliebe und 
Toleranz haben sollte. Das Finger-in-die-Wunde-Legen sieht 
er dennoch als seine journalistische Aufgabe. Sein 
besonnenes »Schluss mit lustig«, Titel seines Bestsellers, ist 
eine Aufforderung, gemeinsam gegen einen schleichenden 
Werteverfall in der Gesellschaft zu wirken und Vorbild zu 
sein, ohne Vorschriften zu machen. 


Ein Vorbild ist Peter Hahne - obwohl er es nicht sein will - 
in jedem Fall. Ob für Nachwuchsjournalisten, kommende 
Generationen oder auch Politiker: Von Peter Hahne zu 
lernen, bedeutet, nicht alles dem persönlichen Erfolg und 
Nutzen unterzuordnen, sondern sein Gegenüber mit mehr 
Respekt zu behandeln, als dies - auch in der Politik - häufig 
der Fall ist. 


DIE AUTORIN 
Dorothee Bär (geb. 1978 in Bamberg) ist stellvertretende 
CSU-Generalsekretärin, Obfrau der CDU/CSU- 


Bundestagsfraktion im Auswärtigen Ausschuss sowie im 
Unterausschuss Neue Medien. Die Diplom-Politologin und 
frühere Journalistin zog 2002 als jüngste Abgeordnete der 
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CORNELIA PIEPER 


Die Geschichte vom Blumentopf - ein 
Stern-Beitrag und seine Folgen 


Was hat ein Blumentopf mit Journalistenkritik zu tun? In 
meinem Fall eine ganze Menge. Was mir widerfahren ist, 
erlebt ein Politiker oder eine Politikerin nicht alle Tage. Die 
Geschichte liegt zwar inzwischen fast sechs Jahre zurück, ist 
mir aber nachhaltig in Erinnerung geblieben. Zur damaligen 
Zeit war ich die Generalsekretärin der FDP, aber auch 
Mutter eines pubertierenden Sohnes, was, wie alle Eltern 
wissen, eine aufregende Zeit in jeder Familie ist. Damals 
begleitete mich eine Volontärin des Stern, die eigentlich 
schon der Pubertät entwachsen war, auf meinen politischen 
Reisen durchs Land. Sie hatte von ihrem Boss den Auftrag, 
für ein Porträt über mich zu recherchieren. 


Die junge Dame kam also, soweit ich es erlaubte, überall 
mit hin. Von ihrer Chefredaktion bekam sie die 
Genehmigung, mich auf eine Dienstreise zu einem 
Regierungsbesuch nach Polen zu begleiten. Dort traf ich 
unter anderem die damalige Staatssekretärin im 
Außenministerium, Danuta Hübner, die später polnische 
Ministerin für Europaangelegenheiten wurde und inzwischen 
EU-Kommissarin in Brüssel ist. Mir selbst sind solche 
Frauennetzwerke sehr wichtig. Ich halte es da mit Margaret 
Thatcher, die sagte: »Wollen Sie in der Politik etwas gesagt 
bekommen, wenden Sie sich an einen Mann, wollen Sie 
etwas getan bekommen, wenden Sie sich an eine Frau!« 
Danuta Hübner ist eine Frau der Tat, und ich hielt und halte 
es für wichtig, für junge Frauen Vorbilder zu schaffen. Auch 


sah ich mich für die Volontärin des Stern eher als eine Art 
Mentorin. Ich habe Ihre Begleitung zugelassen, weil ich 
wollte, dass es ihr in ihrer persönlichen Entwicklung hilft. 
Übrigens ist es mir inzwischen auch gelungen, dass die FDP 
ein eigenes Mentoring-Programm nur für Frauen durchführt, 
das sich bereits nach einem Jahr sehr erfolgreich bei 
Kandidaturen ausgewirkt hat. 


Ich hatte mich außerdem entschlossen, die junge 
Joumalistin in meinen Wahlkreis einzuladen. Da es in dieser 
Zeit sehr hektisch zuging, musste ich während ihres 
Besuchs zwischendurch nach Hause fahren, um mich 
umzuziehen. Die junge Dame und den sie begleitenden 
Fotografen lud ich zu einem Kaffee ein. Sie nutzte die 
Gelegenheit, um Fotos zu machen, und lobte meine 
Blumentöpfe auf der Terrasse. Nun muss ich an dieser Stelle 
erwähnen, dass auf meiner Südterrassse die Blumen 
aufgrund der vielen Sonne und des guten Klimas in die Höhe 
schießen. 


Zur damaligen Zeit hatte mein Sohn gerade seine Liebe zur 
Botanik und zur Experimentierfreude mit Pflanzen entdeckt. 
So war es in seinem Freundeskreis völlig normal, diverse 
Samen, mit Vorliebe auch Vogelsamen, einzupflanzen. Und 
welch ein Wunder: tatsächlich wuchs wieder einmal ein 
Pflänzchen im Blumentopf heran. Seine Großmutter, die 
auch in unserem Haus wohnt, gab dem Enkelsohn als 
passionierte Gärtnerin noch die entsprechenden 
Pflegehinweise. 


Keiner von uns konnte oder wollte diese Pflanze genauer 
spezifizieren. Nachdem sie ungefähr 40 Zentimeter groß 
war, gerieten wir doch ins Grübeln darüber, welcher Art 


diese Pflanze wohl sein könnte. Mein Sohn konnte nicht zur 
Aufklärung beitragen. 


Dafür gewann der Blumentopf bei besagter Tasse Kaffee 
die Aufmerksamkeit des Stern. Aber das nahm ich erst viel 
später in dem angekündigten Porträt zur Kenntnis. Darin 
stand geschrieben, ich würde auf meiner Terrasse Cannabis 
in Blumentöpfen züchten, oder besser gesagt, mein Sohn. 
Das Problem war nur, dass seit dem Kaffeekränzchen bereits 
zwei Monate vergangen waren. 


Der Sommer neigte sich dem Ende zu; die Nächte wurden 
kühler, die Hanfpflanze verkümmerte und überlebte den 
September nicht. Das Experiment meines Sohnes fand sein 
jähes Ende auf dem Komposthaufen. 


Auch wenn die Hanfpflanze inzwischen verrottete, wuchs 
nach dem Stern-Artikel die Fantasie der Leute, vor allem 
aber der Journalisten. Einer nach dem anderen schrieb den 
Beitrag praktisch ab. Bild titelte sogar: »Drogenrazzia bei 
Pieper!« auf der ersten Seite, nachdem die 
Staatsanwaltschaft Halle, lediglich begründet durch den 
Stern-Artikel, eine nicht angekündigte Hausdurchsuchung 
vornahm. Ein Parteifreund rief an und wollte mich trösten, 
mit den Worten: »Wer von der FDP schafft es zurzeit schon 
auf die Titelseite der Bild?« Doch mir war überhaupt nicht 
zum Lachen zumute. 


Kurioserweise bot die Großmutter meinem Sohn nicht nur 
ihre Hilfe in Sachen Botanik an, sondern auch dem 
Staatsanwalt in Sachen Hausdurchsuchung während meiner 
Abwesenheit. Diese endete schließlich beim 
Komposthaufen, wo die praktisch verweste Wurzel der 
Hanfpflanze sichergestellt und ins Untersuchungslabor 
eskortiert wurde. Netterweise informierte die 


Staatsanwaltschaft zu diesem Zeitpunkt auch noch den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der, um überhaupt 
Fernsehbilder zu haben, gefüllte blaue Abfallsäcke filmte, in 
denen sich aber nur Reste meiner beschnittenen 
Rosenstöcke befanden. 


Es war schon spannend, zum Zeugen zu werden, wie 
Hirngespinste sich entwickeln und immer größer werden. Ich 
hatte das Gefühl, als hätte mich der kuriose Blumentopf auf 
einen anderen Stern katapultiert. 


Vor allem sah ich keine Chance, den Irrsinn zu stoppen. 
Bei den Überbietungen in den Schlagzeilen kam ich mir 
manchmal ziemlich ohnmächtig vor, obwohl wir rechtliche 
Mittel ergriffen hatten, die aber von den Medien erst einmal 
nicht zur Kenntnis genommen wurden. 


»Keine Freiheit ohne Verantwortung« ist nicht nur ein 
Credo der Liberalen. Es sollte auch für die Pressefreiheit und 
die Verantwortungsethik von Jourmalisten gelten. Ich halte 
es für verantwortungs- und geschmacklos, wenn Politiker 
über die eigenen Kinder vorgeführt oder anstelle von 
sauberer Recherche Vorurteile geschürt werden, wie etwa 
das Klischee, dass blonde Frauen in erster Linie blöd seien. 
Damit ist aus meiner Sicht weder für Journalisten noch für 
Politiker ein Blumentopf zu gewinnen. 


DIE AUTORIN 


Cornelia Pieper (geb. 1959 in Halle an der Saale) ist 
stellvertretende Bundesvorsitzende der FDP und FDP- 
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Forschung und Technikfolgenabschätzung des Deutschen 
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ROBERT HABECK 
Bild,Burma, Basta - Alice Schwarzer 


Hätte ich eine Tochter bekommen, ich hätte sie gern Emma 
genannt. Offensichtlich werden ja für Eltern immer die 
Namensmoden attraktiv, die mindestens zwei Generationen 
zurückliegen. Dass Alice Schwarzer ihre Zeitschrift Emma 
nannte, begründete sie rückblickend einmal so: »Der Name 
war irgendwann aufgetaucht und gefiel uns. Nicht nur 
wegen der Anspielung auf die Em(m)anzipation, sondern 
auch, weil er das selbstironische Gegenteil vom platt 
Erwarteten war: Wie würde sie wohl heißen, diese Zeitschrift 
der jetzt vollends größenwahnsinnigen Schwarzer? Nora? 
Die Rächerin? Die Amazone? Nein. Emma. Ganz einfach 
Emma.« Emma, das war im Jahre 1977 noch ein 
Frauenname, der für altmodische, spießige, hausfrauliche 
(Un-)Tugend stand. Ihn als Titelname zu benutzen, war 
selbstironisch gemeint. 


Hinter diesem kleinen Namenspotpourri steht ein 
merkwürdiges Phänomen, das alle Eltern kennen. Vor der 
Geburt seines Kindes macht man sich die ausgefallensten 
Gedanken, welchen Namen man dem Nachwuchs geben 
soll, denkt an Buchhelden und Urlaubsbekanntschaften. 
Einige lesen sogar Namensbücher, nur um dann 
festzustellen, dass auf einmal jedes dritte Kind so wie das 
eigene heißt. Offenbar gibt es so etwas wie eine Haltung, 
eine Meinung, vielleicht eine Sehnsucht, die für eine 
Alterskohorte prägend ist. Und das, obwohl sie sich vielleicht 
ja gerade gegen jede Form der Prägung wehren will, eine Art 
negative Affirmation. 


Auf die Idee, meine nie gezeugte Tochter »Nora« oder gar 
»Alice«x zu nennen, wäre ich jedoch nicht gekommen. Das 
waren die gegebenen Namen der Eltern, wie Alice 
Schwarzer die gegebene Größe eines festgefügten 
Diskurses war. Ich bin mit dem Wissen aufgewachsen, dass 
sie die prägende Frau des deutschen Feminismus ist. Oder 
besser vielleicht: war. 


Unterdrückung der Frau, sexuelle Prüderie, geschlechtliche 
Ungleichbehandlung, das ging in meinem Milieu und 
Umfeld, von den frühen Schülervertreter-Zeiten über 
autonome Ausflüge bis zu den Grünen, gar nicht. Obwohl 
Alice Schwarzer also für alles stand, was man politisch 
richtig fand, war sie einem immer irgendwie suspekt. So 
suspekt wie Joschka Fischer, Gerhard Schröder, Oskar 
Lafontaine. Nicht, weil sie etwas Falsches sagten, sondern 
weil sie als Instanzen so gegeben schienen wie die Namens- 
(vor)urteile einer Generation. Irgendwie gingen sie einem 
auf den Nerv. Man wählte sie und trat in ihre Partei ein, aber 
mit einer Haltung der inneren Opposition. Und so wurde 
auch Emma gelesen. Widerwillig. 


Vermutlich erwuchs dieses Suspektsein gerade daraus, dass 
sie scheinbar für das stehen, was richtig und im 
schlimmsten Fall auch noch moralisch unhinterfragbar ist. 
Eine merkwürdige Dialektik: Weil man Menschen wie Alice 
Schwarzer bewunderte, konnte man ihnen nicht 
unwidersprochen Recht geben. 


Dieses, sagen wir, strukturelle Unwohlsein zuzugeben, soll 
gegen ein Vorurteil feien. Ich will mich nicht an Alice 
Schwarzer abarbeiten. Vielmehr lieferte Alice Schwarzer die 
letzten zwei Jahre erstaunliche Belege dafür, dass die 
moralisierende Haltung ihres Journalismus an ihr Ende 


gekommen ist. Nicht, weil ihre Haltung nicht mehr zur 
Wirklichkeit passen würde - das wäre auch eine 
Beschreibung für Idealismus -, sondern weil sie die kritische 
Distanz zur Wirklichkeit immer mehr vermissen lässt. 


Ich erinnere mich an einen Tag im Frühsommer 2007. Ich 
kam vom Einkaufen und wäre, mit den Einkaufstüten am 
Lenker ohnehin in instabiler Seitenlage, vor Schreck fast 
gegen eine Laterne gefahren. Frau Schwarzer strahlte von 
einem Plakat der Bild-Zeitung. Sie war die Mutige, die eine 
Wahrheit aussprach. Mochte der Spruch in der 
Vergangenheit noch einige Glaubwürdigkeit für sich 
reklamieren, seine Gegenwart auf diesem Plakat widerlegte 
ihn. Das Zentralorgan für Angst, Hass und Titten, von Alice 
Schwarzer einst der »Verhurung« der Frauen gescholten, mit 
ihrer PorNO-Kampagne bekämpft, nahm ihm die Legitimität. 


Vielleicht hätte Alice Schwarzer die Aktion mit ein wenig 
emmarischer Selbstironie noch retten können. Allein, ihr Ton 
war rechthaberisch, als sie erklärte: »Doch ich habe 
zugestimmt. Ganz einfach, weil ich finde, dass es nicht 
schaden kann, wenn in so einer Runde - von Gandhi bis Willy 
Brandt - auch mal eine Frau auftaucht. Und eine sehr 
lebendige noch dazu«, verkündete sie. 


Solche Argumentation hält auch Sarah Palin für einen 
Fortschritt. Sie stellt »gender« vor »agenda«, das 
Geschlecht vor Politik und damit diskreditiert sie letztlich 
ihren eigenen Anspruch. Denn sie übernimmt den Diskurs 
des Gegners. Auf dieser Ebene kann sich Frau Schwarzer 
prima mit Journalisten wie Matthias Matussek streiten. Der 
eine sagt: »Männer sind so«, die andere sagt: »Männer sind 
ganz anders« - beide sagen sich kräftig die Meinung. Doch 
dass die männliche Wirklichkeit heute längst weiblicher ist, 
dass die Männer oft die Alliierten von Frauen sein wollen und 
dass es eher gesellschaftliche, materielle denn biologische 


Zwänge sind, die echte Gleichberechtigung verhindern, wird 
durch die plumpe Biologisierung überblendet. 


Ein knappes Jahr später zollte Alice Schwarzer in einem 
Beitrag in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung der Diktatur 
in Burma ihren Respekt. Dass die Militärdiktatur eine 
miserable Frauenquote hat, hat sie dabei beflissentlich 
übersehen. Nichts gegen eine differenzierte Beschreibung 
von landestypischen Zuständen und nichts gegen den 
begründeten Argwohn, dass die westlichen Geheimdienste 
schmutzige Spiele treiben - aber Schwarzers Sympathie für 
die burmesische Militärjunta speiste sich nicht aus 
kritischem, liberalem, aufgeklärtem Denken, sondern aus 
seinem Gegenteil. Bevölkerung und Regierung werden in 
einen Topf geworfen, Linkssein und Gutsein in einen 
anderen. 


Wie es in Burma zugeht, weiß ich nicht. Aber lesen kann 
ich. Schwarzers Artikel atmete das Verlangen nach einem 
Retro-Sozialismus samt pittoreskem Nationalismus. Solche 
Berichterstattung diskreditiert das Prinzip der 
Berichterstattung. Und sie stellt seine Voraussetzungen in 
Frage. Diese lautet in diesem Fall: Es gibt ein klares linkes 
Ich-habe-Recht-Schema. Sie wiederholen politisch, was im 
Geschlechterdiskurs schon schief ist: Die Sehnsucht nach 
unhinterfragbarer Autorität. Ob aber »links« als Präfix von 
links-autoritär und links-liberal noch taugt, das ist noch nicht 
mal ein Fragehorizont. 


Etwa gleichzeitig mit dem Burma-Artikel trennten sich Alice 
Schwarzer und ihre Nachfolgerin als Emma-Chefredakteurin, 
Lisa Ortgies, im Unguten. Öffentlich wurde gestritten, ob 
Ortgies gegangen ist oder gegangen wurde - aber das 
verstellt nur den Blick auf den eigentlichen Skandal. Dieser 
bestand im Vorwurf Alice Schwarzers, Ortgies hätte die 
Familie der Arbeit vorgezogen. Dabei ist überhaupt nicht 


relevant, ob das so gewesen ist oder nicht, relevant ist der 
Versuch, politische Diskrepanzen durch auf Privates zielende 
Vorwürfe zu diskreditieren. 


Wäre Frau Schwarzer Herr Schwarzer und hätte diesen 
Vorwurf gemacht, sie wäre als Chef untragbar gewesen. Der 
Kampfruf der Frauenbewegung der 70er - »Das Private ist 
politisch'« - ist von einer Schutz- zu einer 
Schmutzkampagne geworden, die weit mehr über die 
Weltsicht der Autorin verrät, als über die Beschuldigte. Und 
die mit einem »Basta« Schröderianischen Ausmaßes sich 
weigert zu erkennen, worum es eigentlich geht und ging. 


Bereits die Bekanntgabe von Ortgies’ Engagement bei 
Emma trug den Kern des Konflikts in sich. Lisa Ortgies 
postulierte frech: »Das Image des Feminismus ist ziemlich 
abschreckend. Was ihm fehlt, sorry, ist Humor und 
Sexappeal.« Und Schwarzer bestätigte das. Deutlich wird, 
was Bild, Burma und Basta gemein haben: Die Revolte der 
Siebziger speiste sich stets auch aus einem asozialen Effekt 
- musste es vielleicht tun, um den Muff aus der Gesellschaft 
zu lassen. Ihr Verhältnis zur Macht war positiv. Die Medien 
dienten der Selbstdarstellung. Auch Schröder wollte mit 
Glotze, BamS und Bild regieren und war mutig genug, das 
auszusprechen. Wenn man das denn mutig nennen will. 
Schwarzer freute sich über das ihr ausgehändigte 
Bundesverdienstkreuz. 


Die Revolution, auch die sexuelle, produzierte ihre 
eigenen Widersprüche. Gleichzeitig wird den Jüngeren die 
Gegenwart in einer Art problematisch, dass die ideologische 
Gewissheit mancher Journalisten nur noch wie Rechthaberei 
anmutet. Lakonie, Ironie, Reflexion, sich nicht auf Kosten 
von anderen verwirklichen zu wollen, sondern sein Leben 
halbwegs so auf die Reihe kriegen, dass es auch einer 
abwägenden Bewertung standhält, sind wesentliche Motive 


der Gesellschaft geworden. Sie werden es auch zunehmend 
in der Politik. 


Der Feminismus, den Alice Schwarzer propagiert und 
verkörpert, trifft nicht mehr die Probleme von Frauen und 
Männern heute, er ist unterkomplex und letztlich affirmativ, 
weil er der Logik eines Systems folgt, das sichtbar an seine 
Grenze stößt: der Ausweitung des Kapitalismus, des 
angeblich männlichen Apparates, der Ökonomisierung 
unserer Lebensbereiche. Feminismus kann das System 
somit nicht überwinden, weil er Probleme biologisiert, 
psychologisiert und individualisiert. Individualisierung der 
Schuld wie des Fortkommens aber ist - ebenso wie die 
Selbstverwirklichung - in letzter Konsequenz nur bedingt 
eine politische Handlung. Letztlich engt sie den Raum des 
Politischen sogar ein, weil gesellschaftlicher Umbruch 
jenseits des Bestehenden nicht in Sicht kommt. Letzterer 
aber ist radikaler. Dass es heute auch viele Männer gibt, die 
Beruf und Familie vereinbaren wollen, kann eine solche 
Haltung weder erkennen noch akzeptieren. Und dass ein 
ewiges Mehr kaum zu so etwas wie Glück oder 
Lebenszufriedenheit führen kann, auch nicht. Aus Alice 
Schwarzers Position heraus muss solch eine Haltung als 
Schwäche, vielleicht als Verrat an der Emanzipation gelten. 
Viel radikaler aber, als das Alte nur neu aufzuteilen, ist, es 
zu entsorgen. 


DER AUTOR 
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emanzipatorische Politik gegen bürgerliche wie 
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MICHAEL ROTH 


Pressespiegel - Heribert Prantl und 
seine Gegenbilder 


Oscar Wildes Das Bildnis des Dorian Gray handelt nur 
oberflächlich allein von Jugendwahn und welkender 
Schönheit. Der angesehene, smarte Dorian besitzt ein 
Porträt, das statt seiner altert. Aber nicht nur das. Dorian 
Gray ist ein gesellschaftliches Vorbild, respektiert und 
talentiert. Die dunklen Seiten und menschlichen Abgründe 
zeigen ihre hässliche Fratze im Bildnis: Dorian Grays Alter 
Ego. 


Bei der Betrachtung und Auseinandersetzung mit dem 
Journalismus im Allgemeinen und den Journalisten im 
Besonderen lassen sich durchaus Parallelen zu Dorian Gray 
ziehen. Es ließe sich manches berichten von Schundblättern 
und Schmierfinken. Aber es gibt sie immer noch: 
Qualitätsmedien und kenntnisreiche Journalisten mit 
Haltung und Profil. Das Alter Ego eines jeden Schmierfinken 
ist Heribert Prantl. Der Dorian Gray der deutschen 
Zeitungslandschaft? Warum nicht. Jeder Vergleich hinkt, ist 
krumm und schief. Dennoch: Prantl ist das Gegenbild zum 
jammervollen Teil der Journaille, die meint, sich in Funk und 
Fernsehen, Zeitungen und Internet austoben zu dürfen. 


Makellos liest sich die schillernde Vita. Der 1953 im 
bayerischen Nittenau geborene Publizist studierte als 
Stipendiat des katholischen Cusanuswerkes 
Rechtswissenschaft, Geschichte und Philosophie in 
Regensburg und absolvierte eine journalistische Ausbildung. 


Seinen Berufsweg begann er zunächst als Anwalt, Richter 
und Staatsanwalt. Schon seine Dissertation erhielt einen 
Wissenschaftspreis, eine stattliche Anzahl weiterer 
Auszeichnungen folgte. 


Die Liste seiner Werke, nicht selten Bestseller, ist lang. 
Prantl ist ein viel gelesener Leitartikler der Süddeutschen 
Zeitung, zunächst als innenpolitischer Redakteur und seit 
1995 als Chef des gesamten Ressorts. Die Rechtspolitik 
bleibt sein Steckenpferd, hier macht ihm kaum jemand 
etwas vor. Er weiß sich gut zu präsentieren, bringt komplexe 
Sachverhalte auf den Punkt, ist folgerichtig gern gesehener 
Gast bei Rundfunk- und Fernsehsendungen; kurzum das, 
was man eine »Edelfeder« nennt. 


Prantl weiß, warum und worüber er schreibt. Er hat eine 
Haltung. Das unterscheidet ihn von vielen seiner 
Berufsgenossen, die dem Zeitgeist immerzu 
hinterherhecheln. Er hätte sicher nichts dagegen, als 
»linksliberal« bezeichnet zu werden. Das hat mit der 
westerwelleschen FDP nichts zu tun. Aber es dürfte den Kern 
seines erkenntnisgeleiteten Interesses treffen. 


Prantl ergreift kompromisslos Partei für freiheitssichernde 
Bürgerrechte und für den Schutz vor den zuweilen gierigen 
Zugriffsversuchen privatwirtschaftlicher, aber auch 
staatlicher Obrigkeit. Sei es nun im Bereich des 
Datenschutzes, der Terrorismusabwehr oder der 
Einwanderungspolitik: Stets ist es Prantl, der für individuelle 
Freiheitsrechte eintritt und zur Vorsicht bei geplanten 
Einschränkungen mahnt. Den Rechtsstaat etwa vor einer 
Lungenentzündung im Falle des Inkrafttretens des neuen 
BKA-Gesetzes zu warnen, wie Prantl es jüngst tat, zeugt 
davon. »Das Wissen«, schreibt er, »kann einem auch den 
Garaus Mmachen.« Mitunter mag er mit seiner ätzenden Kritik 


auch übers Ziel hinausschießen. Aber auch das zeichnet 
einen kundigen Streiter in der Sache aus. 


Wer hat nicht alles die Nase gerümpft über ihn, den 
vermeintlich naiven und altmodischen Wahrer des 
sozialstaatlichen Besitzstandes. Er hat das recht stoisch 
über sich ergehen lassen. Ein gesundes Selbstvertrauen hat 
er offensichtlich, der Doktor Prantl. »Alles dem Götzen 
Markt, nichts dem Staat und runter mit den 
Sozialleistungen!« So gab es die Stiftung »Neue Soziale 
Marktwirtschaft« vor. Das war Mainstream, schick und sexy - 
und nicht nur bei den üblichen Verdächtigen der 
Medienbranche. Es soll ja auch vereinzelt Sozialdemokraten 
gegeben haben, die diesen Unfug in ihren Netzwerken 
herumposaunt haben. 


Heute verstaatlichen wir Banken, spannen 
milliardenschwere Schutzschirme und legen 
Konjunkturprogramme auf. Das Finanzsystem ist kollabiert. 
Angesichts der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 
werden zwischenzeitlich Forderungen erhoben, für die man 
vor nicht allzu langer Zeit als letzter Ableger von Karl Marx 
verunglimpft worden wäre. Die meisten wollen nicht mehr 
an ihr Geschwätz von gestern erinnert werden. Die 
marktradikalen Einflüsterer sind verstummt. Vorerst. 
Niemand muss sich mehr rechtfertigen, wenn ein 
handlungsfähiger Staat, politische Regulierung und stabile 
wohlfahrtsstaatliche Strukturen eingefordert werden. 


In einem atemberaubenden Tempo werden alte 
Überzeugungen über Bord geworfen. Das neoliberale 
Begründungsfundament scheint nicht sehr stabil zu sein. 
Joumalisten sind da offensichtlich wie manche Politiker: 
geschmeidig im Umgang mit Fakten und Positionen. Prantl 
ficht das nicht an. Er muss nichts revidieren, gar im 


Nachhinein schönfärben. Er genießt still. Kein Siegesgeheul! 
Dafür ist die Sache auch zu ernst. 


Zum Glück erspart er sich und uns die Attitüde desjenigen, 
der ja schon immer alles besser gewusst hat. Vermutlich 
ahnt er, dass Recht haben und Recht bekommen zweierlei 
Dinge sind. Was hat er jahrein, jahraus Politikern, Managern 
und Wissenschaftsexperten nicht alles ins Stammbuch 
geschrieben: Ohne einen starken Staat keine freiheitliche 
Rechtsordnung, keine funktionierende Marktwirtschaft, keine 
Demokratie und keine soziale Stabilität, die für inneren 
Frieden sorgt. Er war und ist ein Umverteiler - und hat sich 
dessen bislang nicht geschämt. 


Seine Begabung, Politik scheinbar mühelos anschaulich zu 
erklären und zu deuten, ist lobenswert. Aber erst seine 
jahrzehntelange unbeirrbare Haltung, sein ungebrochenes 
politisches Rückgrat machen ihn zu einer journalistischen 
Ausnahmeerscheinung. Dabei lässt er sich nicht allein von 
der pragmatischen Einsicht leiten, wohlfahrtsstaatliche 
Sozialmodelle seien schlicht effizienter. Vielmehr ist es der 
normative Veränderungswile, der einer gerechten, 
humanen Gesellschaft den Vorzug gegenüber 
produktionsmaximierter Marktwirtschaft gibt, oder - wie 
Prantl selbst schreibt: »Der klassische Kapitalismus 
reklamiert den Vorrang des Produktionsfaktors Kapital 
gegenüber dem Produktionsfaktor Mensch. (...) Ein 
geläuterter Kapitalismus muss demokratieverträglich sein. 
In der Demokratie gibt es, im Gegensatz zum Unternehmen, 
keine »überflüssigen< Menschen.« 


Ein Schmierfink ist er also gewiss nicht, unser Dorian Gray. 
Fragt sich nur, wo und wie sich die hässliche Fratze seines 
Alter Ego zeigt. Dabei ist es gar nicht so schwer zu finden. 


Als Bundestagsabgeordneter begegne ich ihm in Gestalt des 
einen oder anderen von Prantls Kollegen immer wieder, 
sowohl in Berlin als auch in meinem nordhessischen 
Wahlkreis. So ruft es etwa in meinem Büro an und beginnt 
ein Gespräch mit den wenig vertrauenerweckenden Worten: 
»Könnten Sie sich vorstellen, folgenden Satz zu sagen?« Es 
ist an meinen eigenen Überlegungen gar nicht interessiert. 
Der Artikel ist schon längst geschrieben. Jetzt bedarf es nur 
noch eines Stichwortgebers, der das Spiel mitzumachen 
bereit ist. 


Es ist - wie so oft - ein Geben und Nehmen: Du kommst in 
die Medien - aber bitte zu meinen Bedingungen. Gerne 
lauern TV-Journalisten Abgeordneten vor oder im 
Reichstagsgebäude auf, stellen bei laufender Kamera 
unvermittelt Fragen. Wir kennen das aus dem Fernsehen - 
kommerziell wie öffentlich-rechtlich: Peinliche Volksvertreter 
- entweder sind sie ahnungslos, entscheiden nur zu ihrem 
persönlichen Vorteil oder lassen sich von Lobbyisten die 
Hand führen. Hier geht es nicht um kritische und sorgfältige 
Recherche, sondern allein um die Bestätigung vorschnell 
getroffener (Vor-)Urteile, mit billigen Methoden erkauft. 


Journalisten wie Heribert Prantl sind gefürchtete 
Gesprächspartner. Auch und gerade mancher Lokaljournalist 
gehört dazu. Akribisch vorbereitet bringen sie einen mit 
kundigen Fragen mitunter in Bedrängnis. Sie sind im besten 
Sinne parteiisch - im Dienste der Sache oder der Region. 
Das Prantlsche Alter Ego hingegen bereitet sich nicht mehr 
vor. Zu selten stellt es mir Fragen, die zumindest erahnen 
lassen, dass zuvor in Eigenarbeit ein wenig Zeit und Mühe 
für Recherche geopfert wurde. Ich weiß, ich weiß, der 
Kostendruck ist an allem schuld. Allerorten höre ich die 
Klagen über ausgedünnte Redaktionen, mangelnde 
Kapazitäten und stressige Terminhetze. Ganz sicher ist da 


etwas dran. Nicht wenige Journalisten stehen unter Druck, 
arbeiten zu schlechten Bedingungen und sind sich ihres 
Arbeitsplatzes nicht sicher. Solche Sorgen plagen Heribert 
Prantl freilich nicht. 


Aber nicht allein der Personalabbau im Mediensektor ist 
ursächlich für einen schnelllebigen, sensationszentrierten 
und verflachenden Journalismus. Vom grassierenden Virus 
der Politikverdrossenheit ist eben auch eine wachsende Zahl 
von Journalisten infiziert. Ich vermisse Interesse an 
politischen Entwicklungen. Ich vermisse bei aller 
notwendigen Kritik Leidenschaft für unsere 
parlamentarische Demokratie. Ich vermisse Respekt 
gegenüber Politikern, vor allem den Hunderttausenden von 
Ehrenamtlichen, die sich vor Ort in ihrer Freizeit für das 
Allgemeinwohl engagieren. Ich vermisse Verständnis für den 
Streit, das bisweilen schwerfällige und zeitraubende Ringen 
um politische Entscheidungen. Ich vermisse den 
differenzierten Blick. »Die Politiker« gibt es eben genauso 
wenig wie »die Journalisten«. 


Es wird immer schwieriger, Aufmerksamkeit zu erzielen für 
Projekte und Ereignisse, die Teil der politischen Arbeit, 
insbesondere im Wahlkreis, sind. Um nicht missverstanden 
zu werden: Man muss sich nicht gemein machen. Und allzu 
große persönliche Nähe zwischen Politikern und Journalisten 
ist wenig hilfreich. Im Übrigen sind Heribert Prantl und ich 
uns persönlich nie begegnet. Aber Politik und Journalismus 
sind einander fremd geworden. Man versteht sich immer 
öfter nicht mehr. Das halte ich für bedenklich. 


Abgeordnete sind heutzutage Redakteure in eigener 
Sache. Oder sie haben einen Pressesprecher, der es 
Journalisten erspart, eigenständig und eigenverantwortlich 
zu recherchieren und zu berichten. Wofür hat ein 
Parlamentarier denn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 


das Ganze schön mundgerecht liefern können? Abgeordnete 
arbeiten zuweilen nicht mehr mit Journalisten, sondern für 
sie. Ich bin ein Ersatzjournalist. Mir sind diese in indirekter 
Rede gehaltenen, pseudo-objektiven Pressemitteilungen 
zunehmend zuwider. Sie werden von den Redaktionen nur 
noch oberflächlich bearbeitet, kritisches Nachfragen 
unterbleibt häufig. Ja, wenn sie denn nicht gleich im 
Papierkorb landen. 


Die Medienlandschaft befindet sich grundlegend im 
Wandel. Durch das Internet eröffnen sich neue Chancen, 
aber auch Risiken. Gerade die Qualitätsmedien sehen sich 
wachsenden wirtschaftlichen Zwängen ausgesetzt. 
Öffentlichrechtliche Rundfunkanstalten scheinen weitgehend 
resigniert zu haben; sie sind von den kommerziellen 
Angeboten kaum noch zu unterscheiden. Aber ich hege 
immer noch die Hoffnung, dass nicht allein die 
oberflächliche Lust an der Sensation und die kleinmütige 
Anpassung an die Gesetze des Marktes, sondern die 
Verpflichtung zu fundierter Aufklärung und sachlicher 
Information die entscheidenden Triebfedern journalistischen 
Arbeitens bleiben. 


Bekanntermaßen geht die Sache für Dorian Gray nicht gut 
aus. Die magischen Kräfte, die ihn stets blendend aussehen 
ließen, verlassen ihn erst, als er sein Bildnis und dadurch 
letztendlich sich selbst gewaltsam vernichtet: Das Verhältnis 
von Mensch und dem statt seiner gealterten Porträt kehrt 
sich wieder um. Nun will ich die Analogien nicht übertreiben. 
Prantl bleibt Prantl. Bild bleibt Bild. Und Dorian Gray ist 
Fiktion. Dennoch lassen sich zumindest zwei 
Schlussfolgerungen ziehen. Einerseits zeigt sich die 
hässliche Fratze des oberflächlichen Sensationsjournalismus 
immer häufiger und lässt sich leider nicht auf Bild 


begrenzen. Heribert Prantls Gegenbilder sind auf dem 
Vormarsch. 


Andererseits muss politische Berichterstattung unter 
Kosten- und Zeitdruck nicht automatisch mit sinkendem 
Niveau einhergehen. Journalisten wie Prantl und 
Qualitätsprodukte wie die Süddeutsche Zeitung belegen 
dies. Solange die deutsche Medienlandschaft Journalisten 
wie ihn hervorbringt, und er ist beileibe kein Einzelfall, muss 
einem nicht bange sein. Prantl zeigt, was im deutschen 
Journalismus immer noch möglich ist. Welch ein Glück. 


Die Stücke von Heribert Prantl sind wie Espresso: Sie 
lassen sich schnell lesen, sind bisweilen bitter im 
Geschmack, aber stets stark in der Wirkung - und machen 
munter. 


DER AUTOR 


Michael Roth (geb. 1970) ist Generalsekretär der SPD in 
Hessen. Er wurde im Alter von 28 Jahren zum ersten Mal 
direkt in den Bundestag gewählt. Der Diplom-Politologe ist 
stellvertretender europapolitischer Sprecher der SPD- 
Bundestagsfraktion, Mitglied im Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union und im 
Innenausschuss. Er lebt im osthessischen Heringen. 


BENEDIKT LUX 
Frontstadt-Fortissimo - Georg Gafron 


Mit der Berliner Mauer fielen auch alte Feindbilder. Im 
wiedervereinten Deutschland sind alle Politiker irgendwie 
demokratisch, öko, sozial und liberal. Ideologien werden 
vom Kompromiss überlagert: »Der Streit findet zunehmend 


innerhalb und nicht mehr zwischen den Parteien statt.«T 
Sogar der Springer-Verlag und die grünalternative Szene 
haben sich heute in einer zärtlichen, subtilen Hassliebe 
umschlungen. Wo einst die Mauer stand, treffen heute die 
nach Rudi Dutschke und Axel Springer benannten Straßen 
aufeinander. Kaum zu glauben, wenn man Georg Gafron 
kennt! 


1977, als die Welt noch gut und böse war, ging es los. 
Pünktlich zum Deutschen Herbst machte der 23-jährige 
Gafron rüber, aus der DDR in den Westen. Eingesperrt in 
dem nur 146 Zentimeter breiten Kofferraum eines R4 
überquerte Gafron die Grenze, um die Freiheit zu genießen. 
Und zu erobern. Der Fan der Freiheit, der Anhänger des 
amerikanischen Gesellschaftssystems, wollte die 


Dschungelgesellschaft?. Und was er seitdem tat, tat er »für 
unsere Stadt, und darüber hinaus für unser Vaterland«. ? 


Das wilde Westberlin der Vorwendezeit war um einen 
Cowboy reicher. Ein ehemaliger Küster, der die »göttliche 


Gabe bekommen hat, publizistisch tätig zu sein«*, nahm die 
ersten Lehrjahre beim RIAS auf sich. Der Junge aus dem 
Kofferraum wurde mehr und mehr zum Gralsritter des 
westdeutschen Konservativismus. 


Zehn Jahre später wurde Georg Gafron Geschäftsführer bei 
Hundert,6, dem ersten Privatsender in der Frontstadt, den 
es nach dem Willen meiner grün-alternativen Ahnen gar 


nicht hätte geben dürfen. Unter dem »Außenpolitiker« 3, wie 
die FAZ Gafron nannte, wurde um 19 Uhr die 
Deutschlandhymne gespielt - anfangs noch von Radio 100 
mit dem Sound einer Klospülung gekontert. Der Sender mit 
dem grünen Frosch als Markenzeichen mobilisierte wie kein 
Zweiter das alte Westberliner Bürgertum: »Im Westen 
Präsenz zeigen, den Osten erobern!« 


Dem »Ausnahmemenschen«® fielen um die 
Jahrtausendwende noch die Geschäftsführung von TV Berlin 
und die Chefredaktion der BZ zu. Vorläufiger Höhepunkt 
seiner Karriere war eine beispiellose Anti-Ost-Kampagne, die 
sich vordergründig gegen die Wahl der PDS richtete. »Keine 
Macht den Tätern« wurde 2001 berlinweit plakatiert, 
gedruckt und ausgestrahlt. Nebenbei verunglimpfte sie aber 
den ganzen Osten. Eigentlich hätte jeder Ossi mit ein 
bisschen Würde in die ausgebreiteten Arme von Bisky, Gysi 
und Co. laufen müssen. Es blieb nicht das einzige Mal, dass 
Gafron das Gegenteil von dem erzeugte, was er mit aller 
Wucht wollte. 


Gafron liebte die Freiheit. Er hätte wohl nicht gezögert, all 
die Spielzeugsoldaten und Panzer, die sein Büro zierten, in 
Marsch zu setzen. Im Hintergrund stand, dass die Mutter der 
Freiheit die Menschenwürde ist - so jedenfalls unser 
Grundgesetz. Das gilt bekanntlich nur eingeschränkt, aber 
auch für die Medien. 


Frauen zum Beispiel. Sie sind in Gafrons Welt eher 
gehorchendes Beiwerk. Die Begrüßung seiner Sekretärin 


»Morgen Mops - abtreten«? war noch harmlos, der Umgang 


mit seiner Frau - »mit ihr habe ich feste Telefonzeiten«® - 
eher was für Eva Herman oder die Dinosaurier unter uns 
Männern. Beim Format Bettgeflüster von Hundert,6 mit 
Quotenkönig Frank Schmeichel - »Reichen Sie mir die Hand 
zum Tanz auf dem Vulkan« - wurde dann klar, wie die 
Häschen genau zu laufen haben. 


So berichtete Schmeichel durchaus beispielhaft: »Nach 
vorne ist sie die ehrbare Hausfrau und fürsorgliche Mutter, 
nach hinten aber kennt sie sich »im Bett nicht mehr wieder« 
und will von ihrem Mann wie »eine billige Hafennutte 
behandelt werden«. Über den Abteilungsleiter im 
Fischhandel berichtete Schmeichel, wie er abging, wenn 
seine Frau schrie: »Meine Reuse ist offen, wo bleibt dein 
Fisch?« 


Wohl verstanden geht es hier - und ging es dem 


grünalternativen Protest damals? - nicht ums klösterliche 
Leben oder um ein »Back to the 50s«. Die Bravo hätte 
Vorbild sein können: Sex und Erotik ja, aber offen, ehrlich 
und gleichberechtigt für Männer wie Frauen. Nicht so das 
schlüpfrige Sex- und Rollenverständnis des deutschen 
Boulevards, das Gafron in seiner Zeit als BZ-Chef auf einen 
neuen Tiefstand brachte. Freiheit? Vielleicht. Geschenkt: Die 
»Schnecken« und »Kätzchen« wollten ja schon immer Seite- 
1-Girl werden. Und zwar wegen Befreiung und Ästhetik und 
nicht oder nur ein bisschen wegen der Kohle. Und alle in 
»Berlin diskret« feilgebotenen Frauen hätten ja selbst 
inseriert - und nicht ihre Zuhälter. Einnahme und Auflage 
waren garantiert. Die Verdinglichung der Frau schritt voran. 
Auch mit Hilfe des Boulevards. Pervers sind nicht die vielen 
Männer, die das heimlich oder offen nötig haben. Höchstens 
peinlich. Das Perverse ist auch nicht ein Georg Gafron, der 


sich freut, wenn eine Frauengruppe ihn zum Chauvi des 
Jahres kürt.10 Das kann ja fast jeder noch verstehen. 


Pervers ist vielleicht eher, dass Vergewaltiger und 
Frauenmörder im Boulevard zunächst auf Verständnis 
treffen, das sie anfixt. Schlagzeilen wie »Der Winter kommt. 
Wen lässt Tanja unter ihre Decke?« wecken Träume und 
spielen mit ihrer Fantasie. Sobald aber Grenzen 
überschritten werden, ist Lynchjustiz - »BZ verspricht: Wir 


finden ihn!«11 - angesagt. Die Maschine erzeugt sie, die 
Maschine vernichtet sie. 


Ob Zeitungsmacher wie Gafron sich angesichts von 
Geständnissen der Sexverbrecher ihrer eigenen Inhalte 
versehen? »Die Schlampe hat mich zuerst scharf gemacht 
und dann abgewiesen. Das habe ich nicht ertragen.« Die 
Maschine leckt sich die Lippen und schmatzt. Die 
Schlagzeile: »Lasst sie nie wieder frei!« Die Doppelmoral der 
Boulevardmedien springt einem mit Titten und Arsch ins 
Auge. Und wer weiß, ob sie nicht sogar gefährlich ist? 


Die hart erkämpfte Freiheit des Georg Gafron war mehr wert 
als die Freiheit der anderen. Das bekamen seine Mitarbeiter 
zu spüren. Seine treuen Untergebenen - von Redakteuren 
häufig die Chinesen genannt - nickten alles ab. Andere, die 
Anfang der neunziger Jahre Hundert,6 den Rücken kehrten, 
sagten: »Es ist nicht das Geld, es ist nicht die Arbeit, es ist 
Gafron.« Und: »Er behandelt seine Mitarbeiter wie 


Muppets.«12 


Unternehmerisch hat er nie eine freiheitliche Kultur walten 
lassen, wie er sie selbst an den westlichen Staaten doch so 
liebte. Gafron herrschte. Und Gafron gab Gnade. Jeden 
zweiten Samstag öffnete er sich dem Kummer seiner 
Mitarbeiter. Er hatte Mitleid. Wem er gewogen war, dem 


stand er auch bei. Seine Gnade und sein Mitleid waren groß. 
Nur ist das nicht Freiheit. Das ist Gutsherrenart. 


Kader oder Vorzeigesozialisten gefallen dem Parteibüro. 
Wer Gafron gefiel, bestimmte nur er. Vor Gott sind 
bekanntlich alle gleich. Aber nicht vor Gafron. »Denn der 
eine ist faul, der andere fleißig. Ich finde das schlimm an 
diesem westdeutschen Sozialismus, dass alles nivelliert 


wird.«13 Die Gleichnisse im Neuen Testament sehen anders 
aus. 


Gafron ist ein politischer Feldherr ersten Ranges. Seine 
Freunde hießen Kohl und Kirch, seine Feinde Schröder und 
Fischer. Es muss ihn unglaublich gewurmt haben, dass es 
ausgerechnet die Alt-68er waren, die Deutschland in den 
Bündnisfall trieben. Gegen den erbitterten Widerstand vieler 
frredensbewegter und linker Gruppen in Deutschland 
befehligten sie den ersten deutschen Kriegseinsatz nach 
dem Zweiten Weltkrieg, den Balkankrieg. Und Georg Gafron 
wurde nicht müde eins draufzusetzen. Er mahnte: »So wie 
es nur ein bisschen schwanger nicht gibt, gibt es auch keine 
halben Kampfeinsätze.« Und er kommandierte: »Schickt 


endlich Panzer!«14 Er sah sich in der Rolle, die 
Bundesregierung weiter in den Krieg treiben zu müssen. 


Bei näherer Betrachtung ist es einfach, Gafron als Spieler zu 
sehen. Jemand, der sich einfach nur wohl in der 
Dschungelgesellschaft fühlt. Sonst wäre es einfach 
unfassbar gewesen, was ein Zeitungsmacher da treibt: 
historisches Harakiri und Spaltung der Gesellschaft. 
Unermüdlich nutzte er jede Gelegenheit, die rot-grüne 
Bundesregierung ins Fadenkreuz zu nehmen. Schröder und 


»Joseph« Fischer waren für ihn schlicht der »Spaßkanzler« 
und »der noch amtierende Außenminister«.1> 


Und Fischer war schuld an der RAF. Denn »diese arrogant- 
elitäre Gesinnung war es, die schließlich zur Blutspur des 


Terrorismus der 70er Jahre führte«.10 Die Rot-Grünen waren 
ihm einfach zuwider. 


Heute ist klar: Gafron hatte nicht nur Unrecht, er zockte 
auch mit dem gesellschaftlichen Frieden. Der »gestern 


Steinewerfer, heute Außenminister«T/ sei »höchstens ein 


Vorbild für die Menschen im Knast.«18 Würde man über 
Angela Merkel heute Ähnliches konstruieren - etwa: »Kohls 
Mädel enteignet Banken! Wann stoppt die CDU VEB-Angie?« 
-, es wäre eine Randnotiz für die Titanic, aber nicht 
Schlagzeile in den auflagenstärksten Zeitungen Europas. 
Aber so ist es mit dem konservativen 
Boulevardjournalismus. Man hat keine andere Wahl, als 
drüber zu stehen, sich lustig zu machen, wie es die taz oder 
Harald Martenstein im Tagesspiegel ständig taten. Ein linker, 
alternativer Boulevard müsste erst noch erfunden werden. 
Trotzdem wäre es zu leicht, Gafron nicht ernst zu nehmen. 
Denn irgendwer musste ihn ja tragen. Und unglaublich viele 
Leute lesen ihn unhinterfragt Tag für Tag. 


Neben gesellschaftlichen Themen und der Außenpolitik ist 
es die Lokalpolitik, in der Gafron unglaubliche Pirouetten 
drehte. Ich wollte es nicht glauben. Die Redaktion von 
Hundert,6 soll in den Tagen des 9. November 1989 ernsthaft 
darüber diskutiert haben, eine Debatte um die »Beton- 
Cadillacs in Form der nackten Maja« von Wolf Vostell am 
Rathenauplatz aufzumachen. »Das ist doch piefigstes 
Westberlin!«, sagte ich. »Das ist auch Gafron!«, bekam ich 
von jemandem zurück, der damals dabei war. Und es passt 
tatsächlich. Es traf mal wieder die Tragik eines Georg 


Gafron: Er beschwor bereits 1987 - relativ exotisch zu der 
Zeit - die Wende, indem er erklärte, weshalb die DDR 
untergehen musste. Aber als es darauf ankam, verging ihm 
der Mut oder es verließ ihn sein Gespür: Georg Gafron wollte 
nicht über die Einheit, sondern über den Rathenauplatz 
reden. Dagegen waren selbst wir Grünen - »Alle reden von 
Deutschland - wir reden vom Klima!« - noch aufrechte 
Patrioten. Grüne und andere Parteien links der Mitte können 
von Glück sagen, dass Springer es damals eben nicht 
nachhaltig gelungen ist, das Lebensgefühl der Stadt zu 
treffen. 


Noch so eine Fehleinschätzung Gafrons illustriert der Satz: 
»Berlin ist eine neurotische, aggressive Stadt mit Menschen, 
von denen sehr viele große Probleme haben. 
Verkehrsprobleme, Kriminalität, Ängste - das bewegt die 


Menschen.«19 Damit war er geistiger Vater von Diepgen- 
Nachfolger Frank Steffel, 2001 CDU-Bürgermeisterkandidat 
gegen Klaus Wowereit. Dessen Motto lautete: »München ist 
Deutschlands heimliche Hauptstadt.« Egal, ob links oder 
rechts, grün oder schwarz: Wer auf der einen Seite den 
Über-Patrioten raushängen lässt, auf der anderen aber die 
Stadt schlecht macht, dem geht keiner auf den Leim. Aber 
Widersprüche sind kein Problem für Gafron: In einem 
einzigen Interview schafft er es, den Spaßkanzler und die 
Spaßgesellschaft zu verdammen, um zwei Gedanken später 
zu dem Schluss zu kommen: »Deutschland ist mir schon 
lange zu eng und zu miesepetrig geworden. Meinen 


Lebensabend werde ich hier nicht verbringen.«20 


Nach seinem Ausscheiden aus dem Journalismus im Jahr 
2004 vertickt Gafron heute Beilagen exklusiv für den 
Springer-Verlag - vor allem an große Konzerne versteht sich. 


Sind dem ehemaligen »Schultheiss-Berliner«21 die Feinde 
abhanden gekommen? Gafrons unverwechselbares, 
martialisches Stakkato (»brutal, rücksichtslos, 


verbrecherisch!«22) ist beinahe verklungen. Nur bei 
ausgewählten Krisen darf Gafron tiefschürfende Analysen 
bringen wie die: »Dass Merkel Beifall von Lafontaine 


bekommt, sollte die Kanzlerin nachdenklich stimmen.«23 
Aber was macht ein Mann, der sein Leben zum Krieg erklärt 
hat? Wo ist die ungebändigte konservative Wut hin? Hat er 
uns nicht geschworen, »vor der BZ darf niemand sicher 


sein«247 


Dürfen »Alpha-Wölfex (Gafron über Gafron) in den 
politischen Vorruhestand? Gibt es Nachwuchs? Der 
konservative Scharfmacher hat damals schon nach Leuten 
gesucht, die genauso hart sind wie er. Aber wo sind die 
Gafrons von heute? 


Fakt ist: Ein wenig langweiliger ist es ohne ihn schon 
geworden. Denn eigentlich kann jede politische Gesinnung 
einen glockenschellenden Hofnarren wie Gafron 
gebrauchen. Politik ist schließlich die Fortsetzung von Krieg 


mit anderen Mitteln.2? Und eine scharfe Sprache ist dafür 
nur recht. Gafron hat intellektuelle Anwandlungen, die ein 
Harald Martenstein nie an ihm entdecken würde, wie etwa 
»Die Aufgabe geistiger Disziplin führt zu wachsender 


Verblödung«.2® - ein geniales Bonmot. Vielleicht hört Gafron 
auch die Zeichen der Zeit und wird grün. Himmlisch: »Das 
Land baut ein Kohlekraftwerk. Deutsche, kettet Euch an!« 
oder »Deutsche Autos: Zu fett, zu schmutzig, zu teuer!« 


Leider wahrscheinlicher: Militarist Gafron, Innenminister 
Schäuble und Ernst Jünger-Fan Otto Depenheuer gründen 
eine nationale Sicherheitstroika. Das könnte sich heute so 


lesen: Otto Depenheuer: »|nN einer tragischen 
Entscheidungssituation kann der rechtschaffene Bürger 
seine Würde einzig darin finden, dass er sein Interesse bis 
hin zur Aufopferung seines Lebens den Interessen anderer 


oder des Gemeinwohls unterordnet.«27 Wolfgang Schäuble: 


»Ich schütze die Grundrechte.«2® Und Georg Gafron: 
»Schickt endlich Panzer - nach Kreuzberg!« 


1 Sebastian Bukow (HU Berlin) in: »Veränderte 
Rahmenbedingungen und neue Herausforderungen für 
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN« 


2 Focus, 8. 10. 2001 


3 Gafron über Gafron, in: Süddeutsche Zeitung, 24.1. 
2001 


4 Der Tagesspiegel, 12. 7. 2000 
> FAZ, 13. 3. 2002 

6 Focus, ebd. 

7 Focus, ebd. 

8 Spiegel, 22.1. 2001 


9 Der unter anderem in einem wichsenden Hundert, 6- 
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Schamoni, den Hundert,6-Gründer. 
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21 Gafron über Gafron, in: Süddeutsche Zeitung, 24.1. 
2001 

22 zuletzt BILD, 25. 11. 2008 

23 BZ, 25. 11. 2008 

24 Der Tagesspiegel, 18. 1. 2001 


25 Michel Foucault in Umkehrung der Aussage von Carl 
von Clausewitz »Krieg ist die Fortsetzung der Politik 
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26 Spiegel, 14. 5. 2001 
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DER AUTOR 


Benedikt »Bene« Lux (geb. 1981 in Berlin) ist Mitglied des 
Berliner Abgeordnetenhauses. Der Grüne wuchs in der Nähe 
des Grenzstreifens Berlin Steglitz-Zehlendorf auf. Doch 
warum amerikanische Soldaten mit ihren Gewehren auf den 
Wachttürmen standen, hat er - trotz Erklärungsversuchen 
seines Vaters - eigentlich nie verstanden. Als die Mauer fiel, 
entdeckte er die einmalige Feld- und Waldlandlandschaft 
und vergaß die Soldaten. Erst später begeisterte sich der 
Sohn einer südkoreanischen Mutter für die Geschichte 
geteilter Länder. 


GRIETJE STAFFELT 


Von Techno bis Tagesspiegel - 
Mercedes Bunz 


Mercedes Bunz ist als Journalistin bemerkenswert, weil sie 
sich als Frau mit Themen beschäftigt, die vorrangig Männer 
in den Bann ziehen: elektronische Musik, Datenschutz, Web 
2.0, Online-Journalismus. Ihr anderer Blick auf die Dinge hat 
mich genauso interessiert wie ihr nichtstromlinienförmiger 
Werdegang. In der Berichterstattung über Medienpolitik ist 
es häufig wichtig, die technischen Hintergründe zu 
verstehen. Sie kann als eine von wenigen kritisch und mit 
Tiefgang über Medienpolitik schreiben. 


»Politischer Journalismus bedeutet inzwischen vor allem, 
Zitaten hinterherzurennen. Es wird nicht mehr erklärt,die 
Politik nicht beschrieben. Das ist ein Grund für 
Politikverdrossenheit.« Es macht stutzig, dass Mercedes 
Bunz ihr eigenes Metier so kritisch bewertet. Sie ist 
Chefredakteurin bei Tagesspiegel Online und arbeitet täglich 
mit an der politischen Berichterstattung. Das aber zeichnet 
die schlanke, junge Frau aus: Sie sagt, was sie denkt. Und 
sie denkt und spricht schnell. 


Gedankenlos sind ihre Aussagen trotzdem nicht. Eher 
druckreif, so als hätte sie schon länger darüber gebrütet 
und an Formulierungen gefeilt, bis sie ihre Thesen an 
geeigneter Stelle platzieren kann. Ein Gespräch mit der 
Journalistin regt zum Nachdenken an, weil sie Themen gerne 
mit einer gewagten These einleitet. Den sarkastischen Ton, 
der von vielen Joumalistinnen und Journalisten bekannt ist, 


legt sie nicht an den Tag. Vielleicht, weil sie jünger ist als 
viele Kolleginnen und Kollegen in ihrer Position. Vielleicht 
auch, weil sie sich nie auf den Journalismus allein fokussiert 
hat. 


Sie als »Schmierfink« zu bezeichnen, wäre sicher falsch. 
Dennoch oder gerade deshalb lohnt es sich, einen 
genaueren Blick auf diese Frau zu werfen. Worin 
unterscheidet sie sich von einem Hans-Ulrich Jörges oder 
einer Alice Schwarzer? 


Sie hat kein klassisches Journalismusstudium oder 
Volontariat absolviert. Sie hatte nie das eine Ziel vor Augen, 
unbedingt Journalistin zu werden. Stattdessen kam sie über 
Umwege zur heutigen Profession. Gestartet ist sie mit dem 
Interesse für zeitgenössische Kunst und elektronische Musik. 
Nach dem Abitur begann sie zunächst Kunstgeschichte und 
Germanistik zu studieren. Ihr Germanistikprofessor riet ihr 
aber, doch eher zur Philosophie zu wechseln. Vielleicht hat 
sie schon damals zu viele Fragen gestellt. Sie selbst sagt 
über sich, sie habe »einen Hang zur Metaebene«, da passte 
die Philosophie dann besser. 


Dieses Interesse macht ihre Stärke als Journalistin aus. Sie 
will Dinge nicht nur oberflächlich betrachten, sondern auch 
sehen, was dahinter ist. Sie will Kunst, Musik und auch 
Politik nicht nur beobachten, sondern sich mit den 
Hintergründen auseinandersetzen. Und genau darin 
unterscheidet sie sich wohltuend von so manchem anderen 
ihrer zündelnden Kolleginnen und Kollegen. 


Ihr Stil ist eher essayistisch und offenbart ein Gefühl für 
gesellschaftliche Veränderungen. Ihr Zitty-Artikel »Meine 
Armut kotzt mich an« vor zwei Jahren über gut ausgebildete 
und schlecht bezahlte junge Kreative ist eine bestechende 
Diagnose der Berliner Stadtkultur. Durch diesen Bericht 


wurde sie quasi Chefredakteurin des Stadtmagazins und hat 
in der Metropole eine Debatte über den Künstler als 
Unternehmer angestoßen. Das ist auch ihr Ziel: 
Debattenjoumalismus mehr Raum zu geben, also nicht der 
»Hast-Du-schon-gehört?-Meldung« hinterher zu laufen, 
sondern Zustände zu beschreiben, an der Oberfläche zu 
kratzen und dadurch etwas zu bewegen. 


Etwas zu bewegen war sicherlich auch die Motivation, im 
Alter von 25 Jahren zusammen mit Freunden eine eigene 
Zeitschrift und einen eigenen Verlag zu gründen. Bunz war 
der Meinung, dass elektronische Musik in der 
Berichterstattung nicht genügend Raum hätte. De:bug sollte 
Abhilfe schaffen - die Zeitschrift gibt es bis heute. 


Schon damals hat sich Mercedes Bunz ihren Platz in einer 
Männerdomäne erkämpft. In der eigenen Zeitschrift konnte 
sie eine Rolle spielen, die ihr als jungem Menschen, noch 
dazu als Frau, in der Popwelt nach eigenen Aussagen so 
niemals eingeräumt worden wäre. Bei der eigenen Zeitung 
nun waren die »Alten« automatisch ausgeschlossen, denn 
bei elektronischer Musik war die jüngere Generation einfach 
kompetenter. Im jungen Verlag wurden dem journalistischen 
Nachwuchs keine Grenzen gesetzt, und sie zeigte, dass sie 
als Frau genauso analytisch über Musik schreiben kann wie 
ihre Kollegen. Bis dahin schrieben Frauen fast gar nicht über 
elektronische Musik. Mercedes Bunz aber fehlte diese 
»weibliche Perspektive«, der Blick der Hörerinnen. 


Ähnliches gilt aus ihrer Sicht für den gesamten 
journalistischen Bereich. Journalisten sind in der Mehrzahl 
männlich, jedenfalls in den Kernbereichen und an der Spitze 
sowieso. »Gibt noch viel zu tun«, so ihre pragmatische 
Schlussfolgerung. »Der Feminismus wird noch lange 


benötigt, soviel ist klar.« Allerdings sagt sie das keinesfalls 
leidend. Ihre Analyse ist eindeutig und ihre 
Handlungsschritte sind es auch. Sie macht einfach - ohne 
herumzulamentieren. Die Folgen sind ihr klar: »Auf der 
Spitze weht ein Wind, da scheint nicht nur die Sonne 
besonders schön.« Auch wenn das ihrer Meinung nach für 
Männer genauso schwierig ist, so ziehen sich Frauen doch 
schneller zurück. Den Druck muss man eben aushalten 
können. 


Mercedes Bunz ist eine Feministin, die sich vor allem mit 
Themen befasst, bei denen Frauen selten mitmischen. Statt 
in Frauenmagazinen ihren Platz zu suchen, betreibt sie 
einen privaten Blog. Bloggerinnen gibt es nicht allzu viele. In 
ihrer Doktorarbeit hat sie sich mit der Entstehung des 
Internets befasst. Wieder so ein Männerthema. Technik 
macht ihr keine Angst, im Gegenteil. Sie kritisiert die 
Technikfeindlichkeit der Deutschen, wodurch hierzulande 
Chancen vertan würden. Im Bereich des Internets könne 
man noch viel von den USA lernen, meint sie. 


Im Online-Journalismus ist sie richtig aufgehoben. Wie in 
der elektronischen Musik ist der Rhythmus schnell, die 
Strukturen sind jung, die Kolleginnen und Kollegen auch. Die 
Artikel entstehen oft in einem dynamischen Prozess und die 
Leserinnen und Leser werden mit einbezogen. Für die 
Berliner Medienlandschaft ist es ein Gewinn, dass es 
jemanden wie Mercedes Bunz gibt. Eine Journalistin, die 
hinter die Fassade blickt, die etwas von Medien und Technik 
versteht. Eine, die nicht nur Tickermeldungen abschreibt, 
sondern ihr Wissen und ihre Meinung an die Leserinnen und 
Leser weitergibt. 


DIE AUTORIN 


Grietje Staffelt (geb. 1975 in Eckernförde) ist 
medienpolitische Sprecherin der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Obfrau im Unterausschuss Neue Medien. Die 
Diplom-Pädagogin ist seit 2000 für die Partei im Bundestag. 


OMID NOURIPOUR 


Exhibitionismus als Defensivwaffe - 
Jürgen Leinemann 


Die Ähnlichkeiten zwischen einem Hip-Hop-Freestyle-Battle 
in einem verrauchten Club in Detroit und der politischen 
Bühne einer modernen Demokratie sind im ersten Moment 
nicht augenfällig. Doch wenn man genauer hinsieht, 
bemerkt man schnell die Parallelen. Da stehen Leute auf der 
Bühne und performen für ihr Publikum, indem sie sich 
gegenseitig beschimpfen, und derjenige, der den meisten 
Applaus einheimst, gewinnt. Dass dabei viel Egozentrik, 
Selbstinszenierung und Populismus im Spiel ist, versteht 
sich von selbst. 


Im Hip-Hop-Film & Mile kommt es am Ende zu einem 
eindrucksvollen Battle zwischen dem Platzhirsch und einem 
talentierten Underdog, gespielt vom weltberühmten Rapper 
Eminem. Nach zahlreichen Erniedrigungen und gegen sein 
eigenes, fast pathologisches Lampenfieber entscheidet sich 
Letzterer zu seinem großen Auftritt: In einem furiosen Final- 
Rap gesteht er zunächst alle seine vermeintlichen Fehler 
(»Ich wohne mit meiner Mutter in einem Trailer-Park.«) und 
unabweisbaren Demütigungen (»Mein bester Freund hat 
meine Freundin ge*****,«) ein, bringt seinen sozialen 
Hintergrund aus der Gosse zur Sprache und kann sich so 
spielend gegen seinen Kontrahenten durchsetzen, den er als 
verwöhntes Privatschulkind bloßstellt. Weil er - einzigartig 
für die offene Bühne - mit offenen Karten spielt, kann man 
ihm keine krummen Tricks nachsagen. In einem Gewerbe, in 
dem der Anschein von Authentizität lebenswichtig ist, kann 


das Zugeben eigener Fehler tödlich sein, ab einer Stufe von 
Stilisierung ist es aber eben auch ein Mittel der 
Auseinandersetzung. 


Nun mag man nicht ganz zu Unrecht einwenden, dass 
diese rhetorische Strategie, die concessio, schon zu Zeiten 
der römischen Republik zu den Grundwerkzeugen eines 
jeden Redners gehörte. Aber bei Eminem geht es um mehr: 
Hier will einer nicht nur überzeugen, sondern sich als 
Mensch durch seine eigenen Schwächen die rechte street 
credibility geben. Eminem perfektioniert diese Art der 
Selbstveräußerung nicht nur im Film, sondern auch in seiner 
Musikerkarriere. Lieder über Mordfantasien an seiner 
Ehefrau nach einem Streit oder über seine betrunkene 
Mutter haben ihn erst berühmt gemacht. So wird der 
Exhibitionismus zur Waffe. 


Jürgen Leinemann ist so etwas wie der Eminem des 
deutschen Polit-Journalismus: Er legt seine eigenen 
Schwächen auf der Bühne offen und entzieht damit seine 
Persönlichkeit, und das heißt hier vor allem seine Artikel, 
seine Filme, seine Thesen, im Vorhinein der Kritik, weil ihn 
diese Schwächen als den größten, authentischsten Zeugen 
seines Milieus ausweisen. Nur die Bezeichnung street 
credibility müsste man bei einem Politikbeobachter 
vielleicht eher durch »Flur credibility« ersetzen. 


Was an diesem Vergleich hinkt, ist die Tatsache, dass ich 
einen, der eigentlich Zuschauer sein sollte, quasi direkt auf 
die Bühne gestellt habe. Doch diese Operation steht 
letztendlich in der Konsequenz von Jürgen Leinemanns 
Schreiben. Denn seine »Flur credibility« lebt von der 
Erkenntnis, als Journalist irgendwie auch immer Teil der 
großen Inszenierung der parlamentarischen Demokratie zu 
sein - davon, dass er nie verheimlicht hat, am eigenen Leib 
das Elend der Sucht nach dem Politikbetrieb erlitten zu 


haben. So wie er in den letzten Jahren auch seine schwere 
Krankheit, letztlich vielleicht auch eine Folge seines 
Lebenswandels, öffentlich gemacht hat. Deshalb hat es 
einen ganz und gar angenehmen Touch, wenn Leinemann 
nebenbei erzählt, dass er mit Gerhard Schröder hier und da 
gespeist und mit Joschka Fischer da und hier konferiert hat. 
Sein Eitelkeitsgeständnis rettet ihn also vor dem Vorwurf der 
Eitelkeit. Im Gegensatz beispielsweise zu einem Peter 
Scholl-Latour, der seine Begegnungen mit den großen der 
Welt wie Jagdtrophäen zelebriert, bekommt Leinemanns 
»Namedropping« automatisch einen nahezu 
therapeutischen Charakter. 


Jürgen Leinemann ist ein Urgestein der politischen 
Berichterstattung in Deutschland. Ich begegnete ihm 
persönlich zum ersten Mal kurz nachdem ich für Joschka 
Fischer in den Deutschen Bundestag nachrückte. Leinemann 
führte Interviews über die »Generationen in der Politik«. Wir 
fanden schnell persönlich wie politisch zueinander. Mehr 
noch beeindruckte mich aber seine starke, facettenreiche, 
letztlich auch durch Krisen gezeichnete Persönlichkeit. 
Jürgen Leinemann ist ein Journalist mit ebenso viel 
Glaubwürdigkeit wie Sendungsbewusstsein. 


Ja, er hat sich noch mehr mit Haut und Haaren der 
politischen Sache verschrieben als so mancher Politiker. Seit 
mehr als vier Jahrzehnten verfolgt er in Bonn, Washington 
und Berlin das politische Geschehen und vor allem dessen 
Akteure. In seinem Buch Höhenrausch, der faszinierenden 
Bilanz eines Großteils des bundesrepublikanischen 
Führungspersonals, geht er den Verknüpfungen von privaten 
und politischen Ambitionen der Politiker nach. »Wie die 
beiden Leben zusammenpassen«, habe er sich erstmals 
gefragt, als er sich Gedanken über die Nazizeit machte, 


deren fürchterliche Kriegsfolgen er, Jahrgang 1937, als 
kleiner Junge erleiden musste. 


Dass die Väter, Mütter und Großeltern einfach so 
weiterleben und die Verbrechenspolitik der Nazis als zu 
einer anderen Sphäre zugehörig ausblenden konnten, 
erschreckte ihn. »In meinem eigenen Leben wollte ich diese 
Kluft nicht mehr zulassen!« Diesen Impetus teilt er mit der 
ersten Generation der Bonner Politiker. Er kann es nicht 
verhehlen, dass dieser Generation, zuvorderst den 
Sozialdemokraten Carlo Schmid und Willy Brandt, sein 
größter Respekt gilt. Ihr persönliches Erlebnis von Krieg und 
Diktatur habe ihnen eine Art inneren Kompass gegeben, der 
ihnen im Höhenrausch der politischen Karriere eine gewisse 
persönliche Integrität verlieh. 


Umso erstaunter war ich, als er mir eines Tages erzählte, er 
sei interessiert an den Unterschieden zwischen den 
Generationen in der Politik. Die 68er, ob die linken oder die 
rechten, seien doch noch aus einem durch den 
ideologischen Kampf gehärteten Holz geschnitzt, während 
die Generation der heute 30- bis 40-Jährigen weder Hunger 
noch Härte erleiden müsse; somit eigentlich alle Milchbubis 
seien - oder? Dieses »oder« ist bei Leinemann mehr als ein 
Stilmittel. Es ist seine persönliche Brücke zur Erhaltung der 
Lernwilligkeit. Ich habe ihn, zumindest gab er mir dieses 
Gefühl, vom Gegenteil überzeugen können: dass der Graben 
in Wirklichkeit zwischen der Nachkriegsgeneration, für die 
Demokratie keine Selbstverständlichkeit war, und den 
Nachgeborenen verläuft. Und dass es in jeder Generation 
solche und solche gäbe. Seine Antwort: »Das stimmt schon. 
Wie sagte Schröder immer: Nur die Harten kommen in den 
Garten.« 


Doch kaum überzeugt, weiß er es doch besser: Sofort 
machte er sich auf den Weg, Ausnahmen von der Regel zu 
finden, wie beispielsweise so manchen DDR-Politiker, dem er 
aufgrund der Erfahrung des Widerstands gegen eine 
Diktatur ebenfalls einen stabileren inneren Kompass 
zuschreibt als den Kollegen aus dem alten Westen. Und 
diese Erkenntnis kann er auch eindrucksvoll belegen: 
Manche Ostdeutsche seien für den deutschen Politikalltag, 
formulierte er in einer geistreichen Spiegel-Metapher, wie 
der Zucker im Schwarztee - sie hätten sich zwar aufgelöst, 
aber das bittere Getränk dabei ein wenig süßer gemacht. 


In einem unserer Gespräche brachte er mich in eine 
merkwürdige Lage, als er mir aufgrund meiner 
biographischen Erfahrungen in einer Diktatur und einem 
Krieg und aufgrund meiner Migration (ich bin 1988 mit 
meinen Eltern aus dem von Revolution und dem Iran-Irak- 
Krieg geprägten Teheran nach Frankfurt gekommen) 
ähnliche Attribute zuschrieb. Es war schmeichelhaft. Und 
mein Ego teilte natürlich diese Einschätzung. Aber bin ich 
für ihn im Höhenrausch, wenn ich ihm zustimme? Oder 
unglaubwürdig, wenn ich es bestreite? Oder ist mir doch 
egal, welche charakterlichen Zuweisungen er an mir 
vornimmt, je nachdem, wie ich antworte? 


Natürlich hat Leinemann, der Seismograph des Privaten im 
Politischen, der politischen Kaste zu Recht den 
pathologischen Hang zur Sucht diagnostiziert. Diese Sucht 
wäre nichts Schlimmes, wenn sie nicht häufig den Blick auf 
das richtige Leben verstellen würde. Und eine Droge kommt 
oft nicht allein, wie er auch am eigenen Leib erleben 
musste. Die »innere Leere«, die durch das vollständige 
Aufgehen in einem Kosmos aus öffentlicher 
Aufmerksamkeit, tatsächlicher oder eingebildeter Machtfülle 


und einem ungeheuerlichen Konkurrenzdruck entsteht, hat 
auch er gespürt. Und auch er hat sie bis zum psychischen 
und physischen Zusammenbruch mit einer Überdosis an 
Arbeit und Alkohol auszufüllen versucht. 


Dem aus der Anthropologie stammenden Begriff der 
»teilnehmenden Beobachtung« gibt er damit eine ganz 
neue Wendung. Seinen ganz und gar unakademischen 
Texten, in denen er es auf einer einzigen Seite fertig bringt, 
den großen französischen Philosophen Paul Ricoeur und die 
bestenfalls populärwissenschaftliche Zeitschrift Psychologie 
heute zu zitieren, verdanken wir die Widerlegung vieler 
gängiger Klischees über Politiker. Dass mit Joschka Fischer 
die Rockstars aus der Politik abgetreten sind, dass früher 
alles besser war und dass es nur schlecht ist, wenn es in der 
Politik menschelt im Raumschiff Berlin. 


Jürgen Leinemanns »Flur Credibility« bewahrt ihn davor, den 
Politikern alleine die Schuld für die Miseren zuzuschieben, 
die er diagnostiziert. Er kennt die Mechanismen der 
Medienwelt, vor allem des Fernsehens, die den Politikern 
erst den rechten Kick verschaffen. Leinemann weiß, dass 
auch er ein Dealer der Droge ist, von der zu kosten er selbst 
nicht lassen kann. Deshalb erzählt er davon, wie sie alle zu 
seiner Abschiedsparty kamen, alle, mit denen er im Laufe 
der Jahre diskutiert und sich berauscht hatte und die er 
deshalb so genau beschreiben konnte. Das wiederum klingt 
einfach nur stolz, kein bisschen therapeutisch. 


DER AUTOR 


Omid Nouripour (geb. 1975 in Teheran) ist für Joschka 
Fischer in den Bundestag nachgerückt, Mitglied im 
Haushalts-, Verteidigungs- und 


Rechnungsprüfungsausschuss. Seit 2002 ist er Sprecher der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Migrantinnen und Flüchtlinge 
von BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN. Er hat die doppelte 
Staatsbürgerschaft. 


DR. GERHARD SCHICK 
Der Pathologe - Robert von Heusinger 


Die Basis für gute Wirtschaftspolitiik oder guten 
Wirtschaftsjournalismus ist dieselbe: eine profunde, 
unideologische Analyse gepaart mit der Bereitschaft, 
unabhängig vom Fähnchen der öffentlichen Meinung auch 
unangenehme Wahrheiten zu äußern. Genau das findet man 
nicht überall, aber eben bei Robert von Heusinger. Er seziert 
in der Frankfurter Rundschau zum Beispiel die 
Deformationen des Finanzmarktes. 


1998 war es, als ein gewisser Robert von Heusinger »Sand 
ins Getriebe streuen« wollte. Genau so hatte er seinen 
Leitartikel in der Börsen-Zeitung überschrieben. Das war 
1998, auf dem Höhepunkt der Asienkrise. Er verwendete 
unaussprechliche Wörter wie »Devisenkontrollen«, er 
schrieb von der »Ratlosigkeit der Zunft« und davon, dass 
»neoliberale Berater« versagt hätten. 2008, im Jahr der 
internationalen Finanzkrise, an den Finanzplätzen dieses 
Landes und dort, wo Finanzmarktpolitik gemacht wird, in 
Berlin, im Finanzausschuss und im Steinbrück-Ministerium, 
wissen die Finanzexperten inzwischen, dass sich hinter dem 
unverdächtig aristokratischen Namen einer der schärfsten 
Kritiker verbirgt, den die deutsche Finanzpresse zu bieten 
hat. Und ein ebenso profilierter wie pointierter noch dazu. 


»Sie können keinen Kapitalismus«, hat Robert von 
Heusinger, inzwischen Leiter des Wirtschaftsressorts der 
Frankfurter Rundschau, zehn Jahre später einen seiner 
Leitartikel in jener Phase überschrieben, in der die 
Bundesregierung das Rettungspaket für die Banken 


schnürte. Hochgradig seriös der Inhalt, hart an der Grenze 
die Wortwahl - dafür ist von Heusinger spätestens seit 
seinen Leitartikeln in der Börsen-Zeitung bekannt, 
respektiert und zu Recht ein wenig gefürchtet. »Dumm und 
populistisch«, »hasenfüßig«, »kurzfristig und 
volkswirtschaftlich schädlich«. So geißelte er nicht das 
Rettungspaket an sich, sondern die Fehler der Regierung 
und das Verhalten der Banken. Kaum einer kommt in 
Heusingers Leitartikeln mit Bewährung davon, alle Akteure 
hat er schon seit Jahren im Blick. Er nimmt sie in Haft, sofern 
sie nur einen Funken Verantwortung tragen. Seine Zeilen 
sind im besten Sinne visionär, vorwegnehmend und Ansporn 
für die, die sich noch einen Kopf um das machen, was sie 
unter der Reichstagskuppel oder in einem der Bankentürme 
anrichten. 


»Ein guter Artikel darf nicht weichgespült sein. Er muss weh 
tun.« Das sagt er mir bei einer unserer Begegnungen, als 
ich vorsichtig nach seinen Beweggründen frage. Ein Analyst 
der Finanzkaste, der Polit-Banker und überhaupt des 
Systems. Einer, der differenziert, besser: seziert. Bis ins 
kleinste Detail. Damit etwas Großes bleibt: Ein Artikel, der 
die Gemüter derer erhitzt, die gemeint sind, ein Artikel, der 
das Wissen derer mehrt, die interessiert sind, ein Artikel, der 
kopiert und weiterempfohlen wird, ein Artikel, der zum 
Gespräch wird. »Mein Anspruch ist: erklären. Und zwar mit 
Relevanz«, sagt er mir weiter. Und spätestens jetzt fallt 
dieser Leitartikler aus dem Rahmen. Denn andere wollen: 
mitregieren. Besserwissen. Oder ihren Narzissmus 
befriedigen. Diesen Journalisten aber treibt die Leidenschaft 
eines Pathologen. Seine anatomischen Kenntnisse fataler 
Finanzmarktkonstruktionen und -deformationen fasst Robert 
von Heusinger so unmissverständlich zusammen, bis auch 
ein schludriger Hilfsermittler den Fall klar vor Augen sieht. 


Ich nenne das nachhaltigen Journalismus. Denn: Die Texte 
Heusingers kann man auch am nächsten Tag oder zehn 
Jahre später noch lesen. Sie machen Lust auf Diskurs und 
laden ein zum Nachdenken. Der Vorwurf an die angeblichen 
Finanzmarkt-Retter - »Sie können keinen Kapitalismus« - 
fasst genial die jüngsten Fehler von Regierungen und 
Zentralbanken zusammen und eröffnet eine andere Form 
der Kapitalismusdebatte, jenseits des einfachen Für und 
Wider. Das ist alles andere als selbstverständlich in der 
Riege der Volkswirte - und deshalb schätze ich als Politik 
gestaltender Volkswirt diesen schreibenden Volkswirt. Viele 
namhafte Vertreterinnen und Vertreter der 
Volkswirtschaftslehre tun sich in Gastkommentaren als die 
großen Vereinfacher hervor. Die Dinge seien 
unüberschaubar geworden, schreiben sie, vor allem für die 
Politiker. Schon allein damit unsereiner im Bundestag nicht 
mehr so viele Fehler machen könne, müsse kräftig 
entschlackt werden. Bei Robert von Heusinger liegen die 
Dinge anders: Er kann einfach erklären, weil er sich 
auskennt und durch die Komplexität der Finanzmärkte 
hindurch die Linien der Veränderung erkennt. \Wer 
Wertpapierprospekte kennt, glaubt nicht, dass 
Finanzthemen auch in einfachen, kurzen Sätzen erklärbar 
sind. Von Heusinger schafft den Gegenbeweis. 


Ich habe mir überlegt, ob diese Spezies Journalist in Berlin 
überleben könnte. Ich denke: nein. Von Heusingers Vorteil 
ist nicht nur sein klarer Verstand und sein enormes Wissen, 
das er in seinen Berufsjahren als Finanzmarktkorrespondent 
und Redaktionsleiter bei der Börsen-Zeitung, bei der Zeit 
und schließlich als Ressortleiter Wirtschaft bei der 
Frankfurter Rundschau gemehrt hat. Sein Vorteil ist auch 
und gerade, nicht in Berlin zu sitzen. So passiert ihm nicht 


so schnell, was ihm an Politikern ein bisschen suspekt ist, für 
das er aber wiederum grundsätzlich Verständnis hat - wie er 
sich, differenziert wie immer, zu sagen beeilt: dass wir 
Politikerinnen und Politiker immer im Kontext des politisch 
Machbaren denken. Da hält er sich fein heraus, der 
Makrookönom, der als gegeben nimmt, was ist, dies dann 
aber unbefangen analysiert und seziert. Recht so: Wir 
brauchen Medien, Journalistinnen und Journalisten, die das 
Raumschiff Berlin von der Erde aus betrachten. Mit beiden 
Beinen auf stabilem fachlichem wie sprachlichem 
Fundament. 


Wir kennen das aus Berlin: dass Journalistinnen und 
Journalisten sich aufspielen und gemein werden. Die 
kritische Distanz vergessen. Sich ihrer Rolle nicht mehr 
bewusst sind. Ich nenne es das Beifahrersyndrom: nicht am 
Steuer sitzen, aber ins Lenkrad greifen. Auf die 
Geschwindigkeitsbegrenzung hinweisen, aber den 
Temporausch genießen. Die Grenzen verwischen. 
Verständlich, aber bedauerlich. Und in Frankfurt? 
Bemerkenswert, dass Robert von Heusinger in diesem 
Raumschiff nicht das zu widerfahren scheint, was vielen 
Kolleginnen und Kollegen passiert. Er hält Distanz. Folgt 
seinem eigenen Kompass. Überzeugt mit profunder Kenntnis 
der Finanzmärkte. Ist verbindlich, aber nicht kumpelhaft. 
Und er zählt zu denen, die nicht erst am Vormittag ein 
Dutzend Leute anrufen müssen, um zu verstehen, worüber 
sie am Nachmittag ihre Leitartikel schreiben. Die nicht nach 
Zitaten und geheimen Informationen heischen, sondern die 
in der Lage sind, Informationen einzuordnen und zu 
interpretieren. Die sich nicht selbst genügen, sondern ihren 
Leserinnen und Lesern dienen. 


DER AUTOR 
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DANIEL BAHR 


Dompteur in der Manege - Frank 
Plasberg 


Die ehemalige DGB-Vizevorsitzende Ursula Engelen-Kefer 
und ich stritten äußerst lebhaft. Wir hatten uns verbal 
ineinander verkeilt. Wir überhörten beide die Worte des 
Moderators. Keiner wollte nachgeben, keiner gönnte dem 
anderen in diesem Disput das letzte Wort. »Dies ist ein 
typischer Fall, wo ein Moderator vor Ort gebraucht wird«, 
sagte er, durchquerte das Fernsehstudio und stellte sich 
demonstrativ vor unseren Tisch, genau zwischen Frau 
Engelen-Kefer und mich, um uns zu verdeutlichen, dass wir 
nun nichts mehr zu sagen hätten. Er ging mit der Hand 
dazwischen. »jJetzt ist Schluss.« Pause. »Können wir 
weitermachen?«, fragte der Moderator. Frank Plasberg. 
Irgendwo zwischen korrekt und locker. Jackett, oberster 
Hemdknopf geöffnet, keine Krawatte. 


Dieser Art des Unterbrechens einer politischen 
Auseinandersetzung durch körperliche Präsenz bedient sich 
Frank Plasberg nicht oft - wenn er es macht, dann aber ist es 
wirkungsvoll. 


Plasberg lässt sich in seinen Hart aber fair-Sendungen das 
Heft nicht aus der Hand nehmen und stellt regelmäßig klar, 
wer eigentlich durch die Sendung führt. 


Sätze wie: »Hören Sie doch mal zu!«, »Einen Augenblick 
Ruhe bitte« oder »Kommen wir auf das Thema zurück ...« 


fallen oft während seiner Talkshows. So strukturiert Frank 
Plasberg die Sendungen, lässt Abschweifungen ins Uferlose 
nicht zu und möchte erreichen, dass jeder Gast seine 
Chancen auf Meinungsäußerung erhält. 


Manchmal erinnern diese Studiosituationen an eine 
Zirkusmanege: Frank Plasberg ist der Dompteur, und die 
Gäste sind die Löwen, die auf ihren Hockern sitzen. Wer mit 
seinen Antworten nicht zufriedenstellt, dem knallt ein 
bedächtiges »Sie haben meine Frage gar nicht beantwortet« 
entgegen. Seine Gäste lässt er mit banalen Floskeln oder 
Ausreden nicht entwischen. Dabei reagiert er nie verärgert, 
barsch oder zickig, sondern gelassen und besonnen, aber 
immer mit der gewissen Portion Hartnäckigkeit und 
Entschlossenheit. Es ist eben seine Manege. Und da tritt er 
besänftigend, aber allzeit unnachgiebig auf. 


Besänftigend und unnachgiebig: Für Frank Plasberg ist das 
kein Widerspruch. Für ihn ist das typisch. Er bedient sich 
gern der Widersprüche, Gegensätze und Klischees. In seiner 
Sendung wie in seinem Leben. Er fragt seine Gäste nach 
ihren Autos, schwärmt selbst von seinem Audi A6 mit 242 
PS. Er greift das Thema Nebenjobs von Abgeordneten auf, 
nimmt selbst Aufträge als Moderator an. Er diskutiert die 
»Gesundheit zweiter Klasse« und ist selbst privat versichert. 
Frank Plasberg geht offen damit um und kokettiert 
gleichzeitig charmant mit seiner Offenheit. »Die Zahlen 
habe ich auch in der Süddeutschen Zeitung gelesen. Fand 
ich interessant. Übrigens mit der Überschrift: »Harte Fragen, 
fairer Preis.< So seh’ ich das auch«, sagte Plasberg dem 
Magazin Focus. Der Reporter fragte nach angeblichen 17 
000 Euro Honorar pro Sendung. 


Beharrliches Nachfragen, souveräner Auftritt, gelegentliche 
Arroganz, zu der er nach eigener Aussage steht. Das scheint 
charakteristisch für ihn zu sein. Seine Anmoderation und 


Begrüßung hält er vor dem Studio-Publikum. Er läuft zu 
seiner Mitarbeiterin, die die Zuschauerbeiträge schildert. Er 
lauft zu seinem Pult mit Monitor, um den nächsten 
Einspieler zu aktivieren. Er geht nirgendwo hin, wo es vom 
Sendeablauf her keinen Sinn machen würde, aber dennoch 
wirkt manchmal der Dompteur selbst wie ein Löwe, der im 
Käfig hin und her streunt. So, als müsse er alles 
kontrollieren und alles im Griff haben. Er gibt zu: »Meine 
Triebfeder ist die Angst. Deshalb lasse ich mich von meinem 
Team so gründlich briefen.« Er nutzt selten Karteikarten. Gut 
vorbereitet verzichtet er auf Gedächtnisstützen. Allerdings 
kann auch Plasberg nicht ganz ohne etwas in der Hand 
moderieren. Er nimmt einen Kugelschreiber. 


Plasberg hat Tabus im deutschen Fernsehen gebrochen. 
Seine erste Sendung im WDR-Fernsehen behandelte das 
Thema Sterbehilfe. Das hatte bisher keine Talkshow 
aufgegriffen. Es hätte auch schiefgehen können. Aber es 
funktionierte. 


Weitere Tabus wurden gebrochen, Neuerungen ins 
Fernsehen eingeführt. Er hat die Gäste nicht auf Sesseln in 
gemütlicher Runde, sondern auf Barhockern an einer Theke 
Platz nehmen lassen. Nach der Sendung prüft ein 
Faktencheck die Aussagen der Gäste. In die Runden 
platzierte er bekannte Gesichter von Schauspielern und 
Sängern. Er hat Politiker nicht nur mit ihresgleichen samt 
Journalisten und Lobbyisten, sondern auch mit Leuten wie 
Du und Ich konfrontiert. Einspieler sollen Aussagen 
widerlegen oder bestätigen. Zuschauer können bei einer 
Hotline anrufen und Dampf ablassen oder Fragen stellen. 
Hart aber fair greift Boulevardthemen auf, die manchmal 
nur am Rande etwas mit Politik zu tun haben. Der 
Sendeplatz führt haufig zu Konkurrenz mit 


Liveübertragungen von Fußballspielen. Bewusst wählt er 
dann Frauenthemen. Die Quote gibt ihm Recht. 


Frank Plasberg bricht Tabus und liebt die Provokation. 
Dass er in einem Focus-Interview äußerte, welche Partei er 
gewählt habe, war ein Tabubruch, die Sendung zu Eva 
Hermans Buch Das Eva-Prinzip eine Provokation. Gern zeigt 
er seine Überlegenheit auch gegenüber Kollegen. Eine 
Woche, nachdem sein Kollege Johannes B. Kerner Eva 
Herman aus der Sendung warf, war Plasberg bei Kerner zu 
Gast. Er konnte es nicht lassen, Kerner in die Enge zu 
treiben. 


Plasberg ist eitel, er muss es sein. Die Aussage, er sei kein 
Zirkuspferd, muss ihn getroffen haben. So hatte Ex-NDR- 
Intendant Jobst Plog begründet, warum die ARD lieber 
Günther Jauch für den Sonntagabend-Talk haben wollte. Es 
muss für Plasberg eine späte Genugtuung sein, dass er 
nunmehr über so viele Starqualitäten verfügt, um eine 
Quizsendung im NDR zu moderieren. 


Interessant ist aber, dass Plasbergs Sendung die einzige 
Talkshow bei ARD und ZDF ist, die als Titel nicht den Namen 
des Moderators bzw. der Moderatorin trägt. Seinem 
persönlichen Erfolg hat das nicht geschadet - im Gegenteil. 
Er wurde überhäuft mit so ziemlich allen Preisen, die ein 
Moderator erhalten kann: »Deutscher Fernsehpreis«, »Adolf- 
Grimme-Preis«, »Hans-Joachim-Friedrich-Preis«, 
»Bayerischer Fernsehpreis«, »Bambi« und »Goldener 
Prometheus«. 


Als Gast sollte man auch Plasberg mal Paroli bieten. Zu 
Beginn der Sendung »Arm durch Arbeit: Wie Staat und 
Wirtschaft die Bürger plündern« im April 2008 fragte er 
mich: »Haben Sie eine Erklärung dafür, warum in diesem 


Land so erbittert über Hartz IV diskutiert worden ist und die 
sogenannte Mittelschicht so lange stillgehalten hat?« 


Ich konterte: »Sie müssen mir das mal erklären. Sie haben 
doch auch die meisten Sendungen zu Randthemen der 
Gesellschaft gemacht. Sie haben viel über Managergehälter 
und Hartz IV diskutiert, über die Sorgen der Mittelschicht 
wurde in Ihrer Sendung viel zu wenig diskutiert.« Ja, dachte 
ich mir, jetzt habe ich ihn mit den eigenen Waffen 
geschlagen. Das musste gesessen haben. Zumindest sah 
ich ein verlegenes Schmunzeln in dem ansonsten so 
kontrollierten Gesicht. 


Sämtliche Provokationen, das Herauskitzeln ungewöhnlicher 
Aussagen, Widersprüche zu kontern, all das ist nur Mittel 
zum Zweck. Frank Plasberg möchte Themen, die die 
Menschen bewegen, diskutieren. Keine abgehobenen 
Sprücheklopfer-Runden, sondern Auseinandersetzungen mit 
konkreten Beispielen. »Die Aufmerksamkeit in unserer 
Gesellschaft ist sehr ungleich verteilt. Diejenigen, die Politik 
machen, werden sorgfältiger beobachtet, als die, die sie zu 
ertragen haben. Es diene der Machtkontrolle, heißt es, den 
Politikern genau auf die Finger zu sehen. (...) Aber könnte es 
nicht auch der Machtkontrolle dienen, mehr und Genaueres 
über >»ganz normale Bürger< zu wissen?«, schreibt Plasberg 
in seinem Buch Der Inlandskorrespondent. 


Daher ist die Zusammensetzung seiner Gästerunde auch 
anders als bei anderen politischen Talkshows. Betroffene 
Bürger sitzen mit Politikern, Funktionären und Unternehmern 
an einem Tisch. Auch wenn Plasberg selbst sagt, dass sich 
die Lebenssituationen der einzelnen Bürger nicht 
generalisieren lassen, so seien sie dennoch auch immer ein 
Beispiel, das es gibt und ernst genommen werden muss. 


Gerade die Meinungen der Bürger sind Plasberg enorm 
wichtig, aber er weiß auch um seine Verantwortung. Denn 
die meisten, die bei Hart aber fair ihre Meinung sagen, sind 
keine Medienprofis. Zudem können viele nicht überblicken, 
welche Auswirkung ihr Beitrag in der Sendung haben 
könnte. 


»Wenn ich Pech habe, geht der Gast mit einem Trauma 
aus der Sendung und wird noch ein halbes Jahr später 
darauf angesprochen, dass er sich blamiert hat. Bei den 
Betroffenen übernehmen wir für einen Moment die 
Verantwortung für ihr Leben. Und das macht Druck«, sagte 
Plasberg über seine Verantwortung gegenüber den Bürgern 
in einem Tagesspiegel-Interview. Deshalb führt er immer 
lange Vorgespräche und ruft die Gäste auch nach der 
Sendung wieder an. 


Eine besondere Herausforderung für Gäste wie für die 
Redaktion sind die Einspieler, die den Talk immer wieder 
unterbrechen. Sie haben den Anspruch, Aussagen zu 
bestätigen oder zu widerlegen. Das ist für Gäste richtig fies. 
Man kennt die Einspieler vorher nicht, kann die Zahlen und 
Behauptungen nicht mehr überprüfen und muss spontan 
darauf reagieren. Einmal habe ich mich über einen 
Einspieler dermaßen aufgeregt, dass ich noch nach der 
Sendung wütend auf Plasberg losging. 


In seiner Sendung Wahlcheck 05 kurz vor der 
Bundestagswahl 2005 saß ich für die FDP. Es ging um Rente 
und Gesundheit. Als es um die Altersversorgung von 
Politikern ging, brachte er einen Einspieler über mich. Mit 
viel Aufwand ließ mich eine Computeranimation altern. Es 
wurde gegenübergestellt, wie hoch meine Rente sein würde, 
wenn ich in der Bank geblieben wäre, und wie hoch die 
Altersversorgung als Politiker sein würde. Das Unfaire war 
der Vergleich: Verglichen wurde die gesetzliche Rente eines 


Zweigstellenleiters mit der Pension eines Bundesministers 
nach mindestens sieben Amtsjahren. 


Ich regte mich auf. Die betriebliche Altersvorsorge wurde 
gar nicht berücksichtigt. Und dann entgegnete ich: 
Bundesminister haben schließlich eine hohe Verantwortung 
und sind wohl eher mit Vorstandsmitgliedern einer Bank als 
mit Zweigstellenleitern gleichzusetzen - und dann sieht der 
Vergleich schon ganz anders aus. Im Moment der Sendung 
sah ich schon zahlreiche wütende Bürgerzuschriften auf 
mich einprasseln. Ich hatte Sorge, dass fälschlich 
wahrgenommen würde: Junger Politiker kriegt üppige 
Pension. 


Also ging ich nach der Sendung auf Plasberg los: 
Unsachlich sei der Vergleich, und unfair noch dazu, 
schließlich hatte ich schon mehrfach gegen Widerstand 
einen Systemwechsel bei der Politikerversorgung gefordert. 
Plasberg konterte zunächst nur kühl. Ich solle froh sein, dass 
mir der Computer bei der Alterung überhaupt noch Haare 
gelassen hätte. Das machte mich nur noch wütender. 
Plasberg prophezeite mir, dass ich keine Zuschriften 
erhalten würde, schließlich hätte ich ja dargestellt, dass die 
Altersvorsorge für Spitzenkräfte in der Wirtschaft deutlich 
attraktiver sei. 


Nach einigen Tagen habe ich mich kleinlaut bei Plasberg 
gemeldet. Er hatte Recht behalten: Ich hatte so gut wie 
keine Zuschriften erhalten. Das hätte ich nicht gedacht. 


Für seine Gäste macht es dieses Konzept nicht gerade 
leichter, aber deutlich spannender, wie ich finde. Hart aber 
fair ist wahrscheinlich die härteste Sendung für einen 
Politiker, und das nicht nur wegen der unbequemen 
Barhocker, auf denen man eigentlich nicht sitzen kann und 
spätestens ab der zweiten Frage ohnehin lieber an einer 
Theke stehen würde. 


Ich musste einer Rentnerin einmal direkt ins Gesicht 
sagen, dass sie keine üppige Rente erwarten kann, wenn sie 
nur 25 Jahre Beiträge gezahlt hat. Natürlich ist das nicht 
leicht. Doch genau das ist Plasbergs »Wenn Politik auf 
Wirklichkeit trifft.« 


Frank Plasberg wahrt die Distanz zu seinen Gästen, verbal 
durch Konfrontation und Hartnäckigkeit, räumlich durch sein 
Pult, das abgerückt von der Runde platziert ist. Trotzdem 
lässt er sich persönliche Bemerkungen nicht entgehen. »Ich 
habe mir gerade überlegt, wenn ich Arzt wäre, und Sie 
kämen rein, ob ich dann Angst kriegen würde«, sagte 
Plasberg etwas flapsig einem unempfindlichen Gast, der 
stets mit gewaltigem Nachdruck seine Meinung vertrat. 


Dabei legte Plasberg lässig den ausgestreckten 
Zeigefinger an den Mundwinkel und verschränkte den 
rechten Arm - eingehakt im linken Ellenbogen - vor der 
Brust, um somit die Schärfe aus seiner durchaus ernst 
gemeinten Überlegung zu nehmen. Zumal der Gast eine 
Betroffene und kein Politiker war. In solchen Situationen 
scheint ihm die Provokation offenbar nicht so wichtig zu 
sein. 


Einen gewissen Abstand hält Frank Plasberg auch hinter 
den Kulissen. So habe ich ihn beispielsweise selten auf 
Politik- oder Medien-Events gesehen. Er selbst hat einmal 
gesagt, dass es ganz gut sei, die Sendungen abwechselnd in 
Berlin und Köln zu produzieren, da man in Köln wieder eine 
andere Sicht auf die Bundeshauptstadt habe, wenngleich er 
auch gesagt hat, dass er sich vorstellen könne, in Berlin zu 
leben. 


Ein Widerspruch? Für Plasberg nicht. In seinem Buch heißt 
es: »Als wir 2001 mit Hart aber fair auf Sendung gingen, gab 
mir ein Kollege mit auf den Weg: »Bald gehörst du auch 


dazu.< Das war durchaus anerkennend gemeint. Für mich 
klang es wie eine Drohung. Seither achte ich noch genauer 
darauf, dass mein Abstand groß genug bleibt. 
Hintergrundgespräche führe ich noch immer lieber mit 
denen, die von Politik betroffen sind, als mit denen, die sie 
machen.« 


Daran scheint er sich zu halten. Ich habe Frank Plasberg 
einige Male getroffen, aber immer nur in seinen Sendungen. 
Mit einer Ausnahme: Eigentlich hatte ich meine Teilnahme 
an einer seiner Sendungen abgesagt, da ich meiner Frau 
einen Kurztrip versprochen hatte. Er rief mich an und 
überredete mich, doch zu kommen. Ich sagte: »Also gut, ich 
werde zu Ihnen kommen, aber nur, wenn Sie auch einmal 
mit mir in Münster eine Veranstaltung machen.« 


Frank Plasberg kam zum Forum Liberal nach Münster, zu 
dem ich in unregelmäßigen Abständen immer prominente 
Gastredner einlade. Wir diskutieren vor einem ausgewählten 
Publikum. Plasberg bestand darauf, dass wir die Rollen 
wechselten. Ich sollte ihn interviewen. Das würde ihm mehr 
Spaß machen. Mir jedenfalls gefiel der Rollentausch, ich 
durfte Dompteur spielen. 


Hart aber fair ist unterhaltsam und anspruchsvoll zugleich. 
Frank Plasberg ist frech, hartnäckig und bürgernah. Er ist 
jemand, der Widersprüche provoziert, mit ihnen spielt und 
sie gleichzeitig bedient. Er kann arrogant wirken und steht 
dazu. Er ist als Moderator immer gut vorbereitet und hat 
immer den obersten Knopf seines meist rosafarbenen 
Hemdes geöffnet. Der Mann hat Mut. 
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JENS SPAHN 


>... 0b du Huhn bist oder Hahn!« - 
Porträt einer Sonderkarpfin - Tissy 
Bruns 


Wussten Sie, dass Tissy Bruns eigentlich Christiane Bruns 
heißt? Wenn nicht, sind Sie in guter Gesellschaft, denn nach 
eigenen Angaben wisse ihre eigene Mutter das nicht mehr, 
nachdem ein Schulfreund ihres Bruders sich in jungen 
Jahren den Spitznamen »Tissy« hat einfallen lassen. 


Locker, spontan, schlagfertig - so hatte ich Tissy Bruns bei 
unseren wenigen bisherigen Begegnungen kennengelernt. 
Und genauso spontan willigte sie ein, sich von mir für dieses 
Buch porträtieren zu lassen. Der Investigativ-Jourmnalist in 
mir war geweckt. 


Die Recherche beginnt mit einer beruhigenden Erkenntnis: 
Journalisten müssen in Zeiten des Internets, der Blogger und 
Kommentatoren mit ebenso schnellen wie garstigen 
Reaktionen der Leserschaft rechnen, wie Politiker mit denen 
der Wähler. Dies gilt umso mehr, wenn sich 
Chefkorrespondentin Tissy Bruns in einem Tagesspiegel- 
Kommentar kontrovers zu ihrem Lebensthema äußert: zur 
Frauenfrage. 


Das Internetforum des Tagesspiegel ist voll von nicht nur 
wohlwollenden Meinungen zum Kommentar, in welchem 
Bruns die an der Ministerpräsidentenwahl gescheiterte 
hessische SPD-Vorsitzende Andrea Ypsilanti der weinerlichen 
Opferinszenierung zeiht und von Frauen fordert, nicht nur 
die Freiheit, sondern auch die aus ihr resultierende 
Verantwortung - selbst beim Scheitern - anzunehmen. Soll 


heißen: Erst das ganz große Rad drehen wollen und dann 
die Verantwortung für den Misserfolg auf andere, auf »die 
vier Verräter«, zu schieben, das passe nicht zusammen. 
Gerade nicht für eine Frau, denn das liefere nur unnötige 
Munition für die Männer. 


Diese kritische Auseinandersetzung mit dem eigenen 
Geschlecht ist die konsequente Fortsetzung ihres Kampfes 
für die Gleichberechtigung der Frauen und um die Frage, ob 
du Huhn bist oder Hahn. Ein Kampf, der sich wie ein roter 
Faden durch ihr Leben zieht. Als junges Mädchen hat sie sich 
den Gang zum Gymnasium gegen den Willen der Mutter 
erkämpft, sie wird erste Frau im Vorstand der Vereinigten 
Deutschen Studentenschaft und als erste Frau im Jahr 1999 
Vorsitzende der Bundespressekonferenz, der ehrwürdigen 
Institution, in der sich schon zu Bonner Zeiten die 
Hauptstadtjournaille organisiert hatte. »Da bin ich schon ein 
bisschen stolz drauf«, bekennt sie. 


Mit wohligem Lächeln erinnert sie sich an die »Zeit der 
Verschwisterung«, als in den Neunzigern Frauen im Streit 
um den Abtreibungsparagrafen im Strafgesetzbuch 
zusammenrückten und zusammen kämpften, gerade auch 
Politikerinnen und Jourmalistinnen. Mit einer gewissen 
Bewunderung beschäftigt sie sich mit Marie Juchacz, die 
nach Erkämpfung des Frauenwahlrechtes 1918 die erste 
Rede einer Frau in einem deutschen Parlament hielt. Betont 
Frau sein, das kann allerdings auch anstrengen - zumindest 
die anderen: »Dass sie eine Frau ist, sieht man, das muss 
nicht bei jeder Gelegenheit herausgekehrt werden, das kann 
schon ziemlich nervig sein«, meint ein Journalistenkollege zu 
Tissy Bruns; »Manchmal geht das Emanzipatorische schon 
etwas mit ihr durch. Aber das ist glücklicherweise die 
Ausnahme, sagt ein anderer. 


Eines allerdings muss man ihr hoch anrechnen: Dass sie 
es nicht den Feministinnen gleichtut, die noch heute blind 
für das Erreichte bei jeder kleinen Ungerechtigkeit laut- und 
wortstark den Freiheitskampf ausrufen. Stattdessen spricht 
sie die Tabuthemen der Bewegung offen an, auch wenn es 
weh tut, wie etwa die indifferente Position vieler 
Frauenbewegter zu Zwangsheirat und Ehrenmord bei 
türkischen Zuwandererfamilien in Deutschland oder die 
Beförderung des Frauenhandels aus Osteuropa durch die 
Legalisierung der Prostitution. 


Dass es einen Unterschied macht, ob du Huhn bist oder 
Hahn, musste Tissy Bruns auch beim Bundespresseball 
erleben. Dieser wird alljährlich traditionell mit dem 
gemischten Tanz des Bundespräsidentenpaares und des 
Vorsitzenden der Bundespressekonferenz samt Partner 
eröffnet. Da nun Bruns die erste weibliche Vorsitzende der 
Bundespressekonferenz war, war sie logischerweise die 
erste, die mit dem Präsidenten höchstselbst und nicht, wie 
alle ihre männlichen Vorgänger, mit dessen Frau tanzte. Und 
obgleich dieser Tanz in der Regel nur wenige Sekunden 
dauert, wurde das Bild des Präsidenten mit der obersten 
Journalistin im Arm - oder war es umgekehrt?! - für viele 
zum Sinnbild der Umarmung, ja Verschränkung von Politik 
und Journalismus. »Dirty dancing« untertitelte der 
Tagesspiegel später das Bild der beiden Tänzer, was sie 
selbst bis heute spürbar wurmt. Wie aber steht es um das 
Verhältnis von Politikern und Journalisten in der Hauptstadt? 


Als eine »Misstrauensgemeinschaft« bezeichnet Tissy Bruns 
die Beziehung, deren größte Herausforderung auf beiden 
Seiten es sei, das Verhältnis von Nähe und Distanz im 
Spagat immer wieder aufs Neue auszutarieren. Denn, so ihr 
offenes Bekenntnis, Nähe zu den Mächtigen in der Politik 


übe natürlich auch auf Journalisten einen Reiz aus, der Tanz 
mit dem Präsidenten ebenso wie das vertrauliche 
Hintergrundgespräch in kleinster Runde mit dem Minister 
oder Kanzler. »Wow, du hast direkt mit der Merkel 
gesprochen!«, heiße es dann manchmal in einer wohligen 
Ehrfurcht im Bekanntenkreis. 


Als Gegengift biete sich einerseits die Fähigkeit zur 
Selbstkritik und -kontrolle an, mal einen Schritt 
zurückzutreten und sich selbst zu hinterfragen. Die Fähigkeit 
dazu nimmt man ihr ab. Andererseits sei die interne Kritik 
innerhalb der Redaktion wichtig, innere Pressefreiheit auch 
und gerade von unten nach oben: »Aber es gehört heute 
mehr Mut dazu, den Chefredakteur intern zu kritisieren, als 
den Kanzler öffentlich in Bausch und Bogen 
niederzuschreiben. Wir Journalisten geben uns noch immer 
gern die Aura der Kämpfer für die freie Presse gegen den 
drohenden Ungemach von außen, dabei ist die eigentliche 
Leistung heute die, angesichts einer völlig permissiven 
Öffentlichkeit sich selbst Grenzen zu setzen und für die 
eigenen Maßstäbe in der Redaktion zu kämpfen.« 


Starke Worte der Selbstkritik, aber was folgt daraus 
konkret fürs eigene Handeln? Hat sie als Leiterin der 
Parlamentsredaktion des Tagesspiegel gern Kritik ertragen 
und in der Redaktionskonferenz der Welt Kritik am Chef 
geübt? Zumindest zu Letzterem folgen eher ausweichende 
Antworten. Aber vielleicht spricht sie auch einfach ungern 
über Interna. 


Ein ähnliches Fragezeichen bleibt nach dem Gespräch über 
ihr im Jahr 2007 erschienenes Buch mit dem Titel Republik 
der Wichtigtuer, in dem sie sich kritisch mit der Entwicklung 
des politischen Journalismus seit dem Umzug der 
Bundespolitik nach Berlin auseinandersetzt. Dabei geht es 
weniger um Huhn oder Hahn, sondern eher um die 


Kausalität von Ei und Huhn. Denn Berlin war, so Bruns, hier 
weniger Auslöser als vielmehr Katalysator einer anhaltenden 
Umbruchkrise des politischen Journalismus, in der etwas 
planlos alles mal probiert würde: Die »Exklusivitis« der 
Journalisten, in deren Mittelpunkt die mit dem Ellenbogen 
ausgetragene Jagd nach der schnellen, neuen, einzigartigen 
Nachricht stehe; die neue Stilistik von Politik und 
Gesellschaftlichem, wo auf ein- und demselben 
Bertelsmann-Fest plötzlich Angela Merkel, Liz Mohn und 
Dieter Bohlen in trauter Runde zu Gast seien; das große 
Rauschen der Medien, das Politiker wie politische 
Journalisten an den Rand dränge und sie geradezu zwinge, 
ihre Anliegen mit Mitteln der Unterhaltungskultur zu 
präsentieren, so dass plötzlich politische Journalisten selbst 
als Kommentatoren, Studiogäste oder Moderatoren im 
Fernsehen auftauchten (was selbstkritisch ausdrücklich 
Tissy Bruns einschließe). 


All dies sind viel be- wie umschriebene Phänomene, die 
noch einmal wortgewandt von Tissy Bruns aufgearbeitet 
werden. Aber wo bleibt die Schlussfolgerung der ehemaligen 
obersten Hauptstadtjournalistin? Haben Journalisten, hat 
auch Tissy Bruns selbst nicht mehr zu sagen zu einer 
Entwicklung, bei der Medien und Medienschaffende immer 
»multifunktionaler« werden? Eine Entwicklung, bei der ein 
und dieselbe Redaktion sowohl für die Printausgabe als auch 
für das dazugehörige Internetportal, für Ton-, Bild- und 
Fernsehimpressionen zuständig ist; und es sogar 
vorkommen kann, dass der Chefredakteur einer 
Regionalzeitung mittels Digitalkamera gleich noch die Bilder 
zum Leitartikel beschafft? »Diagnose gut, 
Therapievorschläge mangelhaft«, möchte man rufen. Eine 
Kritik übrigens, die für Tissy Bruns nicht neu ist und die sie 
akzeptiert, aber eben nicht wirklich widerlegt. 


An der einen oder anderen Stelle wirkt ihre Kritik im 
Grundton etwas zu bissig, etwa wenn sie beschreibt, wie 
Friede Springer, Sabine Christiansen und Isa Gräfin von 
Hardenberg auf der Zuschauertribüne des Bundestages 
während der Wahl der Bundeskanzlerin selbst gebackene 
Plätzchen in CDU-Form knuspern oder wenn sie die Rolle von 
allgegenwärtigen und selbstverliebten Alphajournalisten 
kritisiert. Etwas spielerisch-kokett wird es auch auf die Frage 
nach dem Journalistenpreis, den sie 2007 erhalten hat: 
»Habe ich einen bekommen? Ich vergebe eigentlich Preise, 
ich kriege keine ...« Aber selbst diese einem Politiker nicht 
fremden Wesenszüge machen sie im Gesamtbild 
sympathisch. 


Der wohl einschneidendste, prägendste und damit 
spannendste Bruch im Leben und journalistischen Wirken 
von Tissy Bruns allerdings war keine Frage von Huhn oder 
Hahn, sondern von geradezu ideologischem Ausmaß. 
Politisiert in Schule und Studium durch den Vietnamkrieg 
und die 68er, folgte 1971 nach dem Spartakusbund der 
Eintritt in die kommunistische DKP, für die sie bei der 
Bundestagswahl 1980 sogar auf Platz neun der Landesliste 
NRW kandidierte. Was trieb eine 20-Jährige, die noch 1968 
gegen die russischen Panzer in Prag demonstriert hatte, in 
diese von der damaligen Sowjetunion mitfinanzierte 
Kaderpartei? 


»Wir errichteten uns aus Wut und Enttäuschung über das 
Schweigen unserer Elterngeneration zu den Gräueltaten der 
Nazis neue Vorbilder, ja Denkmäler in Gestalt der 
kommunistischen KZ-Überlebenden, ohne allzu sehr zu 
hinterfragen, was deren Ideologie eigentlich bedeutete. 
Mein Beitritt zur DKP ist durch nichts zu entschuldigen, der 
Ablösungsprozess dauerte entschieden zu langes, ist Bruns’ 


eindeutige Antwort. Und weiter: »Es war mein größter 
Lebensirrtum, dieses krude Weltbild geglaubt zu haben. Das 
eigentliche Verhängnis war es, abstrakte Prinzipien über 
konkrete individuelle Menschenrechte zu stellen.« 


Am 1. Juni 1989 trat sie aus der DKP aus. »Gerade noch 
rechtzeitig«, um es aus eigener Erkenntnis heraus noch vor 
dem Mauerfall wenige Wochen später getan haben zu 
können. »Das ist mir wichtig«, sagt sie zum Datum. Dieser 
offene, selbstkritische Umgang mit einer kritikwürdigen 
Lebensphase, der nichts verklärt und nichts entschuldigt, ist 
wohltuend unprätentiös. Und es klingt daher auch nicht 
pathetisch, wenn Bruns sagt: »Dieser Irrtum setzt meinem 
Leben Grenzen, ich kann nicht mehr mit voller Überzeugung 
nur eine einzige Antwort als die einzig wahre und richtige 
für irgendwas akzeptieren oder auch nur verkaufen.« 


Schon fast folgerichtig zu dieser Läuterung verläuft der 
journalistische Weg von radikal links bis zur mittleren 
Rechten. Nach der kommunistischen Deutschen 
Volkszeitung folgten, unterbrochen von je einem Jahr 
Arbeitslosigkeit und bei der AOK, die linke taz, der Stern, die 
ehemalige DDR-Postille Wochenpost, eine erste Station beim 
linksliberalen Tagesspiegel, dann ein Intermezzo bei der 
konservativen Welt und schließlich die Rückkehr zum 
Tagesspiegel. Allerdings war die Zeit bei der Welt »keine 
glückliche Verbindung«, wie sie sagt, die mit einem kleinen 
Eklat endete, als öffentlich darüber spekuliert wurde, dass 
die Welt sich angesichts des scheinbar abzeichnenden 
Regierungswechsels 2002 zurück zu Schwarz-Gelb (der 
dann bekanntermaßen nicht eintrat) von seinem 
»linksliberalen Feigenblatt« Bruns trennen wolle. Aber auch 
diese Zeit hatte für sie ihr Gutes, denn ein ungewohntes 
Umfeld helfe die eigenen Werte und Einstellungen zu prüfen 
und zu festigen. 


Ach ja, Werte. Kann eine Frau mit ihrer Biografie etwas mit 
dem Begriff »Heimat« anfangen? »Ich bin mittlerweile 
ziemlich gerne Deutsche«, sagt sie und ergänzt gleich, wie 
sehr sie sich an der Schwarz-Rot-Gold-Euphorie ihres Sohnes 
Tim zur Fußballweltmeisterschaft 2006 erfreut hat. Einer 
Frau mit ihrer ambivalenten Geschichte und der 
Auseinandersetzung mit der deutschen Geschichte in 
jungen Jahren nimmt man dieses fast erleichterte 
Bekenntnis gerne ab, auch wenn es argumentativ auf die 
Frage, ob sie denn auch stolz sei, Deutsche zu sein, etwas 
brüchig wird. Der Begriff behagt ihr sichtlich nicht. Aber: 
»Ich habe heute ein gutes Gefühl, wenn Tim zu uns kommt 
und fragt, was wir eigentlich gegen die Hymne hätten, die 
sei doch sehr positiv und friedlich im Vergleich zum 
martialischen Ton der Hymnen anderer Länder.« 


Überhaupt Tim - ihr nun gerade von zu Hause 
ausgezogener Sohn - scheint durchaus auch ein Hahn im 
Korb zu sein, nicht hennenartig bemuttert, aber doch 
behütet. Für ihn hat sie das Rauchen aufgegeben, obgleich 
Bruns der Typ Frau ist, dem man eine Zigarette zwischen 
den Lippen durchaus auf den ersten Blick zutraut. Eindruck 
macht ihre klare Reaktion auf die Frage nach ihrer Haltung 
zu Baader/Meinhof: »Deren Position war für mich nie eine 
Versuchung. Allein schon deshalb, weil die ohne Zögern ihre 
Kinder einfach aufgegeben haben.« Klare Antwort. 


Nun also ist Tissy Bruns wieder beim Tagesspiegel, zurzeit 
als »Sonderkarpfen« (Bruns über Bruns als 
Chefkorrespondentin). In ihrem funktional eingerichteten 
Büro im Haus der Bundespressekonferenz finde ich neben 
einer erwartbaren Karikatur von Angela Merkel, die sie - in 
unübersehbarer Größe - als männermordende CDU- 
Vorsitzende zeigt, ein bekanntes Bild vom Mannheimer 
Parteitag der SPD aus dem Jahr 1995. Der Sturz Scharpings 
als Erinnerung an die Vergänglichkeit politischer Macht. 


Auch hier sagt ein Blick mehr als tausend Worte: ein Bein 
jugendlich-lässig über die Stuhllehne geworfen, erinnert 
Tissy Bruns an die eitlen Gockel von Politikern, die »als 
Gesprächspartner, etwa als Tischnachbar, unendlich 
langweilig sein können. Sie reden selbst am meisten, hören 
sich selten eine Frage zu Ende an und antworten stereotyp.« 
Für viele Journalisten gilt dasselbe Für Tissy Bruns 
allerdings nicht. 


DER AUTOR 


Jens Spahn (geb. 1980 in Ahaus) ist seit 2002 Mitglied des 
Deutschen Bundestages und Obmann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im Ausschuss für Gesundheit. Der 
Bankkaufmann studiert Politikund Rechtswissenschaften. 


KAI GEHRING 


Das Gesicht hinter den 
Tickermeldungen - Karl-Heinz Reith 


In den neunziger Jahren galt Bildung als weiches Thema und 
spielte nur eine untergeordnete Rolle in deutschen 
Zeitungen. Mit dem PISA-Schock stieg Bildung zum harten 
Thema auf - und mit ihm der Bekanntheitsgrad der 
Bildungsjournalisten. Der Name eines der wichtigsten 
Vertreter bleibt den Zeitungslesern verborgen: Karl-Heinz 
Reith. So ist das Los eines Agenturjournalisten. Mir, dem 
jugendund hochschulpolitischen Sprecher der grünen 
Bundestagsfraktion, gab der alte Hase dezente Hinweise 
zum geschickten Bespielen des mitunter glatten 
Hauptstadtparketts. 


»Bildungspapst der Deutschen Presse-Agentur«, so wurde 
er mir vorgestellt. Das war 2005, auf meiner ersten 
Jahresmitgliederversammlung des Deutschen 
Studentenwerks in Berlin. Eine Mitarbeiterin nahm mich, 
den frisch gewählten Bundestagsabgeordneten, an die 
Hand: »Da steht Karl-Heinz Reith, den solltest du 
kennenlernen. Ein echtes Urgestein«, raunte sie leise und 
ließ mich allein stehen bei dem Mann mit den kurzen 
dunkelblonden Stoppelhaaren. 


Wenige Minuten später smalltalkte ich mit ihm über 
ungerechte Studiengebühren und fatalen 
Studienplatzmangel. Im Gegensatz zu manch anderen 
ersten Kontakten mit Koryphäen oder Schmierfinken der 
Hauptstadtjournalistenzunft schlug mir weder Arroganz noch 


Desinteresse entgegen. Reith schnaubte mir kein 
verächtliches »Was will denn der Youngster?« und kein 
ungläubiges »Sie sind Bundestagsabgeordneter?« entgegen, 
sondern zeigte Neugierde und Respekt. Die Audienz beim 
Bildungspapst verlief positiv und vielversprechend - der 
Grundstein für eine Zusammenarbeit zwischen 
Fachjournalist und Fachabgeordnetem war gelegt. 


Zeitsprung: Ein nieseliger Novemberabend, gut drei Jahre 
nach dem ersten Treffen. Cafe Einstein, Unter den Linden. 
Ein beinahe endloser Schlauch, rechts mit einer langen 
schwarzen Theke, links dicht an dicht kleine viereckige 
Tische. Hier trifft man sich geschäftlich, nicht zu einem 
Rendezvous. Politische Gespräche führt man hier, wenn es 
andere mitbekommen sollen - das Theaterstück vom 
»Sehen-und-gesehen-Werden« im parlamentarischen 
Mikrokosmos der Hauptstadt wird im Einstein tagtäglich 
aufgeführt. 


Reith wartet schon aufrecht sitzend auf einem der 
lederbezogenen Stühle. Die Fraktionssitzung hat etwas 
länger gedauert. Aber sie war höchst erfolgreich. Die 
Fraktion hat meine Vorschläge, wie der Hochschulpakt 
zwischen Bund und Ländern fortgeführt werden kann, 
einstimmig verabschiedet. Hintergrund: Geburtenstarke 
Jahrgänge und die verkürzte Schulzeit zum Abitur können in 
den nächsten Jahren zu mehr als einer halben Million 
zusätzlichen Studierenden führen, die wir wegen des schon 
bestehenden Fachkräfte- und Akademikermangels auch 
mehr als dringend brauchen. Voraussetzung: Bund und 
Länder müssen erheblich mehr und besser ausgestattete 
Studienplätze schaffen - der bisherige Hochschulpakt läuft 
aber leider miserabel und verfehlt seine Ziele deutlich. Das 
interessiert auch Reith. »Das liest sich sehr gut«, lobt er 
mein Konzept. 


Ich konnte noch nicht einmal laufen, als der gebürtige 
Dortmunder schon große Schritte als Journalist machte. Seit 
dreißig Jahren ist er Redakteur bei der dpa - erst in 
Düsseldorf, dann Bonn und Berlin. Ich dagegen bin dreißig 
Jahre jung. Auch wenn wir altersmäßig mindestens eine 
Generation auseinander liegen, verfolgen wir ein 
gemeinsames Herzblutthema: Die Chancenungleichheit und 
Undurchlässigkeit unseres Bildungswesen treibt uns beide 
um. Dass in Deutschland endlich öffentlich anerkannt ist, 
dass es einen engen Zusammenhang zwischen sozialer 
Herkunft und Bildungschancen gibt, kann sich Reith auch als 
sein Verdienst anrechnen. Ob BAföG-Reform, Studienkredite 
mit hohen Verschuldungsrisiken oder das Bewerbungs- und 
Zulassungschaos bei der Suche nach Studienplätzen: Mit 
seiner Erfahrung sowie hartnäckiger und ausdauernder 
Recherche klopft er ab, wie sich politische Vorhaben auf 
dieses Kernanliegen auswirken. 


Immer wieder habe ich den 59-Jährigen als investigativen 
Journalisten erlebt, der auch als alter Hase offen und 
neugierig geblieben ist. Er möchte Aufklärung im besten 
Sinne des Wortes betreiben. »Über Pro und Contra saubere 
Argumentationsketten aufbauen«, damit die Menschen sich 
selbstständig ein Bild machen können, erklärt er mit 
sonorer, westfälisch akzentuierter Stimme. Die 
Interpretation von Ereignissen hält er für zweitrangig, 
Kommentare mit erhobenem Zeigefinger empfindet er als 
»oberlehrerhaft«. Wie verträgt sich sein aufklärerischer 
Ansatz mit der eingeforderten Neutralität eines 
Nachrichtenredakteurs? »Wer als Joumalist unpolitisch ist, 
hat seinen Job verfehlt.« Allein schon die Auswahl, was eine 
Nachricht ist und was nicht, sei oft eine politische 
Entscheidung. Bei ihm kämen aber alle politischen Lager zu 


Wort, auch wenn er manches politische Statement absurd 
oder widersprüchlich findet. Worauf er allerdings allergisch 
reagiert, ist offensichtliches Lügen. Gut nachvollziehbar - 
wer lässt sich schon gerne für dumm verkaufen? 


Sein letzter Coup im Dienste der bildungspolitischen 
Aufklärung war die Debatte um nachgewiesene 
Abschreckungseffekte von Studiengebühren. Reith hat dabei 
eine Untersuchung zu den Auswirkungen der Campus-Maut 
öffentlich gemacht, die noch in der Schublade des 
Bundesbildungsministeriums schlummerte. Die Studie 
lieferte brisante Ergebnisse, da sie die abschreckende und 
sozial selektive Wirkung des Bezahlstudiums aufdeckt: Bis 
zu 18 000 junge Menschen des Abschlussjahrgangs 2006 
haben allein aufgrund der Studiengebühren auf ein Studium 
verzichtet. Diese Botschaft brachte Reith wenige Tage vor 
dem Dresdner Bildungsgipfel zwischen der Kanzlerin und 
den Ministerpräsidenten der Länder, ganz nach seinem 
Motto »Konflikte öffentlich machen«. 


An einem normalen Tag wäre die Gebührenstudie nicht so 
eingeschlagen, ist er sich sicher. Der Bildungsgipfel und vor 
allem die Entscheidung der Bundesbildungsministerin, die 
fertige Studie erst einmal zurückzuhalten, hätten die Brisanz 
erst so richtig hineingebracht. Ein Glücksfall für Reith und 
seine Form der beruflichen Selbstbestätigung. Als 
Agenturjournalist liest er den eigenen Namen nur selten in 
der Zeitung. Dafür genießt er das eitle Bauchkribbeln, wenn 
eine seiner Geschichten von der Nordsee bis zu den Alpen 
von jeder Zeitung gedruckt wird. »Das ist wie bei einem 
Schauspieler, der zählt, wie oft der Vorhang nach dem Stück 
aufgeht.« Damit ist klar: Beim Thema Eitelkeit gibt es 
durchaus Gemeinsamkeiten zwischen Journalisten und 
Politikern. Denn auch so mancher Volksvertreter misst 


seinen politischen Marktwert anhand von Trefferquoten bei 
Namensrecherchen im Internet. 


Muntere bildungs- und hochschulpolitische Debatten zu 
dokumentieren und katalysieren, auch mal unbequem zu 
sein - dabei läuft er zu Höchstform auf. Mit Karl-Heinz Reith 
personifizierte und entwirrte sich jedenfalls mein diffuses 
Bild von Nachrichtenagenturen. Denn hinter jeder 
Tickermeldung steckt ein Kopf, ein Journalist mit mal mehr, 
mal weniger politischem Anspruch, nicht etwa eine 
anonyme Nachrichtenproduktionsmaschine. 


Position beziehen und halten: Reith war mir stets ein 
verlässlicher Partner. Dass er als Journalist allen politischen 
Parteien bisweilen kritisch gegenübersteht, entpuppte sich 
dabei nicht als Hindernis, sondern eher als hilfreich. Auf alle 
Fälle konnte ich mich als Stimme der Opposition und Kritiker 
von Bundesbildungsministerin Schavan sowie des bildungs- 
und hochschulpolitischen Murks der Großen Koalition immer 
wieder über seine Meldungen zu Wort melden. Im 
Nachhinein würde ich sagen: Durch Reith konkretisierte sich 
für mich das sagenumwobene Geben und Nehmen von 
Politik und Medien in der Praxis. Win-win-Situationen und 
Synergieeffekte, Abfuhren und Offene-Türen-Einrennen 
inklusive. Daneben sorgte Reith mit dem ein oder anderen 
dezenten Hinweis dafür, dass ich das Berliner Parkett 
schneller durchdringen und bespielen konnte, anstatt darauf 
auszurutschen - mandatsbegleitendes Lernen sozusagen. 
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JÖRN THIESSEN 


Der amerikanische Präsident, meine 
Frau und ich 


Richard Nixon wurde im Dezember des Jahres 1972 als 
Präsident der USA wiedergewählt. Mit diesem berühmten 
Abstürzler verbindet mich rein gar nichts bis auf das 
schmale tertium comparationis, dass wir beide eben 
Politiker sind und nach Wiederwahl streben. Nixons re- 
election hat ihm nichts gebracht und meine steht in den 
Sternen zwischen Marsch und Watt in Schleswig-Holstein. 


Dennoch geben die jüngst freigegebenen 90 000 Seiten 
an Dokumenten und 200 Stunden Tonbandaufnahmen aus 
dem Oval Office einiges her für den Lebensalltag eines 
Hinterbänklers aus dem Norden unserer Republik. 


Wenige Tage nach der Wahl sah sich Richard Nixon 
allüberall von Feinden und Spitzeln umgeben. Und so sprach 
er zu seinem Vertrauten und Nationalen Sicherheitsberater 
Kissinger: »Die Presse ist der Feind. Das Establishment ist 
der Feind. (...) Die Professoren sind der Feind! Schreiben Sie 
das hundertmal an die Tafel, und vergessen Sie es nie.« 


»Die Presse ist der Feind.« Aha. Alle. Samt und sonders. Für 
Nixon alles klar. Aber für MdB Thießen? Am 7. Juli 2007 bin 
ich mit einem höchst attraktiven Teil der Berliner, wenn 
nicht deutschen, Presse vor den Traualtar getreten. Und 
habe damit eine wunderbare, ideologisch dennoch 
fragwürdige Verbindung nicht nur vor den Augen unseres 
damals schon nicht mehr krabbelnden Sohnes, sondern 


auch vor dem Schöpfer des Himmels und der Erde legalisiert 
und segnen lassen. 


Wie alles im Leben hat auch unser himmlisch 
ausgerichtetes Leben seine Höllenseiten. Und zwar immer 
und regelmäßig dann, wenn wir beide nach getaner Arbeit 
dazu kommen, uns über Politik zu unterhalten. Was heißt 
unterhalten?! Unter uns: Nach 22 Uhr interessiere ich mich 
überhaupt nicht für Politik. Oft auch schon ab 18 Uhr nicht 
mehr. 


Meine Gattin hingegen agiert gegenzyklisch: Tagsüber 
organisiert sie irgendeinen Pressewahnsinn rund um die 
Politik, angelt im Teich der Talkshowgäste, schraubt sich und 
andere in die Linsen der Kamera, quält die Tastatur bis zur 
milliardsten Presseerklärung. Und abends dann, wenn in 
Berlin die Lichter angehen, wenn das Kölsch bei Drautzburg 
fließt, wenn ich die Kinder im Bett habe und unter der 
Bettdecke in meinem Simenon schmökern will - dann 
erwacht das Interesse der Journalistin an Politik. 
Ausgerechnet dann. Ausgerechnet neben mir. Schon 
horizontal oder noch vertikal mit horizontalem Trend. Dann 
kommt meine Liebe gerade von einer »Anverstaltung«, wie 
unser vierjähriger Sohn solche Wortmüllkippen nennt, hat 
mit X und Hopp gesprochen und muss nun, exakt nun, und 
sofort mit mir über Konsumgutscheine verhandeln. Oder 
über Struck. Oder darüber, warum ich nie in der Zeitung 
stehe. 


Letzterer Vorwurf kommt oft vor. Und weil ich nicht in den 
Hauptstadtpresseerzeugnissen erscheine, sondern sich mein 
gedrucktes Leben in der Norddeutschen Rundschau abspielt, 
hält meine Gattin mich für eine Medienlusche. Sozi und 
Medienlusche - eine Kombi, die stets erneut zu 
vergnüglichen Debatten zwischen vertikaler und 
horizontaler Achse führt. 


Aber auf meine Heimatzeitungen lasse ich nichts kommen. 
Die eine berichtet gern mal über mich, die andere nur dann, 
wenn auch ein Schwarzer genau das will, was ich auch will, 
und das nur lokal, die dritte legt bei Nennung meines 
Namens mangels Interesse automatisch den Hörer auf. Das 
ist meine kleine Welt, mein Wahlkreis, meine Öffentlichkeit. 
Damit haben schon Generationen von Politikern vor mir 
gerungen. Der einzige Trost besteht mittlerweile darin, dass 
die Schwarzen mangels Köpfen und vor allem Ideen keinen 
Deut besser behandelt werden als ich. 


Manchmal - out of the blue - nimmt sich ein Journalist 
meiner an. Ein echter aus Berlin. Dann stehe ich im 
Frühstücksfernsehen rum oder in einer wirklich sehr großen 
Zeitung. Als »Experte« immerhin. Falls es Ihnen entgangen 
sein sollte: Ich bin Mitglied im Verteidigungsausschuss, 
Sektenbeauftragter der SPD-Bundestagsfraktion und aktiv 
im Deutsch-Afghanischen Freundeskreis. Zudem 
stellvertretender Vorsitzender der Deutsch-Japanischen 
Parlamentariergruppe.. Und wenn von den »echten« 
Expertinnen und Experten alle weg sind, dann bin ich im 
Bewährungsaufstieg. Und falle flugs wieder runter, wenn die 
anderen zurück sind. 


Meine liebe Frau bleibt angesichts solcher Vorgänge noch 
länger in der Horizontalen als gewöhnlich. Ihre Stimme 
nimmt dann so einen Predigtton an, den selbst ich nach 
sieben Jahren des Theologiestudiums nicht draufhabe. Der 
Text, den sie mir dann vorlegt, handelt von den anderen, 
noch Blöderen ohne Botschaft, die ihr tagsüber so vor die 
Flinte laufen, von den Phraseologen und Schaumschlägern, 
von all den anderen, die eben keine Medienluschen sind. 
Auch von Obama. Obama rauf und Obama runter Sein 
Charisma und dass der doch Sponsoren hatte, dessen 


lockerer Art und seinem Internet. Obama-Saft, Obama-Kraft 
- ich kann es nicht mehr hören. 


Und zuvörderst spricht meine Gattin von der Idee. Der 
durchschlagenden Idee. Dem Neuen, anderen, echt Großen. 
Zum Beispiel davon, dass ich ab morgen überall verkünden 
möge: Sofort raus aus Afghanistan, rein nach Simbabwe, 
runter vom Fraktionsvorsitz oder rüber über die 5/10/20-%- 
Hürde. 


Dann, ja dann winke der Olymp. Da werde man 
aufmerksam. Dann würde sie auch tagsüber an mich 
denken. Mich sogar abfilmen lassen oder zum Interview 
bitten. In Berlin. Für Deutschland. Für die Welt. Noch suche 
ich nach dieser Idee, bitte um sachdienliche Hinweise, für 
die eine angemessene Belohnung ausgesetzt wird. Nixon ist 
tot, ich lebe: Die Presse ist mein Freund, Professor war ich 
mal und als Establishment gehe ich sogar in Dithmarschen 
durch. 
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CARSTEN SCHNEIDER 


Die Generation Berlin wird erwachsen 
- Christoph Schwennicke 


Edelfeder - das ist wohl eine treffende Berufsbezeichnung 
für die Tätigkeit von Christoph Schwennicke. Der 43-jährige 
ist seit Ende 2007 Reporter beim Spiegel. Dort kann er, 
abseits des Tagesgeschehens und des täglichen 
Andrucktermins der Tageszeitungen, wunderschöne 
Geschichten schreiben: Porträts, Hintergründiges, auch 
Schräges. Sein Arbeitsplatz ist so etwas wie der Olymp des 
Journalismus, selbst wenn man wie Schwennicke zuvor 
bereits als Chef des Berliner Hauptstadtbüros der 
Süddeutschen Zeitung gearbeitet hat. 


Mein erster Kontakt mit dem politischen Journalisten 
Christoph Schwennicke war eine Vermittlungsaktivität. Im 
Jahr 1998 war ich im Alter von 22 Jahren gerade als jüngster 
Abgeordneter in den Deutschen Bundestag gewählt worden. 
Aufgrund dieses »Exotenstatus« erfuhr ich damals eine 
relativ große Öffentliche Aufmerksamkeit - von den RTL 
Nachrichten bis zur Harald Schmidt Show. Allerdings nicht 
von den seriösen Parlamentskorrespondenten, zu denen 
Schwennicke als Redakteur der Süddeutschen Zeitung zu 
rechnen war. Wahrscheinlich hat er mich damals so ernst 
genommen wie Marcel Reich-Ranicki die Pooth. Mein Bonner 
Bundestagsbüro teilte ich zu der Zeit mit dem Abgeordneten 
Christoph Matschie. Mit ihm wollte Schwennicke sprechen, 
als ich zur Überraschung unserer gemeinsamen Sekretärin 
selbst ans Telefon ging. Ich vermute, Schwennicke 
interessierten Ablauf und Diskussion aus der SPD- 


Fraktionssitzung. Erst einige Jahre später, besonders seit ich 
im Jahr 2005 haushaltspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion 
wurde, bin auch ich in den Fokus von Christoph Schwennicke 
gerückt. 


Zu Beginn meiner Arbeit als Bundestagsabgeordneter war 
ich mit den jüngeren Journalisten noch sehr schnell »per 
Du«. Das hat sich beidseitig in den vergangenen Jahren 
geändert. Inzwischen ist mein Verhältnis zu Journalisten 
meist rein professioneller Natur. Denn Distanz macht die 
Zusammenarbeit leichter, es sei denn, man kennt sich 
wirklich schon lange. Bemerkenswert finde ich, dass mit 
jüngeren Journalisten nur selten gemeinsame politische 
Interessen oder Ziele auszumachen sind - denkbar wäre ja 
beispielsweise ein altersbedingtes gemeinsames Interesse 
an ausgeglichenen öffentlichen Haushalten oder an 
Zukunftsinvestitionen. Da habe ich mehr ältere Journalisten 
bei dem Versuch erlebt, eigene politische Überzeugungen zu 
verbreiten. 


Mit Christoph Schwennicke teile ich eine gemeinsame 
Leidenschaft, die auch in seinen Beiträgen des Öfteren eine 
Rolle spielt: das Angeln. Zuletzt verarbeitete er dieses 
Hobby im vergangenen Oktober in einem Kommentar für 
Spiegel Online. Am Beispiel der sich von Bundesland zu 
Bundesland unterscheidenden Schonzeiten für den Hecht 
prangerte er die Absurditäten des bundesdeutschen 
Föderalismus an. Der Bildungsföderalismus stelle Eltern und 
Kinder beim Schulwechsel von einem in ein anderes 
Bundesland vor große Probleme: »Nichts passt zusammen, 
das Niveau nicht, der Lehrplan nicht, die Fächerfolge nicht.« 
Den Fischen mache der Föderalismus im Grunde nichts aus: 
»Hechte im Ammersee können schlecht umziehen, aber 
Menschen ziehen um in Deutschland.« Und weiter: »Die 
modernen Nomaden-Eltern erleben aber jeden Tag mit, wie 


ihr Kind in der neuen Schule am neuen Wohnort Qualen 
leidet, weil es entweder komplett unter- oder komplett 
überfordert ist.« 


In der Kritik an den Fehlsteuerungen des 
bundesdeutschen Föderalismus stimme ich mit Schwennicke 
durchaus überein. Es ist schlicht nicht einzusehen, warum 
jedes der 16 Bundesländer eine andere Schulpolitik verfolgt 
- woran auch die Kultusministerkonferenz nichts bessert. 
Aber dieses Beispiel verweist auch auf den entscheidenden 
Unterschied zwischen der Arbeit eines Journalisten und der 
eines Politikers: Journalisten steht es frei, in ihren Beiträgen 
nicht nur Missstände aller Art anzuprangern, sondern auch 
zu suggerieren, es gäbe auf komplizierte gesellschaftliche, 
wirtschaftliche und politische Fragen ganz einfache 
Antworten. Politikerinnen und Politiker können das so nicht, 
schon gar nicht, wenn ihre Partei die Regierung mitträgt. Sie 
stehen in der Verantwortung, tatsächliche Lösungen für 
diese komplizierten Fragen zu erarbeiten, diese - in der 
Regel - mit einem Koalitionspartner auszuhandeln und dann 
in die Tat umzusetzen. Mit den Ergebnissen ihrer Arbeit 
müssen sie sich dann den Bürgern zur Wahl stellen. Eine 
solche Verantwortung des Handelns haben Journalisten 
natürlich nicht. Aus diesem Unterschied erwächst die 
zentrale Spannung im Verhältnis zwischen Politik und 
Journalismus, die das gegenseitige Arbeitsverhältnis nicht 
immer einfach macht: Hier die Aufgabe, politisch zu 
entscheiden und zu handeln; dort die Aufgabe zu Kritik und 
Kontrolle der politischen Arbeit. Und dennoch sind beide 
Seiten bei ihrer Arbeit auf die jeweils andere angewiesen. 


Zurück zu den einfachen Antworten: Im Oktober 2006 
versuchte sich Christoph Schwennicke in der Süddeutschen 
Zeitung mit einem eigenen Katalog an Vorschlägen für 
Reformen am politischen System der Bundesrepublik. 
Ausgangspunkt seiner Reformvorschläge unter der 
Überschrift »So retten wir Deutschland« war die Frage, 


warum Angela Merkel eigentlich vom »»>Durchregieren« 
abgekommen und auf die >»Politik der kleinen Schritte< 
verfallen« sei. Schwennickes Antwort: »Weil politisch nichts 
mehr geht in Deutschland (...). Das Land ist unregierbar.« 
Um das Land aus dieser diagnostizierten Dauerblockade zu 
befreien, schlug Schwennicke in einem Zwölf-Punkte-Plan 
unter anderem die Einführung des Mehrheitswahlrechts, das 
Ersetzen des Bundesrates durch einen Senat wie in den 
Vereinigten Staaten, die völlige Finanzentflechtung von 
Bund und Ländern, die Reduzierung der Anzahl der 
Bundesländer sowie die Volkswahl des Bundespräsidenten 
vor. 


In einer Widerrede hat der Bonner Politikwissenschaftler 
Frank Decker diesen Beitrag in der von mir mit 
herausgegebenen politischen Zeitschrift Berliner Republik in 
allen Einzelheiten auseinandergebaut. »Reformvorschläge 
sind nämlich nur dann tauglich, wenn man ihre 
Systemverträglichkeit beachtet«, konstatierte Decker. »Es 
reicht eben nicht, sich auf der grünen Wiese Idealmodelle 
auszumalen und dann an die Politik zu appellieren, sie solle 
sich doch bitte einen »Ruck: geben und diese 
verwirklichen«s, so Decker weiter. Zwar gab der 
Politikwissenschaftler zu, dass Schwennickes Vorschläge 
eine humorvolle Mischung darstellten, die man mit 
Vergnügen lese, deren »ironische und polemische Zutaten« 
ließen sich »vom offenkundig ernst gemeinten Kern der 
Systemkritik aber nur schwer trennen«. Dass derartige 
journalistische Analysen in der Substanz an den Problemen 
der Regierungsfähigkeit in diesem Land vorbeigingen, ließe 
sich Decker zufolge durchaus verschmerzen, »würden die so 
transportierten populistischen Vorstellungen nicht starken 
öffentlichen Widerhall finden und verbreiteten 
Ressentiments gegenüber der Politik und dem politischen 
System in die Hände spielen«. 


Auch Journalisten müssen sich stets ihrer Verantwortung 
bewusst sein, über wen oder was sie auf welche Art und 
Weise schreiben. Denn sie beeinflussen mit ihren Artikeln 
die politische Meinungsbildung, ja sie können sogar die 
Macht besitzen, Aufschwung oder Fall eines Politikers oder 
einer Partei zu betreiben. Ein gutes Beispiel dafür ist ein 
Artikel von Christoph Schwennicke im Spiegel, erschienen 
im Februar 2008, über den damaligen SPD-Vorsitzenden Kurt 
Beck. Schwennicke beginnt dieses Porträt mit einer 
Beschreibung des Auftritts von Beck beim Schlachtfest in 
IIbesheim, einem Dorf in Rheinland-Pfalz: »Als er fertig ist 
mit seiner kurzen Rede, bekommt Kurt Beck vom Wirt eine 
Schüssel hingehalten, aus der er sich bedienen soll. Wie alle 
Männer vor ihm seiht Beck mit einer Kelle durch die Brühe 
und sucht: »Wo sind die Schnüffel?« Wer Beck noch nie in 
heller Freude gesehen hat, muss ihn sich vor einer Schüssel 
voller Schweineschnauzen vorstellen. »Schnüffel!<, ruft er, 
fündig geworden, während er eine wabbelnde, zerschnittene 
Schweinenase auf seinen Teller hievt, das sei das Beste an 
der Wutz, wenn sie gut gemacht ist. Nicht zu weich und 
nicht zu hart dürfen >de Schnüffels sein, eben genau richtig. 
Dabei macht er mit gestrecktem Zeige- und Mittelfinger 
eine Handbewegung in Richtung seiner Nasenlöcher, so wie 
man einen Stecker in die Steckdose steckt. (...) Beck 
schwelgt in Schnüffeln.« 


Man muss kein Verächter solcher regionalen Spezialitäten 
sein, um sich beim Lesen dieser Beschreibung zu ekeln. Wie 
musste diese Geschichte wohl bei den Spiegel-Lesern 
ankommen? Sicher, Schwennicke hat nur beschrieben, was 
er gesehen hatte. Aber ist diese Geschichte wirklich 
kennzeichnend für Kurt Beck? Ebenso gut hätte der Reporter 
die Details weglassen und Beck als volksnahen Landesvater 
beschreiben können. So jedoch wurde Schwennickes Stück 
für Beck zu einer »Killergeschichte«. Der Ekel über Becks 
Lust an den Schweineschnauzen verstärkte den Eindruck 


seiner politischen »Wurstigkeit«, den das vorzeitige 
Ausplaudern des Öffnungskurses gegenüber der Linkspartei 
in Hessen kurz vor der Hamburger Bürgerschaftswahl im 
Februar 2008 erzeugt hatte. 


»Haben Journalisten Macht?« - auf diese Frage antwortete 
Schwennicke im Jahr 2005 in einem Interview mit der 
Zeitung Das Parlament: »Es widerstrebt meinem beruflichen 
Selbstverständnis, Artikel mit der Überschrift >Was Frau 
Merkel jetzt tun muss«, zu schreiben, Handlungsanleitungen 
zu geben. Ich will nicht beeinflussen - ich will beschreiben.« 
Aber auch mit Beschreibungen lassen sich Stimmungen 
beeinflussen, kann Meinung gemacht werden. Wusste 
Schwennicke, was er mit seiner Beck-Geschichte bewirken 
würde? Schließlich arbeitet er beim Spiegel, dem 
Wochenmagazin, das nach wie vor eines der Leitmedien des 
deutschen Journalismus ist. 


Ebenso berechtigt ist allerdings die Frage, warum Politiker 
wie der Parteivorsitzende Kurt Beck Journalisten wie 
Schwennicke überhaupt mit zu ihren Terminen nehmen - 
obwohl sie wissen, dass dabei kritische Artikel, ja sogar 
Verrisse herauskommen können. Man braucht sich eben 
gegenseitig: Die Medienvertreter benötigen Informationen 
aus erster Hand, die Politiker die Öffentlichkeit, die sie über 
die Medienberichterstattung erreichen. Doch es kommt auch 
zu Verletzungen; schnell entsteht das Gefühl, unfair 
behandelt worden zu sein - auf beiden Seiten. Andererseits: 
Wer liest nicht gern die Hintergrundstücke über 
Bundesparteitage und Koalitionsrunden oder die Porträts 
über einzelne Politiker? Mir zumindest gefallen die dichten 
Beschreibungen und genauen Beobachtungen von Personen 
oder Situationen in Christoph Schwennickes gut 
recherchierten Hintergrundstücken. Zu einer solchen 
Sternstunde gehört für mich auch das sehr persönliche 


Interview mit dem damaligen Arbeitsminister Franz 
Müntefering, das Christoph Schwennicke gemeinsam mit 
seinem Kollegen Nico Fried im April 2007 für das 
Süddeutsche Zeitung Magazin führte. Häufig lese ich 
Zeitungen auf der Suche nach solchen Geschichten, die 
gründlich erarbeitet und nicht unter Zeitdruck in die Tasten 
gehauen wurden. Müntefering sehr persönlich mit starken 
Bildern - das gelingt nur sehr selten. 


Nach dem Umzug des Bundestages von Bonn nach Berlin im 
Jahr 1999 vollzog sich unter den 
Parlamentskorrespondenten ein Generationswechsel. 
Damals warf Dirk Kurbjuweit im Spiegel die Frage nach den 
möglichen Folgen von Umzug und Verjüngung für das 
Verhältnis zwischen Journalisten und Politikern auf. Christoph 
Schwennicke, zu dieser Zeit Berliner Korrespondent der 
Süddeutschen Zeitung, kam als ein Vertreter der 
nachrückenden 30- bis 40-jährigen Journalisten zu Wort. 
Kurbjuweit notierte: »Schwennicke hat das Gefühl, dass er 
ältere Politiker irritiert. Denen sei es am Ende lieber, sie 
hätten mit einem Journalisten aus dem anderen Lager zu 
tun als mit einem, den sie nicht einschätzen können. Und er 
meint zu spüren, dass ältere Politiker mit seinem Stil nicht 
klarkämen. Wie der ist? >»Verglichen mit der Generation der 
älteren Journalisten distanziert«, sagt Schwennicke.« 


Und das stoße auf Misstrauen. Denn, so Schwennicke 
damals: »Ich lasse mich politisch nicht so verorten. (...) 
Natürlich habe ich einen politischen Ort, aber der ist nicht 
Ausgangspunkt meiner Berichterstattung.« 


Auch nach meiner Beobachtung unterschieden sich die 
jüngeren Parlamentskorrespondenten von der alten Garde, 
die ich selbst in Bonn noch kennengelernt habe. Damals war 
bei vielen älteren Journalisten klar, mit welcher Partei sie 
sympathisierten. Und es machte den Umgang miteinander 


berechenbarer, wenn ich wusste: Das ist jetzt ein 
»Schwarzer«, mit dem ich spreche. Man war nicht einer 
Meinung in der politischen Bewertung, aber der Standpunkt 
des jeweils anderen war klar. Warum aber scheute die Garde 
der jüngeren Berliner Journalisten vor einer parteipolitischen 
Positionierung zurück? Diese Frage kann ich nicht 
beantworten, denn es gehört zum \Wesen des 
Politikerberufes, sich von Beginn einer politischen Laufbahn 
an parteipolitisch zu positionieren. Das Ergebnis ist 
jedenfalls, dass diese jüngere Journalistengeneration bisher 
viel farbloser wirkt als die ihrer Vorgänger. 


So lesen sich viele Kommentare von Christoph Schwennicke 
aus den Jahren 2000 bis 2005 wie gute »Sachkommentare«: 
Abgewogen und sauber durchargumentiert, aber meist von 
einem vermeintlich neutralen Standpunkt aus geschrieben. 
Die eigentliche Kraft des jourmalistischen Genres 
»Kommentar« entfaltet sich jedoch erst, wenn sich der 
Schreiber am Ende nicht um eine eigene klare Position 
herumdrückt. Wie hatte Schwennicke noch 2005 gesagt: »Es 
widerstrebt meinem beruflichen Selbstverständnis, Artikel 
mit der Überschrift »Was Frau Merkel jetzt tun muss«, zu 
schreiben.« Inzwischen jedoch lesen sich einige seiner 
Interventionen ganz anders. Auf Spiegel Online 
beispielsweise schrieb Schwennicke kürzlich einen 
Kommentar mit der Überschrift »Kann Merkel Krise?« Darin 
gab er wortgewaltig genau die politische 
Handlungsanleitung, von der er drei Jahre zuvor noch nichts 
wissen wollte: Merkels »ganzer Politikstil ist auf den 
Normalfall, nicht den Störfall angelegt. Sie betrachtet Politik 
als eine Angelegenheit, die vom Ende her zu denken ist. (...) 
In der Krise aber kann man nicht vom Ende her denken. In 
der Krise muss man vom Anfang her denken. Und intuitiv 
und beherzt das tun, was zum richtigen Ende führt.« Erleben 
wir also derzeit eine Politisierung der »Generation Berlin« 


des deutschen Journalismus? Gründe dafür gäbe es: Zum 
einen haben viele ihrer Vertreter inzwischen Familien 
gegründet, sind beruflich aufgestiegen und in eine andere 
Lebensphase getreten. Sie ist lange her, die unbeschwerte 
Zeit der rot-grünen Bundesregierung nach dem 
Parlamentsumzug von Bonn nach Berlin. Zum anderen leben 
wir in sich rasant verändernden Zeiten und stehen - 
angesichts von Klimawandel, Globalisierungsfolgen oder der 
jüngsten Finanzmarktkrise - unter wachsendem politischen 
Handlungsdruck. Auch Journalisten sind eben Kinder ihrer 
Zeit. 
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NIELS ANNEN und BJÖRN BÖHNING 
»Journellismus« - Roland Nelles 


Roland Nelles stammt aus dem alten Regierungssitz Bonn - 
das Wohnhaus der Eltern stand am Rhein genau gegenüber 
der Regierungszentrale. Nelles wusste schon in der 7. 
Klasse, dass er Reporter werden will. An der 
Jourmnalistenschule von Axel Springer ausgebildet, verdiente 
er bei der früheren DDR-Zeitung Der Morgen ebenso seine 
Sporen wie beim Hamburger Abendblatt. Schon 1993, als 
Die Welt nach Berlin zog, wurde Roland Nelles in der Stadt 
Reporter der dortigen Regionaldirektion. Er hat den Wandel 
der Stadt zur Metropole und zur Hauptstadt hautnah 
miterlebt. Er ist ein profunder Kenner der Szene und ein 
erfahrener Beobachter des Berliner Medien- wie 
Politikbetriebs.. Nur das Politikstudium an der Freien 
Universität Berlin unterbrach seine Tätigkeit bei der Welt, zu 
der er anschließend als Parlamentskorrespondent 
zurückkehrte. 


Heute ist Roland Nelles beim Nachrichtenmagazin Der 
Spiegel. Er war zuerst für die Grünen und die SPD zuständig, 
nun muss die Sozialdemokratie mit ihm alleine 
vorliepbnehmen. Mit der alten Bonner Journalistenszene 
verbindet ihn wenig. Die besondere Mischung aus 
Intimitäten, Stillschweigen und Fraternisierung in Bonn ist 
einem anderen journalistischen, hauptstädtisch- 
metropolitischen Charakter gewichen. 


Ohne Zweifel ist Roland Nelles ein besonderer Journalist. 
Er kann mit Fug und Recht behaupten, jeden Montag für 
Gesprächsstoff unter den Sozialdemokraten zu sorgen und 


dabei zu manch kontroverser Diskussion unter den 
Genossinnen und Genossen beigetragen zu haben. Nicht 
selten sind seine Stücke Drehbücher für montägliche 
Parteivorstands- oder Präsidiumssitzungen. Und wäre Roland 
Nelless für die CDU und nicht die Sozialdemokraten 
zuständig, wäre es zweifelsfrei mit dem Burgfrieden in der 
Union in Kürze vorbei. 


Schmierfinken heißt dieses Buch, doch bei allem 
gelegentlichen Ärger über Roland Nelles, so ist er sicher kein 
besonderer »Schmierfink«. Es ist eine Tatsache, dass der 
politische Journalismus in den letzten Jahren einen tiefen 
Wandel vollzogen hat. Gerade die neuen Medien verändern 
Konsumgewohnheiten und -ansprüche, machen Zeit für 
Reflexionen zur Luxusware. Sie unterziehen politische 
Verlautbarungen der »Anderthalb-Zeilen-Logik«: Keine 
Statements dürfen länger als anderthalb Zeilen sein. Stand 
früher - jedenfalls in der Regel - der ideologische 
Wettbewerb zwischen Parteien im Fokus des professionellen 
Beobachterss, so sind es heute fast ausschließlich 
Machtspielchen und Profilierungsversuche. Es gibt einige 
Journalisten, die Politik auf diese eine Seite reduzieren. Ihr 
Vorarbeiter heißt Roland Nelles. Argumente, Denkweisen 
und Handlungen von Politikern werden nur unter einem 
Gesichtspunkt analysiert: Was bedeutet die Position im 
parteiinternen Machtgefüge? Die Vorstellung, dass hinter 
Argumenten auch politische Überzeugungen stehen 
könnten, ist dieser Gedankenwelt weitgehend fremd. Nicht 
selten reduziert sich so die Ernsthaftigkeit der politischen 
Meinung auf kurzfristige Raumgewinne auf dem politischen 
Schachbrett. Dies geht nicht nur dem »Journellisten« so - 
auch die Politik übernimmt solche Rollenmuster allzu 
schnell. Wer aber Politik generell als ein zynisches 
Machtspiel begreift, wird auch dann hinter einem politischen 


Programm nichts als Kalkül vermuten, wenn es aus ehrlicher 
Überzeugung entstanden ist. 


Leider spielen politische Einschätzungen in der 
Berichterstattung der Medien in der Regel nur dann eine 
Rolle, wenn sie die Tektonik der Macht abbilden. Wie soll 
man es den Lesern da verdenken, dass sie immer weniger 
Vertrauen in die Politik und ihre Repräsentanten setzen? 
Machttektontik, darum ranken sich häufig die Gespräche mit 
Roland Nelles. 


Sein journalistisches Credo lautet: Politik reduziert sich auf 
das Liegen in Schützengräben. Lugt der Kopf einen 
Millimeter aus dem Graben heraus, ist das eine Meldung 
wert - mit der Hoffnung auf rhetorisches Sperrfeuer aus den 
anderen Reihen -, was natürlich gerne wieder in das Blatt 
aufgenommen wird. Man müsste einmal eine Statistik 
erstellen, wie viele virtuelle Debatten in der SPD geführt 
wurden, die durch geschriebene Gerüchte und geschickt 
Kombiniertes ausgelöst wurden. Roland Nelles wäre 
zweifelsohne der König dieser Statistik. Erlaubt sein muss an 
dieser Stelle die Frage: Was erfährt der geneigte Leser von 
Roland Nelles eigentlich über die SPD, abgesehen von den - 
wer würde das leugnen - wirklich vorhandenen Streitigkeiten 
innerhalb der Sozialdemokratie? 


Wer über die SPD berichtet, sollte professionellen Abstand 
halten und sich nicht mit den Objekten seiner eigenen 
Berichterstattung identifizieren. Das ist wahr. Den Vorwurf 
von zu großer Nähe zur SPD kann man Roland Nelles 
wirklich nicht machen. 


Doch wer seinen Leserinnen und Lesern wirklich etwas 
über den Verlauf von Debatten, über die innere Statik der 
SPD und die Motivation ihrer Akteure näherbringen will, der 


sollte sich für die SPD interessieren. Wer verstehen will, 
warum mancher Streit in der SPD schärfer ausgetragen wird 
als in anderen Parteien, muss sich die Mühe machen, in die 
viel beschworene »Seele der Partei«x einzutauchen. Ein 
Besuch bei einer Ortsvereinssitzung, bei dem es dem 
Journalisten nur darum geht, einen vermeintlich 
authentischen O-Ton gegen den Parteivorsitzenden zitieren 
zu können oder im nächsten Heft wachsenden Zweifel am 
Kanzlerkandidaten zu dokumentieren, reicht dafür nicht aus. 
Die SPD ist eine Volkspartei und damit ein hoch komplexes 
Gebilde. Von Ottmar Schreiner bis Peer Steinbrück hat sie 
ein breites Spektrum zu bieten. Wer verstehen will, was 
diese Partei zusammen hält, und wie Entscheidungen 
getroffen werden, der muss die Kultur, die Ästhetik und die 
Empathie dieser Partei nachzeichnen können. Wer zu einer 
belastbaren Einschätzung gelangen möchte, welche 
Positionen innerhalb der SPD an Raum gewinnen, welche 
Kandidaten auf dem Parteitag eine Chance haben, im ersten 
oder zweiten Wahlgang gewählt zu werden, und wer als 
Jourmalist mit seinen Prognosen über aussichtslose 
Kandidaturen nicht Schiffbruch erleiden möchte, der muss 
die Basis der SPD und ihre Organisationen ernst nehmen, 
zuhören und sich auch dann einmal blicken lassen, wenn der 
nächste Parteitag noch mehr als ein Jahr voraus liegt. 


Es wäre vermessen und auch falsch, die beschriebene 
Entwicklung im Journalismus allein Roland Nelles in die 
Schuhe zu schieben. Der Journalismus insgesamt hat sich 
verändert. Aus Kostengründen, aus Gründen der Aktualität 
und dem Zwang eines jeden Journalisten, Nachrichten im 
Online-Format zu produzieren, geraten Hintergründe, 
Einschätzungen und analytische Beiträge jenseits der 1000 
Zeichen mehr und mehr in Vergessenheit. Gleichzeitig 
haben sich im Internetzeitalter auch die Lesegewohnheiten 
der Konsumenten drastisch verändert bzw. verkürzt. Da 


(personelle) Ränkespiele um Macht und Einfluss sich 
besonders gut darstellen lassen, sind sie für die Medien 
attraktiv. Die beiden Systeme Journalismus und Politik 
interagieren dabei miteinander, die Akteure ordnen sich der 
neuen Zeit unter. Insofern lässt sich auch kein Schuldiger 
dieser Entwicklung finden, sondern nur ein medial- 
gesellschaftlicher Prozess beschreiben. Und dieser Prozess 
vollzieht sich vor dem Hintergrund des Generationswechsels 
in den Medien. 


Mit anderen Worten: Der »Journellismus« steht im deutschen 
Journalismus beispielhaft für den Mentalitätswechsel: weg 
vom analytischen hin zum apokalyptischen Journalismus. 
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Die »Unqueenige« - Sandra 
Maischberger 


Christiansen, Iliner, Will, ach ja, und Maischberger - so klingt 
das oft, wenn man nach den deutschen Talk-Queens fragt. 
Und vielleicht ist mit dieser kleinen Pause in der Aufzählung 
schon viel über Lust und Last der Moderatorin Maischberger 
gesagt. Es macht nicht sofort »klick«, wenn die Frage 
gestellt wird. Dabei war sie die Erste des Quartetts, die sich 
durch die Sender talkte. Als die »junge Gans« (Böhme über 
Maischberger) 1991 von dem »alten Esel« (Böhme über 
Böhme) bei Talk im Turm wegmoderiert wurde, waren die 
anderen Frauen entweder noch hinter den öÖffentlich- 
rechtlichen Kulissen beschäftigt oder mit der Präsentation 
der Tagesnachrichten befasst. Vielleicht ist sie zu früh 
gesprungen. Vielleicht ist sie ein Opfer der medialen 
Innovationskette, nach der neue Formate - viel zu häufig 
von der Insel oder aus Übersee abgekupfert - zumeist von 
den Privaten ausprobiert werden. Als ARD und ZDF das 
Infotainment entdeckten, war ihr Gesicht für die 
Quotenerwartungen der Senderchefs wohl nicht bekannt 
genug, zudem fehlte ihr der Stallgeruch. 


Das verwundert - und auch wieder nicht. Denn ihre 
Laufbahn begann Sandra Maischberger nach der Münchner 
Journalistenschule erst bei Tele 5, dann beim Bayerischen 
Rundfunk. Die ersten Gehversuche bei Tele 5 mit Mensch 
Mädchen und Sexy Night dürften wohl nur Publizistik- 
Studierenden bekannt sein, die für ihre Semesterarbeit die 
Irrungen und Wirrungen des deutschen Privatfernsehens 


nachzuvollziehen versuchen. Live aus dem Schlachthof vom 
Bayerischen Rundfunk hingegen blieb schon eher im 
Gedächtnis. Doch das stabilste im Maischbergerschen 
Moderatorinnenleben blieb lange Zeit der stete 
Senderwechsel. Und das ist eben kein Pfund, mit dem es 
sich in den Hierarchien von ARD und ZDF wuchern ließe. 
Nicht nur deshalb war Maischbergers Name auch nicht lange 
im Spiel, als es um die Christiansen-Nachfolge ging. 


Vielleicht aber kann Sandra Maischberger ja auch ganz gut 
damit leben, dass sie nicht für das Talkshow-Flaggschiff 
angeheuert wurde. Fernsehpreise hat sie auch so genug 
bekommen. Und das durchaus zu Recht, auch wenn es nach 
2004 weniger geworden sind. Sie ist die »unqueenigste« der 
Talkshow-Moderatorinnen, die auf der Bühne der öffentlich- 
rechtlichen Sender stehen. Das macht sie sympathisch und 
zugleich gefährlich für ihre Gäste. Denn hinter dem 
Unprätentiösen lauert die beharrliche Nachfragerin, wenn 
das Format ihr die Zeit dazu lässt und sie sie sich nimmt. 
Am besten zu erleben und zu beobachten war das bei n-tv. 


Die Besenkammer in der Berliner Taubenstraße, die sich 
Studio nannte, hatte schon ob ihrer räumlichen Enge eine 
besondere Atmosphäre. Der Tisch zwischen Sandra 
Maischberger und ihren Gästen war einen halben Meter 
breit. Genug, um die notwendige Distanz zwischen Fragerin 
und Befragten zu schaffen, aber viel zu wenig, um ihr 
ausweichen zu können. Die Nähe der Kameras tat ein 
Übriges. Entscheidend aber waren Sandra Maischbergers 
Augen. Wenn die einen während der dritten Nachfrage 
fixierten, musste man schon sehr hartgesotten sein, um bei 
seiner Linie zu bleiben. Man musste auf der Hut sein, gerade 
weil sie weniger bloßstellen, als den Dingen vielmehr auf 
den Grund gehen wollte. Allgemeinplätze oder rhetorische 
Ausweichmanöver halfen wenig. In der Viertelstunde 


Zwiegespräch wurde die Sitzgelegenheit bei ihr mitunter 
mehr zum heißen Stuhl als früher bei Olaf Kracht bei RTL - 
trotz Krawall und den damals zum Teil wüsten 
Beschimpfungen der Gäste untereinander. 


Nicht auszudenken, wie eine solche oder ähnliche 
Sendung heute im Ersten die Berliner Politik inspirieren 
würde. In der gegenwärtig herrschenden Mediokratie wäre 
sie ein spannendes Format, um dem Lauf der Dinge eine 
neue Umdrehung, einen neuen Drive zu geben. Noch 
rechtzeitig vor den Abendnachrichten brächte sie vielleicht 
nicht die Quote all der Telenovelas, Soaps und Endlos- 
Serien, aber doch einen Peak an politischer Information, an 
Auseinandersetzung und Hintergrund. Leider aber werden 
auch die späten Fernsehnachmittage bei den Öffentlich- 
Rechtlichen vornehmlich als Werbeumfeld gestaltet. So ist 
wohl kein Platz für eine politische Interviewsendung, selbst 
wenn Sandra Maischberger mit über tausend Ausgaben 
nachgewiesen hat, dass und wie so etwas funktioniert. 


Ich bekenne: Zu Maischberger bei n-tv bin ich trotz oder 
wegen der Herausforderung ganz gern gegangen. Denn bei 
aller Gesprächsintensität ging es nie unter die Gürtellinie, 
blieb die Persönlichkeit des Interviewten unangetastet, 
jedenfalls vonseiten der Moderatorin. Und die Redaktion 
erlag auch nicht in dem Maße dem neoliberalen Mainstream 
wie jene von Sabine Christiansen. Während ich mich dort 
nicht selten in der Rolle des Fossils aus längst vergangenen 
Zeiten wiederfinden sollte, wollte Maischberger wirklich 
Meinungen ergründen und politische Vorgänge erhellen. 
Nichts beschrieb den Niedergang des ambitionierten 
Projekts eines privaten Nachrichtensenders besser als das 
Ende dieser Sendung. Nichts von dem, was danach auf 
diesem Sendeplatz bei n-tv produziert und gesendet wurde, 
konnte dieses Format wirklich ersetzen. 


Insofern ist es bedauerlich, dass die ARD für Sandra 
Maischberger nur Platz am späten Dienstagabend hat, und 
dies auch nur mit einem Format, bei dem ihre Stärken zu 
wenig zum Tragen kommen. In der Sofalandschaft des 
Kölner Studios versackt manches Thema in einer seltsam 
uninspirierten Mischung aus Kerner, Beckmann und Jauchs 
Stern TV. Es scheint, als würden die tiefen Polster die 
Studiogäste zu besonderer Langatmigkeit anhalten, aus der 
sie auch Sandra Maischberger nicht immer herausholen 
kann. Und der Sendeplatz verführt offensichtlich dazu, sich 
immer mal wieder mit allzu fernen Randthemen zu 
beschäftigen, die mitunter besser bei Kallwass oder Geißen 
aufgehoben wären. Eigentlich fehlt nur noch, dass hinterher 
Johann Lafer zum gemeinsamen Kochen einlädt. 


Aber es sind nun auch schon über 200 Sendungen 
Menschen bei Maischberger. Bei der Quotenversessenheit 
der ARD-Oberen müssen demzufolge am Dienstagabend 
genügend Menschen einschalten. Dass ich nur selten 
dazugehöre, wird sie verschmerzen. 


Gewiss, es dürfte nicht sehr sinnvoll sein, den politischen 
Hahnenkämpfen am Sonntag, Mittwoch und Donnerstag 
noch einen vierten am Dienstag hinzuzufügen. Schon jetzt 
kann man sich die redaktionellen Krämpfe vorstellen, die bei 
Will, Plasberg und Iliner herrschen, wenn das angedachte 
Thema drei Tage vorher bei der Konkurrenz läuft. Doch 
Sandra Maischberger kann Politik nun mal am besten. 


Man darf hoffen, dass die ARD-Intendantenrunde Sandra 
Maischbergers Talent mehr ausbeuten möchte. Dazu hätte 
ich zwei Vorschläge: Gebt ihr zum einen mehr 
Gelegenheiten, Filme über Menschen zu machen, die man 
zu kennen meint. Sie wird garantiert noch Unentdecktes zu 
Tage fördern. Zum anderen wäre eine Interviewsendung wie 
die von Günter Gaus eine Neuauflage wert. Nicht irgendwo 


verschämt im Dritten nach den Spätnachrichten, sondern 
prominent platziert im Ersten vor den Tagesthemen. Das 
dreimalige Maischbergersche »Ja« auf die Frage, ob 
erstklassige Interviewformate im deutschen Fernsehen 
fehlten, legt zumindest die Vermutung nahe, dass sie sich 
einem solchen Ansinnen nicht verschließen würde und dass 
ihr trotz gegenteiliger Beteuerung der Talk-Journalismus am 
Dienstagabend nicht ausreicht. 
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Hängend an der Regenrinne - Karl 
Doemens 


Mit dem Strom ist er nie geschwommen - weder bei seiner 
Berichterstattung noch bei seinen Kleidungsgewohnheiten. 
So war es für einen Landtagskorrespondenten der 
Frankfurter Rundschau im Jahr 1996 mehr als ungewöhnlich, 
morgens gestiefelt und gespornt mit aufeinander 
abgestimmtem Hemd, Krawatte und Jackett in die 
bescheidene Kemenate der FR im Wiesbadener Schloss zu 
kommen, in der es noch nicht einmal einen ordentlichen 
Radioempfang gab. Karl Doemens zeichnet auch in 
Kleidungsfragen ein gewisses Sendungsbewusstsein aus, 
gepaart mit ironischer, von Herzen kommender 
Hilfsbereitschaft. Es war zum Beispiel ganz typisch für ihn, 
dass er mir eines Tages ein Faltblatt zuschob, in dem die 
Kunst des Krawattenbindens für den Ungeübten in einfachen 
Bildern dargestellt wurde. Irgendwo hatte er meine 
Unfähigkeit in diesen Belangen aufgeschnappt und meinte, 
Abhilfe schaffen zu müssen. 


In seiner Arbeit ist Karl Doemens hartnäckig, sehr 
hartnäckig. Bis heute gibt es hessische Grüne, die bei der 
Nennung seines Namens rote Flecken am Hals bekommen. 
Dies liegt an seiner besonderen Rolle in der 
Berichterstattung, die 1998 zum Rücktritt unserer 
damaligen Sozialund Umweltministerin Margarethe Nimsch 
führte. Deshalb gibt es auch heute noch in Sitzungen, von 
denen eigentlich kein Wort nach draußen dringen soll, den 
ironischen Hinweis, man möge bitte das Fenster schließen, 


Karl Doemens hänge sicher an der Regenrinne. Doch davon 
später mehr. Neben sauber recherchierten Artikeln und 
einer gewissen Sturheit im Verfolgen einmal als wichtig 
erkannter Themen fiel er durch seine bildhafte Sprache auf. 
Er war Nachfolger des langjährigen 
Landtagskorrespondenten Richard Meng, von dem der 
damalige Ministerpräsident Hans Eichel einmal sagte, zu 
dessen Kommentaren äußere er sich nicht, da Meng in der 
SPD Kombattantenstatus hätte. Karl Doemens achtete von 
Anfang an darauf, dass beim Lesen seiner Berichte sofort 
klar war, dass sich hier jemand die Aufgabe gestellt hatte, 
kritisch zu berichten. Dies betraf alle, die damalige rot- 
grüne Regierung aber natürlich im Besonderen. 


Allerdings scheute er auch nicht davor zurück, sich mit 
seinem DBrötchengeber anzulegen. Die Frankfurter 
Rundschau versuchte in den politisch heißen Januartagen 
des hessischen Wahlkampfs 1999 die 
Unterschriftenkampagne von Roland Kochs CDU gegen die 
doppelte Staatsbürgerschaft mit einer eigenen 
Unterschriftenaktion zu kontern. Doemens verstand zwar die 
Empörung, wehrte sich aber intern heftig gegen die 
deutliche Parteinahme und verwies auf die journalistisch 
gebotene Neutralität. In einem großen Artikel, prominent 
platziert auf der damaligen Seite 3, verdeutlichte er 
entgegen der allgemeinen Haltung der Zeitung, auf welch 
große Resonanz die CDU-Kampagne gegen die doppelte 
Staatsbürgerschaft in der Bevölkerung stieß. Aus heutiger 
Sicht lag er völlig richtig. Erst recht, wenn man bedenkt, 
dass Roland Koch sich nach der sensationell gewonnenen 
Landtagswahl 1999 explizit bei der FR für die 
Gegenkampagne bedankte. Er, Koch, hätte sich so viel 
Öffentlichkeitsarbeit ja nie leisten können. Ich habe Karl 
allerdings nie gefragt, wie er sich denn verhalten hätte, 


wenn er schon 1999 gewusst hätte, wie die hessische CDU 
ihre Kampagne finanzierte. 


Bei all seinen journalistischen Stärken ist er nicht davor 
gefeit, Sympathie oder Antipathie für Politikerinnen oder 
Politiker in seine Artikel einfließen zu lassen. Dies durften je 
nach Ausrichtung Andrea Fischer, Ulla Schmidt, Kurt Beck 
und in Hessen Margarethe Nimsch, Priska Hinz, Alexander 
Müller oder ich selbst erfahren. Das wurde bei seinem 
ersten großen Fall, der sogenannten 
»Cousinenwirtschaftsaffärex um Margarethe Nimsch, neben 
dem legitimen journalistischen Interesse an der Enthüllung, 
von interessierter Seite auch ausgenutzt. Es ist bekannt, 
dass Politikerinnen oder Politiker in aller Regel nicht 
zurücktreten, weil Journalisten oder der politische Gegner 
ihnen das Leben schwer machen, sondern weil sie die 
Unterstützung der eigenen Partei verlieren. Man stürzt nie 
über die anderen, sondern immer nur über die eigenen. Es 
gehören aber auch Journalisten dazu, die irgendwann das 
Jagdfieber packt, die die Berichterstattung zu ihrer eigenen 
Sache machen, denen am Anfang Informationen zugespielt 
werden, die dann aber das von anderen angeschobene Rad 
selbst weiterdrehen wollen und dabei irgendwann natürlich 
auch nicht mehr »neutral« sind. Das war in dieser Affäre 
auch nicht anders. 


Der politische Gegner, die hessische CDU, konnte der 
Dynamik der Affäre und den Artikeln der FR nur 
hinterherhinken. Karl Doemens war während dieser Zeit 
über Interna so gut informiert und allzeit präsent, dass er es 
gar nicht nötig hatte zu fensterln. Er erhielt seine 
Informationen auf anderem Weg. Trotzdem hat sich 
höchstwahrscheinlich auch zehn Jahre später die Empörung 
unseres damaligen Landesvorsitzenden Tom Koenigs über 
eine nächtliche Begebenheit immer noch nicht gelegt. Dem 


trat nach einer bewusst am Wochenende und nicht etwa in 
Wiesbaden, sondern im Frankfurter Römer anberaumten 
Krisensitzung beim Aufschließen seines Fahrrads aus dem 
menschenleeren Dunkel der Nacht Karl Doemens mit der 
Frage entgegen, was die Sitzung denn ergeben hätte. Zur 
Ehrenrettung von Karl Doemens muss man allerdings 
hinzufügen, dass er Ort und Zeit der Sitzung ja von einem 
Teilnehmer erfahren haben muss, weil er sicherlich nicht auf 
Verdacht nachts durch die Innenhöfe des Römers spazierte. 


Bei der »Cousinenwirtschaftsaffäre«x ging es um einen 
Auftrag des Sozialministeriums, der ohne Ausschreibung an 
eine Parteifreundin der Ministerin vergeben werden sollte. 
Das ursprünglich vorgesehene Projekt wurde zwar nie 
realisiert - es wurde nie auch nur ein Pfennig ausgegeben, 
sondern die Vergabe wurde vom damaligen Staatssekretär 
des Ministeriums selbst gestoppt. Trotzdem wurde der 
Vorgang in der Öffentlichkeit nicht zuletzt durch Doemens'’ 
Artikel und den geschickt gewählten Titel 
»Cousinenwirtschaft« zu einer der größten Affären der 
hessischen Grünen, die zum Rücktritt der Ministerin führte. 
Dass Karl Doemens für seine Berichterstattung den 
»Wächterpreis der Tagespresse« erhielt, war dann für uns 
Grüne die negative Krönung der ganzen Geschichte. 


Ich gestehe Karl Doemens zu, dass er ehrlicherweise und 
richtigerweise eine absolute Abneigung gegen Vetternund 
Parteibuchwirtschaft hat. Dass er Margarethe Nimsch nicht 
für die beste Besetzung an der Spitze des Ministeriums hielt 
und daraus auch kein Geheimnis machte, sei ihm auch noch 
erlaubt. Über ein Jahrzehnt später erlaube ich mir allerdings 
doch, die Frage nach der Verhältnismäßigkeit zu stellen. Aus 
der Hessen-CDU, die mit Anträgen, Anfragen, 
Sondersitzungen und einem Untersuchungsausschuss ihren 
Teil zum Gesamtgemälde beitrug und Karl Doemens 


anerkennend ob seines Wirkens für die demokratische Kultur 
auf die Schulter klopfte, wurde nur wenig später ein Skandal 
bekannt, der alle bisher gekannten Dimensionen sprengte: 
Der Schwarzgeldskandal - die illegale Verschiebung von 
zweistelligen Millionensummen nach Liechtenstein, um sie 
je nach Gusto auf unterschiedlichen Wegen, teils als 
»Vermächtnisse« getarnt, zum Wohl der hessischen CDU 
einsetzen zu können. Diejenigen in der CDU, die eine 
Verquickung von Partei und Staat verurteilt hatten, machten 
während ihrer Regierungszeit in Hessen den Staat 
tatsächlich zu ihrer Beute. Ob es um die Einstellung von 
verdienten Jung-Unionisten, um Aufträge für die ehemalige 
Werbeagentur eines Staatsministers oder den Versuch ging, 
durch Erarbeitung eines Gesetzentwurfs die Freien Wähler 
von der Teilnahme an einer Landtagswahl fernzuhalten: Was 
zu unseren Regierungszeiten aus Sicht der damaligen 
Opposition ein »Skandal« und »unglaublicher Vorgang« 
gewesen wäre, wird heute in Hessen fast schon als 
Normalität empfunden. Die darüber verfassten Artikel saß 
und sitzt die hessische CDU einfach aus, und wenn dann 
irgendwann jemand gar nicht mehr haltbar war, wie im Jahr 
2000 Franz-Josef Jung, dann schwor man sich trotzdem 
ewige Treue und ließ ihn 2003 als Fraktionsvorsitzenden im 
Landtag und 2005 als Bundesverteidigungsminister wieder 
auftauchen. Bezeichnenderweise kam es zum ersten 
dauerhaften Rücktritt einer hessischen CDU-Ministerin nicht 
etwa wegen politischen Fehlverhaltens, sondern weil diese 
sich irgendwann in einen anderen als ihren Ehemann 
verliebte. 


Nach der Landtagswahl 1999 nahm Karl Doemens die 
angebotene Stelle in der Berliner Redaktion der Frankfurter 
Rundschau mit der Zuständigkeit für Wirtschafts-, Renten- 
und Gesundheitspolitik gerne an und folgte ironischerweise 
dem ehemaligen hessischen Ministerpräsidenten Eichel, der 


Finanzminister wurde, in die Bundeshauptstadt. Von der 
Berichterstattung über direkte Parteipolitik, so Karl 
Doemens damals, habe er erst einmal die Nase voll. 
Deshalb werde er sich nun um reine Sachpolitik kümmern. 
Auch erwartete er in Hessen von der CDU/FDP-Regierung 
nichts außer gepflegter Langeweile. Sein durchaus 
vorhandener Spürsinn für journalistische Sensationen ließ 
ihn in diesem Fall schmählich im Stich. Nur wenige Monate 
später tobte in Wiesbaden der Schwarzgeldskandal der 
hessischen CDU, die Bundespresse schlug in Hessen über 
Monate hinweg ihre Zelte auf, und Karl Doemens fiel im 
Urlaub ob der Bild-Schlagzeile »CDU - Geldwäsche wie bei 
der Mafia« fast in den Pool. Tapfer und durchaus erfolgreich 
stellte er sich der selbst auferlegten Aufgabe, sachlich über 
Gesundheitsund Rentenpolitik zu berichten. Niemals 
vergessend, die Neuigkeiten, die er herausgefunden hatte, 
auch möglichst als Vorabmeldungen über die 
Nachrichtenagenturen laufen zu lassen. Trotz der 
ausgefeilten und exakt errechneten Krankenkassenbeiträge 
und vVersicherungspolicen für die Riesterrente, war 
denjenigen, die seine Artikel genauer lasen, klar, dass er 
etwa für Andrea Fischer größere Sympathien hegte als für 
seine Aachener Landsfrau Ulla Schmidt, die übrigens 
niemand so gut imitieren kann wie Doemens selbst. In der 
Renten- und Gesundheitspolitik hatte er sich durch seine 
akribischen Recherchen einen Namen gemacht, so dass er 
Mitte 2004 vom Handelsblatt abgeworben wurde. Neben der 
Rentenpolitik war er nun auch wieder parteipolitisch 
unterwegs: Er hatte die Zuständigkeit für die SPD 
übernommen und durfte das Kommen und Gehen diverser 
Parteivorsitzender miterleben, beschreiben und 
kommentieren. 


Doch Karl Doemens wäre nicht Karl Doemens, wenn er eine 
neue Herausforderung nicht für spannender hielte als einen 


noch so interessanten Status quo. Da sein alter Arbeitgeber, 
die Frankfurter Rundschau, mit dem Format auch das 
redaktionelle Konzept auf ein neues, in Deutschland bisher 
einmaliges »tägliches Politikmagazin« umstellte, war der Job 
des Büroleiters in Berlin dann doch eine große Verlockung. 
Wieder schwamm er gegen den Strom, verließ den sicheren 
Dampfer Handelsblatt, um auf das grüne Gummiboot 
Frankfurter Rundschau zu wechseln. 


Obwohl er auch in meiner Erinnerung immer mit einer der 
größten Niederlagen der hessischen Grünen verbunden sein 
wird, ich ihm den spürbaren Ehrgeiz, in der 
»Cousinenwirtschaftsaffäre« einen Rücktritt herbeizuführen, 
nicht ganz verzeihen kann und mir natürlich immer bewusst 
ist, dass Karl Doemens vor allem Journalist ist, was ich auch 
bei Gesprächen mit ihm nie vergesse - ich mag ihn, und ich 
glaube, dass geht ihm mit mir auch so. Ich muss ihm 
allerdings an dieser Stelle beichten, dass die Anleitung zum 
Krawattebinden bis heute wirkungslos blieb. Bei den 
wenigen Gelegenheiten, zu denen ich eine Krawatte trage, 
ist es mir immer gelungen, jemanden zu finden, der sie mir 
bindet. Ich hatte mir vorgenommen, es ab dem 4. November 
2008 endlich zu lernen. Warum es dazu nicht kam, ist 
allerdings eine andere hessische Geschichte. 
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